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Anton P. Müller

Internationale Schuldenkrise

Bedingungen und Risiken ihrer Bewältigung

Der Begriff .Auslandsverschuldung" umfaßt
die Devisenverbindlichkeiten von Ländern
gegenüber ausländischen Banken, internatio-
nalen Institutionen und anderen Staaten.
Nach Axt des Schuldners unterscheidet man
zwischen öffentlicher bzw. öffentlich garan-
tierter Auslandsverschuldung und der Ver-
schuldung privater Kreditnehmer eines Lan-
des ).

Grundlegend für die Auslandsverschuldung
ist, daß die Verbindlichkeiten auf Devisen
lauten und somit auch die Fähigkeit eines pri-
vaten Schuldners, seinen Schuldendienstver-
pflichtungen nachzukommen, von der Verfüg-
barkeit über Devisen abhängt

I. Bestandsaufnahme
Der Ausdruck „internationale Schuldenkrise"
bezieht sich auf die zunehmenden Schwierig-
keiten einer Reihe von Ländern, ihren Zah-
lungsverpflichtungen nachzukommen. Beson-
ders betroffen sind südamerikanische Länder,
auf die fast die Hälfte der gesamten Aus-
landsverschuldung der Nicht-Ol-Entwick-
lungsländer entfällt. Die gesamte Auslands-
verschuldung der Entwicklungsländer hat ge-
genwärtig einen Stand von 812,4 Mrd. US-Dol-
lar erreicht2). Besondere Sorge bereitet dabei
das starke Wachstum der Verschuldung, da
sich allein seit 1978 die Gesamtverschuldung
mehr als verdoppelte (s. Tab. 1).

Für die Zahlungsfähigkeit ist jedoch in erster
Linie nicht die absolute Höhe der Verschul-
dung ausschlaggebend. Kurzfristig ist die
Zahlungsfähigkeit vom „cash-flow" bestimmt,
d. h. — vereinfacht ausgedrückt — von der
Differenz zwischen ein- und ausgehenden Fi-
nanzierungsmitteln.
Ein gebräuchlicher Indikator zur Einschät-
zung der Zahlungsfähigkeit ist deshalb die

Schuldendienstquote, wobei der zu leistende
Schuldendienst in Form von Zinszahlungen3



und Tilgungen zu den Exporteinnahmen ei-
nes Landes in Beziehung gesetzt wird. In den
letzten Jahren sind diese Quoten für nahezu
alle Entwicklungsländer laufend angestiegen
und haben mit der Ausnahme von Asien in
sämtlichen Weltregionen einen Wert von
über 20% erreicht. Besonders gravierend ist
hier die Entwicklung in Südamerika, wo die
Schuldendienstquote 1982 54,1% erreichte

und für das Jahr 1984 mit einer Quote von
42,7 % zu rechnen ist (s. Tab. 2).
Eine besondere Sprengkraft erhält die inter-
nationale Verschuldung auch durch die
starke Konzentration auf Gläubigerseite. Be-
sonders ausgeprägt ist diese Konzentration
beim Engagement von US-amerikanischen
Banken in Lateinamerika. In mehreren Fäl-
len übersteigen die Kredite allein an die



vier größten lateinamerikanischen Schuldner
Brasilien, Mexiko, Venezuela und Chile über
100% des Eigenkapitals einschließlich der

Rückstellungen dieser Banken. In einem
Fall erreicht das Engagement sogar 230%
(s. Tab. ).3

II. Ursachen und Entwicklung der Schuldenkrise
Die Aufnahme von Auslandskapital zur Ent-
wicklungsfinanzierung ist ein durchaus nor-
maler Vorgang. Schon vor dem ersten öl-
preisschock stieg die Verschuldung der Ent-
wicklungsländer rasch an. In. den sechziger
Jahren lag der jährliche Zuwachs bei 11 bis
12%, in den fünfziger Jahren sogar bei 14 % 3).
Diese Entwicklung war solange tragbar, wie
sie mit einer laufenden Ausdehnung des
Welthandels einherging und die kreditauf-
nehmenden Länder hohe Exportzuwächse
verzeichnen konnten.
In den siebziger Jahren, nach dem ersten öl-
preisschock, änderten sich die weltwirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen jedoch grundle-
gend. Während die OPEC-Staaten anlagesu-
chende Zahlungsbilanzüberschüsse anhäuf-
ten, gerieten die ölimportierenden Entwick-
lungsländer in extreme Finanzierungsnöte
und mußten wachsende Leistungsbilanzdefi-
zite hinnehmen. Die Industrieländer gerieten
ab 1975 in eine scharfe Rezession, die jedoch
mit expansiven geld- und fiskalpolitischen
Mitteln relativ rasch bewältigt werden konn-
te. Folge dieser Politik allerdings war, daß die
einsetzende Konjunkturerholung mit einer
ausgeprägten Inflation einherging.
Eine zum Teil spekulative Nachfrage nach
Rohstoffen und reichlich verfügbare, aus
OPEC-Quellen gespeiste Liquidität auf den
internationalen Finanzmärkten, nicht zuletzt
aber auch der zunehmende Wettbewerbs-
druck unter den internationalen Banken er-
öffnete nun auch solchen Ländern den Zu-
gang zum internationalen Kapitalmarkt, die
vorher fast ausschließlich auf öffentliche Kre-

dite angewiesen waren. Projektorientierte Fi-
nanzierung trat damit zurück und machte ei-
ner ungebundenen Kreditvergabe Platz. Oft-
mals dienten die aufgenommenen Mittel der
bloßen Zahlungsbilanzfinanzierung und flos-
sen in unproduktive Verwendungsbereiche
oder in die Kapitalflucht4). Die Banken glaub-
ten sich absichern zu können, indem die Kre-
dite entweder direkt an den Staat oder unter
staatlicher Garantie vergeben wurden. Außer-
dem konnte man durch die Konsortialtechnik,
d. h. die Aufteilung der gesamten Kredit-
summe auf mehrere Gläubigerbanken, das Ri-
siko streuen.
Der zweite ölpreisschock traf die Industrie-
länder zu einem konjunkturell äußerst emp-
findlichen Zeitpunkt mit der Folge einer fünf
Jahre lang anhaltenden Konjunkturschwäche,
die in den ersten Jahren von einer weiterhin
hohen Inflationsrate begleitet war5). Die nun-
mehr von den Industrieländern verfolgte Des-
inflationspolitik erbrachte zwar einen Rück-
gang der Inflation, führte aber zu steigenden
Realzinsen und verlängerte die Rezession.
Damit kehrten sich die vorher für die kredit-
nachfragenden Länder günstigen Faktoren
(niedriger bzw. negativer Realzins und starke
Nachfrage nach Rohstoffen) in das Gegenteil
(hohe Realzinsen und stagnierende Nachfra-
ge) um.
Immer mehr Entwicklungsländer gerieten
seit Anfang der achtziger Jahre in Zahlungs-
engpässe. Eine erste Zuspitzung erfuhr diese
Entwicklung 1982, als das in Finanzkreisen als
kreditwürdig beurteilte Mexiko6) zahlungs-
unfähig zu werden drohte.

III. Zuspitzung der Verschuldungskrise
Als Mexiko im August 1982 über keine liqui-
den Mittel mehr verfügte, um den anstehen-
den Zahlungsverpflichtungen nachzukom-
men, ging es vordringlich darum, panikartige

Kettenreaktionen im internationalen Finanz-
system zu verhindern. In einer bis dahin bei-
spiellosen Zusammenarbeit von Banken, Re-



gierungen, nationalen und internationalen
Währungsbehörden ist es gelungen, „einen
durchaus vorstellbaren Zusammenbruch des
stark gewachsenen, komplexen und deshalb
störanfälligen internationalen Finanzsystems
mit allen seinen Folgen zu verhindern“7).

1 ) M. Meier-Preschany, Das Problem der interna-
tionalen Verschuldung — Konsequenzen für das
deutsche Bankgewerbe, S. 93, in: Internationales
Bankgeschäft Außenhandelsfinanzierung und Risi-
ken im internationalen Geschäft der Banken,
Frankfurt a. M. 1984, S. 93—102
12) Mexican debt in: The Economist vom 15. Sep-
tember 1984, S. 87 f.

Die herausragende Rolle bei dieser und den
folgenden Rettungsaktionen hatte der Inter-
nationale Währungsfonds (IWF) inne, der un-
mittelbar nach dem Ausbruch der akuten
Zahlungskrise zum maßgeblichen Koordina-
tor aufrückte8). Ungeachtet der Vielzahl der
beteiligten Banken (ca. 1 200) und der Unter-
schiedlichkeit von Art und Umfang ihres En-
gagements ist es dem Währungsfonds gelun-
gen, auch die Gläubigerbanken in die Verant-
wortung zu nehmen und sie zu bewegen, ih-
rerseits neue Mittel in erheblichem Umfang
bereitzustellen. Die Mitwirkung der Banken
erreichte der Währungsfonds dadurch, daß er
ultimativ die Gewährung eigener Mittel von
der Bereitschaft der Banken zur Neukredit-
vergabe abhängig machte9). Durch die vom
Fonds durchgesetzte Einbeziehung der Gläu-
bigerbanken bei der mexikanischen Rettungs-
aktion wurde ein Musterfall für die nachfol-
genden Zahlungskrisen geschaffen. Dieses
Verfahren besteht im wesentlichen darin, daß
die Banken die formelle Bedienung der Alt-
kredite durch Neukreditvergabe vorfinanzie-
ren und den weitaus größten Teil der Mittel

bereitstellen. Der Fonds beschränkt sich auf
die Vergabe von Krediten im Rahmen der den
IWF-Mitgliedsländern zustehenden Zie-
hungsmöglichkeiten. Vor allem aber verbin-
det der Fonds die Gewährung von Beistands-
krediten mit wirtschaftspolitischen Auflagen
und übernimmt so auch die Kontrolle über
wesentliche Teile der Finanz- und Wirt-
schaftspolitik dieser Länder.
Zum Ende des Geschäftsjahres 1983/1984 wa-
ren 35 IWF-Anpassungsprogramme in Kraft
mit einer Gesamtzusage von IWF-Mitteln in
Höhe von 18,6 Mrd. SZR10). Umschuldungs-
und Refinanzierungsvereinbarungen gegen-
über Geschäftsbanken beliefen sich im Jahre
1983 auf schätzungsweise 180 Mrd. US-Dol-
lar11).
Wie das Beispiel Mexiko aber zeigt, sind sol-
che Umschuldungen und Restrukturierungs-
maßnahmen unter Umständen nur sehr kurze
Zeit erfolgreich. Bereits 1984 mußte Mexiko
erneut um Umschuldung nachsuchen, als ab-
sehbar wurde, daß das Land außerstande sein
würde, die 1985 anstehenden Tilgungssum-
men in Höhe von rund 10 Mrd. US-Dollar auf-
zubringen. In einer zweiten großangelegten
Umschuldungsrunde wurde ein Betrag von
fast 50 Mrd. US-Dollar restrukturiert, und die
in der zweiten Hätte der achtziger Jahre auf-
tretenden Fälligkeiten wurden über einen
Zeitraum von 14 Jahren ausgedehnt12).

IV. Grundlagen der Umschuldungspolitik
Unmittelbare Ursache für die Zahlungsunfä-
higkeit eines Landes ist der Mangel an ver-
fügbaren Devisen. Die Auslandskredite wur-
den in Fremdwährung aufgenommen und
müssen dementsprechend in Devisen bedient
werden. Wird ein Schuldnerland zahlungsun-
fähig, so bedeutet dies erstens, daß das Land
zum Zeitpunkt der Fälligkeit von Zins- oder
Tilgungszahlungen nicht über genügend
selbsterwirtschaftete Devisen verfügt und
zweitens, daß das Land keine Devisenkredite
mehr zur Verfügung gestellt bekommt Die
Kreditgeber stufen den Schuldner als kredit-
unwürdig ein. Ein privater Schuldner müßte
in einem solchen Fall Konkurs anmelden.
Auch bei Ländern ist dies grundsätzlich mög-
lich, praktisch aber irrelevant da Länder auch
nach einem Bankrott fortbestehen und Ban-

ken kaum unmittelbare Zugriffsmöglichkei-
ten auf die Realwerte eines Schuldnerlandes
haben. Schließlich ist eine Anwendung des
Insolvenzbegriffes auf Staaten auch deshalb
unzweckmäßig, weil die theoretisch zu unter-
stellende Konkursmasse regelmäßig bei wei-
tem die Verbindlichkeiten übersteigt.
Zahlungskrisen von Ländern sind somit im
wesentlichen immer Liquiditätskrisen. Von
entscheidender Bedeutung für den Gläubiger
ist allerdings die Dauer. Nur wenn damit ge-
rechnet werden kann, daß das Schuldnerland
in absehbarer Zeit wieder seine Zahlungsfä-
higkeit zurückgewinnt, lohnt es sich für den



Gläubiger, durch die Neukreditvergabe den
Zahlungsengpaß zu überbrücken. Ist mit einer
baldigen Wiederherstellung der selbständi-
gen Zahlungsfähigkeit eines Schuldners nicht
zu rechnen, so ist es für die Gläubigerbank
sinnvoller, den Kredit sofort abzuschreiben
und nicht noch weiter durch zusätzliche
Neukreditvergabe den Bestand an unein-
bringlichen Forderungen zu erhöhen.
Indem die Gläubigerbanken Neukredite in ei-
nem Betrag vergaben, der — so der IWF in
seinem Jahresbericht — „weit über das hin-
aus(ging), was ohne konzertierte Bemühungen
um die Bereitstellung neuer Mittel bereitge-
stellt worden wäre" ) , haben sich die Gläubi13 -
gerbanken dem Druck des IWF gebeugt und
implizit dessen Prämisse übernommen, die
Zahlungsschwierigkeiten der umschuldenden
Länder seien bald behebbar. Der Fonds und
mit ihm die Banken gehen so bei der Um-
schuldungspolitik von der Annahme aus, die
Zahlungsschwierigkeiten dieser Länder seien
lediglich Folge einer ungünstigen Fälligkeits-
struktur der Verbindlichkeiten oder eines
bloß temporären Ausfalls von Einkünften, so 
daß Verbesserungen der Fristenstruktur der

Fälligkeiten, Hilfen des Fonds beim Schul-
denmanagement und die Einleitung gesamt-
wirtschaftlicher Anpassungsmaßnahmen die
eigenständige Zahlungsfähigkeit dieser Län-
der bald wieder herstellen würden.

Mit dem unter der Federführung des IWF be-
schrittenen Weg wurde der Eintritt einer for-
mellen Zahlungsunfähigkeit zwar verhindert,
und jedenfalls auf kurze Sicht ziehen hieraus
Gläubiger und Schuldner einen Vorteil. Der
Schuldner gewinnt mit dem Zahlungsauf-
schub eine Atempause, die zur Rückgewin-
nung der selbständigen Zahlungsfähigkeit ge-
nutzt werden kann, und die Gläubigerbanken
sind vorerst davon befreit, den Kredit voll ab-
schreiben oder ausfallende Zinszahlungen in
den Ertragsrechnungen negativ ausweisen zu
müssen.
Grundsätzlich können Umschuldungen je-
doch nur kurzfristig eine Entlastung bringen.
Gelingt es dem Schuldner nicht, bald wieder
aus eigener Kraft zahlungsfähig zu werden, so
steigen die mit der Umschuldungspolitik ver-
bundenen Kosten sowohl beim Schuldner als
auch beim Gläubiger rasch an.

V. Auswirkungen der Umschuldungspolitik bei den Schuldnerländern
Rein finanztechnisch betrachtet können Um-
schuldungen unendlich lange vorgenommen
werden. Bei jeder Umschuldung wächst je-
doch die absolute Höhe der Verbindlichkei-
ten. Dies trifft auch auf bloße Restrukturie-
rungen ohne Neukreditvergabe zu, bei denen
lediglich die Laufzeit der Kredite gestreckt
wird, da aufgrund der längeren Abzahlungs-
dauer zusätzliche Zinslasten anfallen.
Der Schuldner bewegt sich so unaufhaltsam
auf einen Grenzwert zu, bei dessen Erreichen
es lohnender erscheint, die Verpflichtungen
zurückzuweisen, da die mit einer offiziellen
Aberkennung der Schulden (repudiation) ver-
bundenen Kosten geringer erscheinen als die
eines langwierigen Abtragens der alten
Schuldenlast, die unter Umständen noch von
einer längst abgelösten Regierung angehäuft
wurde14).
Unterstellt man den verschuldeten Ländern
jedoch rationales Verhalten, so ist es unwahr-
scheinlich, daß die Regierungen einseitig ihre

Schulden nicht mehr anerkennen. Ein solcher
Schritt verursacht hohe Folgekosten in Form
eines langfristigen Bonitätsverlustes, handels-
politischer Sanktionen und weltwirtschaftli-
cher Isolation. Fraglich ist deshalb weniger
die Zahlungswilligkeit als die Zahlungsfähig-
keit der verschuldeten Länder.

Voraussetzung für die Rückgewinnung der
Zahlungsfähigkeit ist die ausreichende Er-
wirtschaftung von Devisen, um eine einwand-
freie Bedienung der Altkredite zu ermögli-
chen. Fraglich ist allerdings, ob die im Zusam-
menhang mit den Umschuldungen getroffe-
nen Anpassungsmaßnahmen diesem Ziel voll
dienlich sind.

Der IWF betreibt auch bei den Schuldnerlän-
dern die Anpassungspolitik, die in der Ver-
gangenheit für die anders gearteten Fälle von
kurzfristigen Zahlungsbilanzdefiziten bei In-
dustrieländern unter dem Regime fester
Wechselkurse entwickelt wurde. Typischer-
weise sind die IWF-Anpassungspakete größ-
tenteils nachfrageorientiert und kurzfristig
angelegt. Zur Bekämpfung der Inflation wer-
den meist die Kontrolle der Geldmenge und
Maßnahmen zur Eindämmung des Haushalts-
defizits empfohlen. Unter Umständen kommt



der Abbau von Preissubventionen hinzu. Au-
ßenwirtschaftlich soll eine Währungsabwer-
tung die Exporte anregen und die Importe
einschränken15). Der für die Rückgewinnung
der Zahlungsfähigkeit entscheidende Faktor,
die Exportleistungsfähigkeit, wird durch
diese Programme eher noch eingeschränkt,
wenn man etwa in Rechnung stellt, daß der
Import bestimmter Güter die Voraussetzung
für den Aufbau einer wettbewerbsfähigen Ex-
portproduktion ist und Staatsausgaben not-
wendig für den Aufbau der Infrastruktur. Au-
ßerdem werden unter einem Regime flexibler
Wechselkurse bei unelastischer Nachfrage
nach Importen u. U. die mit der Abwertung
verbundenen Preiserhöhungen der Importgü-
ter auf das inländische Preisniveau übertra-
gen und auf die Exportgüter weitergeleitet ).
Schließlich gefährdet eine scharfe Restrik
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-
tionspolitik die innenpolitische Stabilität,
wenn man beispielsweise bedenkt, daß der
Produktionszuwachs in diesen Ländern nun-
mehr im dritten Jahr unter der Rate des Be-
völkerungswachstums lag ) .17

Durch die bisher praktizierte Umschuldungs-
und Anpassungspolitik wurde zwar das Fallis-
sement eines Schuldnerlandes verhindert,
und der IWF konnte Maßnahmen in den
Schuldnerländern durchsetzen, die zu einer
Verbesserung der Leistungsbilanzen dieser
Länder führte.
Vor allem bei den am meisten gefährdeten
lateinamerikanischen Ländern ist diese Ver-
besserung jedoch nahezu ausschließlich auf
die Einschränkung der Importe zurückzufüh-
ren, die 1982 um 30% zurückgingen und 1983
um 27%, während die Exporte 1983 um ledig-
lich etwa 1 % wuchsen. Auch 1983 stieg so das
Verhältnis von Gesamtverschuldung zu Erlö-
sen aus Güter- und Dienstleistungsexporten
bei den lateinamerikanischen Ländern von
300% auf 308,5% weiter an. Die Zinszahlun-
gen allein für die beiden größten lateinameri-
kanischen Schuldner Brasilien und Mexiko
beliefen sich 1983 auf je etwa 10 Mrd. US-Dol-
lar und nahmen damit allein schon fast die
Hälfte der Güterexporterlöse dieser Länder
in Anspruch18).

VI. Banken in der Gläubigerfalle
Eine formelle Zahlungsunfähigkeitserklärung
hätte zur Folge, daß die Gläubigerbanken ei-
nen Teil ihrer Aktiva abschreiben müßten,
was auf der Passivseite der Bankbilanz zu ei-
nem entsprechenden Verlust an Eigenkapital
führen würde.
Es liegt im Eigeninteresse der Banken, diesen
Schritt möglichst zu vermeiden und den for-
mellen Tatbestand der Zahlungsunfähigkeit
eines Schuldners möglichst nicht eintreten zu
lassen. Vor allem US-amerikanische Banken
suchen gewinnmindernde Abschreibungen
und Rückstellungen zu umgehen, da ihre Ge-
winnentwicklung anhand der Vierteljahresbe-
richte von den Aktionären stark beachtet
wird und Gewinneinbußen schnell auf den
Kurs der Bankaktie durchschlagen.
Bei der gegebenen Konzentration der Aus-
landsverschuldung auf die lateinamerikani-
schen Schwellenländer und dem starken En-
gagement von US-Banken bei diesen Ländern,
unterliegen die amerikanischen Gläubiger-
banken einem starken Druck seitens der ver-

schuldeten Länder, durch immer neue Kredit-
vergabe die auftretenden Zahlungsschwierig-
keiten zu überbrücken. Ein wachsender Teil
der Neukreditvergabe an die verschuldeten
Länder beruht deshalb auf einer „zwangswei-
sen Kreditvergabe"19) oder stellt — im
Sprachgebrauch der Bank für internationalen
Zahlungsausgleich (BIZ) — eine „induzierte
Kreditvergabe"20) dar.
Diese Entwicklung zwingt die Banken zu ei-
ner Gratwanderung. Wenn für ein Schuldner-
land formelle Zahlungsunfähigkeit erklärt
würde, so hätte dies unmittelbare Konsequen-
zen für die Liquidität und — bei dem Ausmaß
der involvierten Beträge — für die Solvenz
der Gläubigerbanken. Andererseits erhöht
die laufende Neukreditvergabe das Länderob-
ligo der Banken hinsichtlich solcher Staaten,
die objektiv betrachtet als kreditunwürdig
eingestuft werden müßten.
Umschuldungen steigern zwar durch höhere
Zinssätze auf Neukredite das Gewinnpoten-
tial einer Bank — und ein Teil der günstigen
Gewinnentwicklung bei den international tä-
tigen Banken im vergangenen Jahr ist hierauf
zurückzuführen21) —, doch decken selbst die



derzeit üblichen Zinsaufschläge für Neukre-
dite an Problemländer von 1,5 bis 2%-Punkten
in vielen Augen nicht mehr ausreichend das
mit der Aufstockung des Kreditportefeuilles
verbundene Ausfallrisiko ab.
Auch auf der Refinanzierungsseite sind die
Gläubigerbanken in einer kritischen Lage.
Durch die erzwungene Kreditvergabe wird
ein unabweisbarer Refinanzierungsbedarf er-
zwungen. Da die Kreditinstitute aus den auf-
gezeigten Gründen die Vergabe neuer Kre-
dite an die von der Zahlungsunfähigkeit un-
mittelbar bedrohten Länder de facto nicht zu-
rückweisen können und wegen der im Zuge
der Umschuldungen vorgenommenen Til-

gungsstreckungen auch weniger Altkredite
zurückgezahlt werden bzw. die Tilgung der
Altkredite von den Gläubigerbanken vorfi-
nanziert wird, ergibt sich, daß laufend ein ho-
her Bestand an Problemkrediten refinanziert
werden muß. Die Gläubigerbanken müssen
unter allen Umständen Einlagen an sich zie-
hen, was nur durch entsprechend hohe Zins-
angebote gelingt. Wenn man die Höhe des
Kreditvolumens an die Problemländer be-
rücksichtigt und in Rechnung stellt, daß drei
Viertel der Auslandsverschuldung auf Dollar
lautet, so ergibt sich hieraus ein nicht unbe-
trächtlicher Druck auf ein steigendes Zinsni-
veau des Dollar.

Die im internationalen Kreditgeschäft übliche
Technik des „Roll-over-Kredits" ermöglicht
die Überwälzung der steigenden Refinanzie-
rungskosten auf den Kreditnehmer, da der
laufende Kredit in regelmäßigen Abständen
an den im Interbankenmarkt herrschenden
Refinanzierungssatz22) angepaßt wird. Das
Zinsänderungsrisiko wird so auf den Schuld-
ner überwälzt. Allerdings verbleibt bei der
Gläubigerbank das Refinanzierungsrisiko,
und dieses nimmt im Zuge der Umschuldun-
gen zu.

2) In der Regel ist dies der sog. „LIBOR-Satz“, die
.London-Inter-Bank-Offered-Rate“, d. h. der auf dem
Interbankenmarkt in London jeweils gebotene
Zinssatz für Einlagen.
2) S. hierzu E. P. Imhof, Der .Fall' Continental Illi-
nois, in: Zeitschrift für das gesamte Kreditwesen, 37
(1984) 12, S. 561 f.

24) International Business Week vom 29. Oktober
1984, S. 57.
25) The skippers. A survey of central banking, S. 41,
Beilage in: The Economist vom 22. September
1984.
26) Time von 3. Dezember 1984, S. 42 ff.

Sowohl auf dem Eurokreditmarkt als auch in
den USA selbst operieren die im internationa-
len Kreditgeschäft tätigen Banken auf der
Grundlage kurzfristiger Einlagen. Die Refi-
nanzierungsbasis der amerikanischen Groß-
banken besteht größtenteils aus handelbaren
Einlagezertifikaten (Certificates of deposit)
von institutioneilen Einlegern. Da die Einla-
gen dieser Großanleger die von der Einlagen-
sicherung gedeckten Beträge um ein Vielfa-
ches übersteigen, können bereits geringe
Zweifel am Standing einer Bank massive Ein-
lagenabziehungen auslösen23).
Ein hierdurch ausgelöster Liquiditätsverlust
bedroht die Solvenz einer Bank auf der Pas-
sivseite. Aufgrund der engen Verflechtungen
der internationalen Großbanken untereinan-
der können solche Abziehungen bei einer
einzelnen Bank rasch auf das gesamte Ban-
kensystem übergreifen. Durch eine Aufkündi-

VII. Auswirkungen

gung der Interbankeinlagen wäre auch der
Eurokreditmarkt betroffen.
Auch wenn es zu keiner derartigen dramati-
schen Entwicklung kommt, verursacht die
Aufstockung des Kreditportefeuilles mit
zweifelhaften Krediten einen schleichenden
Vertrauensverlust Dies führt bei den Anle-
gern zu einer Umschichtung in möglichst
kurzfristige Einlagen und zieht höhere Zins-
forderungen als Risikoausgleich nach sich.
Folge hiervon ist, daß die Banken auf einer
zunehmend unsicher werdenden Refinanzie-
rungsbasis operieren müssen.
Diese Tendenz wird durch heimische Pro-
blemkredite in den USA noch verstärkt, so
daß immer mehr Banken insolvent werden.
Ende Oktober 1984 standen nicht weniger als
750 US-Banken auf der sogenannten „Pro-
blemliste" der staatlichen Einlagensicherung
FDIC (Federal Deposit Insurance Corpora-
tion)* ). Nach durchschnittlich sechs Bankzu-
sammenbrüchen pro Jahr zwischen 1946 und
1980 hat sich die Jahresrate von 1981 bis 1983
auf über 33 erhöht25). In diesem Jahr allein
waren bisher 71. Bankzusammenbrüche zu
verzeichnen ).26
Wegen der Doppelrolle des Dollar als heimi-
sche US-Währung und maßgebliches interna-
tionales Liquiditätsmittel schlägt diese Ent-
wicklung in den Vereinigten Staaten voll auf
die internationalen Finanzmärkte durch und
hat hier ab 1983 zu einer grundlegenden Um-
lenkung der Kapitalströme in die USA ge-
führt Im zweiten Halbjahr 1983 erreichten die



Nettointerbankzuflüsse in die USA auf das
Jahr hochgerechnet einen Betrag von 53 Mrd.
US-Dollar, das ist nahezu dreimal so viel, wie
diese Zuflüsse während des gesamten Jahres
ausmachten ).27
Diese sich abzeichnende Mittelverknappung
auf den internationalen Finanzmärkten ergibt
sich angesichts eines ungebrochenen Finan-
zierungsbedarfs der Entwicklungsländer. Al-
lein für die lateinamerikanischen Länder
rechnet der IWF mit einem jährlichen Finanz-
bedarf von 40—50 Mrd. US-Dollar. Würden
sich die Banken wie in der Vergangenheit mit
ca. 50% an der Finanzierung beteiligen, so
müßten sie ihre Länderobligos jährlich um
7 bis 7,5% aufstocken. Dies erscheint jedoch
gegenwärtig nicht realisierbar ).

Die Liquiditätsverknappung kann auch durch
entsprechende zusätzliche Mittelbereitstel-
lung seitens des IWF nicht ausgeglichen wer-
den. Trotz der 1983 erfolgten Aufstockung der
Fondsmittel im Rahmen der Quotenerhöhung
auf 89,2 Mrd. SZR und zusätzlich getroffener
Kreditvereinbarungen mit reservenstarken
Ländern in Höhe von 18,5 Mrd. SZR reichen
die dem Fonds verfügbaren Mittel nicht aus,
die anstehenden Zahlungsbilanzdefizite zu fi-
nanzieren, wenn man in Rechnung stellt, daß 
die zum Ende des Geschäftsjahres ausstehen-
den Fondskredite bereits ,7 Mrd SZR aus31 -
machten29) und nach einer „Faustregel“ die
dem Fonds im Verlauf der Quotenerhöhung
zugehenden Mittel nur etwa zur Hälfte für
Kreditvergaben verwendbar sind30).

VIII. Ausblick
Ausschlaggebend dafür, daß in den letzten
zwölf Monaten viele Entwicklungsländer ihre
außenwirtschaftliche Situation verbessern
konnten, war der ausgeprägte konjunkturelle
Aufschwung in den Vereinigten Staaten. In
Verbindung mit einem steigenden Dollarkurs
ergab sich ein starker Importsog, von dem
auch die Entwicklungsländer in Form höherer
Exporte profitieren konnten. Der Effekt, der
vom hohen amerikanischen Realzinsniveau
auf die Verschuldungssituation ausging,
konnte hierdurch weitgehend kompensiert
werden.
Die die Zahlungsfähigkeit eines Landes un-
mittelbar bestimmenden Faktoren Export, Im-
port und Schuldendienst sind jedoch direkt
miteinander verknüpft und — da drei Viertel
der Auslandsverschuldung der Entwicklungs-
länder in Dollar bestehen — aufs engste mit
der Entwickung in den Vereinigten Staaten
verbunden. In diesem Jahr hat der Anstieg
der amerikanischen Importe die gestiegenen
Zinskosten weitgehend kompensiert. Es ist je-
doch unwahrscheinlich, daß die USA weiter-
hin ihr Handelsbilanzdefizit so wie in der
Vergangenheit ausweiten können, als es von
28,1 Mrd. US-Dollar in 1981 über 36,4 Mrd.
US-Dollar in 1982 auf 61,1 Mrd. US-Dollar in
1983 anstieg31). Unter Umständen könnte je-

doch ein Nachlassen der amerikanischen Im-
porte aufgrund einer konjunkturellen Ab-
schwächung mit einem Zinsrückgang verbun-
den sein. Dies ist jedoch nicht zwingend.
Bei einem Tagesumsatz von 120 Mrd. US-Dol-
lar auf den internationalen Finanzmärkten32),
und hiervon allein auf den Devisenmärkten
von rund 70 Mrd. US-Dollar pro Tag33), wer-
den die Handelsströme von den Finanzströ-
men und nicht umgekehrt bestimmt. Da auf
den internationalen Finanzmärkten, wie die
Volumina zeigen, größtenteils finanztech-
nisch bedingte Transaktionen getätigt wer-
den, die keinen unmittelbaren Bezug zur re-
alen Güterwirtschaft haben, findet trotz flexi-
bler Wechselkurse weder ein Ausgleich der
Handelsströme statt noch gleichen sich die
internationalen Zinssätze an. Dies gibt zu der
Befürchtung Anlaß, daß ebenso wie das wach-
sende Handelsbilanzdefizit der USA zu kei-
ner Senkung des Dollarkurses geführt hat,
auch eine konjunkturelle Abschwächung
keine Zinsentspannung herbeiführt.
Wegen der Kurzfristigkeit der Einlagen am
Eurowährungsmarkt müssen in kurzen Ab-
ständen die gesamten ausstehenden Kredite
refinanziert werden. Die in den überschulde-
ten Ländern engagierten Banken müssen da-
bei die Risikoaufschläge der Einleger voll ak-
zeptieren, da sie ihren Refinanzierungsbedarf
nicht steuern können. Der vorgegebene Refi-
nanzierungsbedarf führt auch dazu, daß Mut-
terbanken aus dem Nicht-Dollar-Raum heimi-



sehe Währungen über den Devisenmärkten
umtauschen und ihren international enga-
gierten Töchtern in Form von Dollareinlagen
zur Abdeckung ihrer ausstehenden Forderun-
gen zuführen müssen. Schließlich sind die
verschuldeten Länder gezwungen, erwirt-
schaftete konvertierbare Währungen aus dem
Nicht-Dollar-Raum in Dollar umzutauschen,
um ihre auf Dollar lautende Auslandsschuld
zu bedienen.
Folge hiervon ist, daß — entgegen den funda-
mentalen realwirtschaftlichen Faktoren — so-
wohl die Dollarzinsen als auch der Dollarkurs
auf hohem Niveau gehalten werden. Diese
Faktoren, die zu einem großen Teil auf die
Auslandsverschuldung zurückzuführen sind,
schlagen ihrerseits voll auf die Schuldenbela-
stung bei den betroffenen Ländern durch, de-
ren Schüldenberg, in Dollar bewertet, weiter
anwächst und die auf diese Schulden höhere
Zinssätze zahlen müssen.

Ein Abbau der Verschuldung setzt voraus,
daß über eihen längeren Zeitraum die über-
schuldeten Länder hohe Wachstumsraten in
ihren Exporten erzielen und bei den Zinszah-
lungen eine Entlastung eintritt. Dies ist nur

möglich, wenn die Industrieländer in eine an-
haltende Wachstumsphase eintreten und ihre
protektionistischen Schranken gegenüber
Produkten aus der Dritten Welt abbauen.
Beim Ziel einer Zinsentlastung ergibt sich ein
Konflikt zwischen der nationalen amerikani-
schen Wirtschafts- und Geldpolitik und den
Bedürfnissen einer Versorgung der Weltwirt-
schaft mit ausreichender internationaler Li-
quidität. Auf lange Sicht muß deshalb über-
legt werden, wie das internationale Wäh-
rungssystem reformiert werden kann. Wie die
Entwicklung im Dollarbereich zeigt, kollidie-
ren die Finanzierungsbedürfnisse der über-
schuldeten Entwicklungsländer unmittelbar
mit denen der amerikanischen Volkswirt-
schaft, insbesondere mit denen des defizitä-
ren US-Bundeshaushalts. Bei einer Reform
des internationalen Währungssystems müßte
ein Weg gefunden werden, wie die Doppel-
rolle des US-Dollar als heimische amerikani-
sche Währung und als wichtigstes Medium
internationaler Liquidität aufgelöst werden
kann, so daß das Angebot an internationaler
Liquidität unabhängig von den Erfordernissen
einer einzelnen nationalen Volkswirtschaft
steuerbar wird.



Wolfgang Zaschke

Internationale Sozialpolitik

Institutionen, Programmatik, Rahmenbedingungen

Internationale Sozialpolitik ist ein in For-
schung, Lehre und Politik .vergessenes' The-
ma. Die Rede ist von den völkerrechtlichen
Übereinkommen der Internationalen Arbeits-
organisation (ILO), der Sozialpolitik der Euro-
päischen Gemeinschaft und dem Weltbe-
schäftigungsprogramm der Vereinten Natio-
nen ).1 Um die Frage nach Aktualität und
Handlungsspielraum der Internationalen So-
zialpolitik (ISP) unbefangen zu beantworten,
muß man sich zunächst von einigen Vorurtei-
len der .Disziplinen freimachen.
Die Realität der Internationalen Sozialpolitik
entspricht weder dem .realistischen' Vorur-
teil, Außenpolitik sei in erster Linie Machtpo-
litik der Nationalstaaten und ISP nur ein tak-
tisches Zugeständnis der nationalen Regie-
rungen an .ihre' Gewerkschaften 2), noch er-
füllt die ISP den Traum vom .internationalen
Wohlfahrtsstaat 3). Sie besitzt keine Lösung
für die brennenden Probleme der Weltwirt-
schaft: Verschuldung und Unterentwicklung.
Dennoch hat die Internationale Sozialpolitik
zum Verhältnis von internationaler Politik
und Wirtschaft u. U. mehr zu sagen als bei-
spielsweise die Theorie der Internationalen
Beziehungen oder die Außenwirtschaftstheo-
rie. Internationale Sozialpolitik agiert am
Scharnier zwischen der nationalen Krise des
Wohlfahrtsstaats und der internationalen
Krise des Systems der Wohlfahrtsstaaten );
ihr Ziel ist die .Steuerung' der nationalen So
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zialpolitik.

1)B. Schulte/H. F. Zacher, Der Aufbau des Max-
Planck-Instituts für ausländisches und internatio-
nales Sozialrecht, in: Vierteljahresschrift für Sozial-
recht, 10 (1981) 2.
2 H. A. Kissinger, Domestic Structure and Foreign
Policy, in: Daedalus, 95 (1966); ,N. M.', International
Labor in Crisis, in: Foreign Affairs, 49 (1970/71), S.
519—532; R. G. Gilpin, The richness of the tradition
of political realism, in; International Organization,
38 (1984)2.
3) G. Myrdal, Jenseits des Wohlfahrtsstaats, Stutt-
gart 1961; W. L Bühl, Transnationale Politik, Stutt-
gart 1978, S. 107—123.
4) OECD, The Welfare State in Crisis, Paris 1981.

Nach dem Zweiten Weltkrieg entdeckten die
Sozialwissenschaften eine .Modernisierungs-
funktion' des Krieges. Erst die Weltwirt-
schaftskrise und die militärische Mobilisie-
rung hatten dem Staatstyp zum Durchbruch
verholten, der heute als Wohlfahrtsstaat ver-

traut ist Nach dem Krieg gab es in den west-
lichen Ländern mehr Gleichberechtigung von
Männern und Frauen, weniger Diskriminie-
rung von Ausländern, eine Ausweitung der
Arbeitslosenversicherung und vor allem den
Aufbau eines beschäftigungspolitischen In-
strumentariums. Das neue Währungssystem
von Bretton-Woods setzte diesen Staatstyp
voraus. Es erlaubte ihm, in gewissen Grenzen
von festen Wechselkursen abzuweichen und
die Zahlungsbilanz auch einmal mit Zeitver-
zug auszugleichen, um so den nötigen Spiel-
raum für eine expansive oder restriktive
Haushaltspolitik und das heißt für die Be-
schäftigungspolitik zu erhöhen. — Diesen Zu-
sammenhang zwischen Innen- und Außenpo-
litik erkannte man für einen Moment auch
nach dem Ersten Weltkrieg. Die Vermutung,
daß die Mängel der nationalen Sozialpolitik
für den Kriegsausbruch mitverantwortlich
waren, führte zur Aufnahme des Themas in
den Versailler Friedensvertrag und zur Grün-
dung der Internationalen Arbeitsorganisation
im Jahr 1919. Vor diesem Hintergrund muß
man die .Ursachen' der .Krise des Wohlfahrts-
staats' neu überdenken.
So gibt es Gründe für die Annahme, daß tech-
nologische Veränderungen und der interna-
tionale Strukturwandel nicht die einzigen Ur-
sachen der aktuellen internationalen Beschäf-
tigungskrise darstellen ). Wenn heute rund
800 Mio. Menschen in
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Armut leben und 330
Mio. arbeitslos oder unterbeschäftigt sind, da-
von rund 30 Mio. in den westlichen Industrie-
ländern, so ist dies auch ein Versagen der
nationalen Wohlfahrtsstaaten ). Zwischen na6 -
tionalen Staatsapparaten gibt es zwei Aus-
gleichsmechanismen: den Zwang zum Aus-
gleich der Zahlungsbilanz und das internatio-
nale Währungssystem. Der Nationalstaat ver-
mittelt so gezwungenermaßen zwischen .in-
neren' und .äußeren' Sachzwängen oder auch
Handlungsmöglichkeiten. Möglicherweise ist
die Ursache für sein Scheitern in Fragen der

5) G. Zilbura, Weltwirtschaft und Weltpolitik 1922/
24—1931, Frankfurt 1984; P. A Sorokin, War and
Post-War Changes in Social Stratifications of the
Euro-American Population, in: American Sociologi-
cal Review, 10 (1945), S. 294—303.
6) Internationale Arbeitsorganisation, Internatio-
nale Arbeitskonferenz, 69. Tagung Bericht VI (1),
Beschäftigungspolitik, Genf 1982, S. 3f; OECD, Em-
ployment Outlook, Paris 1983, S. 23.



internationalen Kooperation das Versagen
bei der nationalen .Steuerung'. Wenn die Um-
gestaltung dieses innerstaatlichen Instrumen-
tariums eine .geheime' Ursache der interna-
tionalen Krise darstellt, dann gewinnen die
Fragen der Internationalen Sozialpolitik eine
besondere Aktualität.
Die Fragen sind einfach: Welche Veränderun-
gen in den nationalen Wohlfahrtsstaaten sind
nötig, um internationale Zusammenarbeit zu
ermöglichen? Welche internationalen Maß-

nahmen sind geeignet, um die nationalen
Schwächen des Sozialstaates zu verringern?
Wenn man nach dem Verhältnis von Autono-
mie und Sachzwang in der ISP fragt, muß man
nicht die utopische Sicht der .internationalen
Steuerung' übernehmen ). Eine Antwort ist
möglich. Dazu muß man allerdings die Ent
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wicklung der völkerrechtlichen und institu-
tioneilen Praxis, die politische Konzeption
und die Wirksamkeit der ISP näher betrach-
ten.

I. Internationale Sozialpolitik aus völkerrechtlicher Sicht
Internationale Sozialpolitik umfaßt als Völ-
kerrechtssystem spezifische Völkerrechtssub-
jekte (Akteure) und bestimmte Regeln, Nor-
men und Verfahren zur Regelung von inter-
nationalem Verhalten ).8

Relevante Akteure sind alle Instanzen, die in-
ternationales Sozial- und Arbeitsrecht be-
schließen, setzen oder durchführen, also
— nationale Regierungen (die bilaterale oder
multilaterale Verträge abschließen können),
— die Internationale Arbeitsorganisation
(ILO) mit ihren Übereinkommen und Empfeh-
lungen,
— sonstige UN-Organisationen oder interna-
tionale Organisationen, die ratifikationsfä-
hige internationale Normen verabschieden
(z. B. UN-Vollversammlung; Europarat).
Völkerrechtsquellen der Internationalen So-
zialpolitik sind die
— Übereinkommen der ILO,
— Übereinkommen des Europarats,
— bilaterale sozialrechtliche Verträge (z. B.
Sozialversicherungsabkommen für Wanderar-
beiter),
— multilaterale Verträge (z. B. EWG-Ver-
trag),
— das Sozial- und Arbeitsrecht der Europäi-
schen Gemeinschaft,
— Bestimmungen der UNO-Charta.
Verfahren zur Durchführung sind
— die Kontroll- und Informationsanfragen
der ILO an nationale Regierungen bezüglich
der Durchführung der ILO-Übereinkommen
und -Empfehlungen;

— die Rechtsprechung durch den Internatio-
nalen und den Europäischen Gerichtshof;
— die Kooperation zwischen Regierungsstel-
len, Regierungen, Arbeitgebern und Gewerk-
schaften in Fragen der nicht-gesetzlichen
Rechtsetzung über Tarifverträge und Verwal-
tungsvorschriften.
Gemeinsame Normen der Akteure zu Zielset-
zung und Funktion des internationalen So-
zialrechts sind
— die Hebung und Vereinheitlichung der so-
zialpolitischen Standards zur Verringerung
von Wettbewerbsbeschränkungen zwischen
Ländern und zur .Förderung der Wohlfahrt'
(ILO-Normen; Europaratsnormen; EG-Richtli-
nien);
— die Anerkennung und Verbreitung von su-
pranationalem, d. h. direkt und ohne Einfüh-
rungsgesetzgebung im nationalen Rahmen
gültigen Recht zur Förderung der Integration
und Rechtsangleichung (EG-Sozialrecht);
— die Annahme, daß rechtspolitische Kon-
flikte ein angemessenes Bild der sozialen Pro-
bleme widerspiegeln.

1. Das völkerrechtliche Instrumentarium
der ILO

Die umfangreichsten Völkerrechtsaktivitäten
im Bereich Sozialpolitik leistet die Internatio-
nale Arbeitsorganisation (ILO). Die ILO ist
eine Unterorganisation der Vereinten Natio-
nen und hat z. Z. 151 Mitglieder. Innerhalb
der Weltorganisation besitzt sie das Monopol
auf arbeits- und sozialrechtliche Völker-
rechtssetzung; ihr Aufgabenbereich über-
schneidet sich lediglich im Bereich der tech-
nischen Entwicklungshilfe mit dem der UNC-
TAD*).

7) Z. B. die Utopie von einer Evolution der interna-
tionen Steuerung in: K. W. Deutsch, Functions and
Transformations of the State, Berlin, Wissenschafts-
zentrum (IIMV, TIVG/pre 80—119) 1980.
8) E. B. Haas, Why Collaborate? Issue-Linkage and
International Regimes, in: World Politics, 32 (1980),
S. 396.

9)R. W. Cox, ILO: Limited Monarchy, in: ders./
H. K. Jacobson (Eds.), The Anatomy of Influence,
N. Haven — London 1974.



Die Völkerrechtssetzung durch die ILO ver-
steht sich als Konkretisierung der UNO-
Charta und der allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte von 1948, deren Art da15 -
mals soziale Sicherung bei Arbeitslosigkeit,
Krankheit, Behinderung, Witwenschaft, Alter
und bei unvorhersehbaren Nöten forderte ) .
Als einzige UN-Unterorganisation beteiligt
die ILO Arbeitgeber und Arbeitnehmer pari
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tätisch an den Entscheidungen und Kontroll-
verfahren (50 % Regierungsvertreter und je
25 % Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-Vertre-
ter) ). Ihr11 wichtigstes Entscheidungsgre-
mium ist die Internationale Arbeitskonferenz
(IAK), die im Juni jeden Jahres am Sitz der
ILO in Genf tagt und dieses Jahr 1850 Dele-
gierte umfaßte. Auf 70 Tagungen zwischen
1919 und 1984 verabschiedete die Internatio-
nale Arbeitskonferenz bisher 159 Überein-
kommen und 169 Empfehlungen, wobei die
Übereinkommen zur Ratifikation durch den
nationalen Gesetzgeber der Mitgliedsstaaten
vorgesehen sind. Ein Land, das der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation beitritt, übernimmt
bestimmte, in der ILO-Verfassung festgelegte
Pflichten ); die Mitglieder sind zur regelmä13 -
ßigen Information über die jeweilige natio-
nale Praxis, zur Benennung von Delegierten
für die Internationale Arbeitskonferenz und
zur Teilnahme an der Gremienarbeit im Inter-
nationalen Arbeitsamt verpflichtet.
Das Internationale Arbeitsamt ist die Verwal-
tungs- und Forschungsinstanz der ILO; seine
laufenden Geschäfte zwischen den Jahresta-
gungen der Internationalen Arbeitskonferenz
führt ein Verwaltungsrat, der wie die IAK pa-
ritätisch besetzt ist. Trotz formal schwacher
Stellung des Generalsekretärs, der vom Ver-
waltungsrat gewählt wird — er ist Chef der
Verwaltung —, entspricht aber sein tatsächli-
cher Einfluß dem einer .begrenzten Monar-
chie' ) .14

Das bescheidene Budget (rund 650 Mio. DM
im Jahre 1982 [die Ausgaben des Bundesmini-
steriums für Arbeits- und Sozialordnung be-
liefen sich im gleichen Jahr auf 54,3 Mrd.
DM]) wird zu 25 % von den USA zu 11 % von
der Sowjetunion, zu 9,5 % von Japan und zu
8,25 % von der Bundesrepublik bestritten 15).
Zu branchentypischen Problemen unterhält
die ILO Ausschüsse, sogenannte Industrie-

ausschüsse. Sie geben Empfehlungen und ko-
ordinieren Forschungsaktivitäten. Beispiels-
weise war die ILO Urheberin des Weltbe-
schäftigungsprogramms der Vereinten Natio-
nen 16), das von 1970 bis 1980, also in der soge-
nannten Zweiten Entwicklungsdekade, zur
Leitlinie der UN-Entwicklungspolitik wurde.
Daneben existieren Programmaktivitäten zur
Rolle multinationaler Konzerne, zur regiona-
len . Entwicklung (Regionalkonferenzen für
Europa, Afrika, Asien etc.) und zur Armutsbe-
kämpfung in Industrieländern ). Diese Pro17 -
gramme sind jüngeren Datums; sie umfassen
im wesentlichen Forschungsprojekte und die
Verabschiedung von Resolutionen. Seit 1950
haben die Programmaktivitäten oder .Service-
funktionen’ im Vergleich zu den regulären
Ausgaben für die Standardsetzung zugenom-
men 18).
Die Mitgliedschaft in der Internationalen Ar-
beitsorganisation ist universell, d. h. sie um-
faßt seit den fünfziger Jahren auch sozialisti-
sche Länder und zahlreiche Entwicklungslän-
der, doch verteilt sich der Einfluß innerhalb
der Gremien nicht nach Mitgliedschaft. West-
liche Länder sind in den einflußreichen Posi-
tionen überrepräsentiert, obwohl in den Gre-
mien eine teilweise Öffnung für sozialistische
Länder und Entwicklungsländer stattgefun-
den hat ) .19

Die völkerrechtlichen Aktivitäten der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation sind im enge-
ren Sinne auf die Verabschiedung und eine
Kontrolle der Durchführung von ILO- Über-
einkommen begrenzt. Ihre Mitglieder müssen
über die Möglichkeit, die ILO-Übereinkom-
men zu ratifizieren oder die Standards der
Empfehlungen einzuhalten, regelmäßig be-
richten, wobei diese Berichtspflicht zu einer
Durchführungspflicht wird, sobald ein Über-
einkommen ratifiziert wurde. Die Gesetzge-
bung der jeweiligen Staaten und deren Ver-
waltungspraxis müssen dann innerhalb einer
bestimmten Frist an die Normen des Überein-
kommens angepaßt werden; dabei geht es um
die Einhaltung von Mindestnormen20). Wer-
den Diskrepanzen zwischen einer internatio-



nalen Norm und der nationalen Gesetzge-
bung über lange Zeit nicht ausgeräumt, so
kann theoretisch der Internationale Gerichts-
hof entscheiden, falls sich das betreffende
Land nicht durch Austritt aus der Organisa-
tion dieser Entscheidung entzieht
Empfehlungen der Internationalen Arbeits-
organisation werden hingegen nicht ratifi-
ziert Für sie besteht Berichts-, aber keine
Durchführungspflicht Häufig konkretisieren
sie die allgemeineren Bestimmungen eines
Übereinkommens.
Zweimal, 1939 und 1951, faßte die ILO die
internationalen Normen (Übereinkommen
und Empfehlungen) in Form eines internatio-
nalen Arbeitsgesetzbuches, dem International
Labour Code (ILC), zusammen21), um den völ-
kerrechtlichen Anspruch, eine einheitliche
internationale Rechtsordnung herzustellen 22),
zu dokumentieren.
Durch den Beitritt zahlreicher Entwicklungs-
länder und sozialistischer Länder wurde es
allerdings nach dem Zweiten Weltkrieg
schwerer, für alle Mitgliedsländer gleichlau-
tende und gleich verbindliche Normen zu for-
mulieren23). In der Folge verzichtete man da-
her auf die Systematik eines .internationalen
Gesetzbuches' und bot häufiger Alternativfas-
sungen für Industrieländer und Entwick-
lungsländer zur Ratifikation an (z. B. bei den
Übereinkommen zur Sozialen Sicherung). Un-
verbindliche Empfehlungen traten in stritti-
gen Fällen an die Stelle von Übereinkommen
(vgl. zuletzt die Empfehlung 169 zur Beschäfti-
gungspolitik von 1984).
Die wichtigsten Zielnormen der Internationa-
len Arbeitsorganisation sind das Koalitions-
recht, „gleiche, produktive und frei gewählte
Beschäftigung", Einrichtung von Sozialversi-
cherung und öffentlicher Arbeitsverwaltung,
Verbesserung der Arbeitsbedingungen und
Schutz benachteiligter Gruppen24). Gemessen
an der .Verbreitung' der ILO-Normen und der
Zahl der Ratifikationen war ihre Standardset-
zung erfolgreich (vgl. Übersicht S. 16); denn
die Zahl der Ratifikationen (rund 5000)) und
die Zahl der Fälle, in denen ein ILO-Kontroll-
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verfahren eine Veränderung der nationalen
Praxis bewirkte (1200 Fälle von 1963 bis 1973),
sind hoch. Gemessen an juristischen Kriterien
war auch die Völkerrechtssetzung erfolgreich.
Das bestätigt z. B. eine Bestandsaufnahme der
Einflüsse auf die westdeutsche Gesetzge-
bung26). Die regionale Verbreitung der ILO-
Normen ist in westlichen Industrieländern
hoch, in sozialistischen Ländern .systembe-
dingt' geringer. Dabei haben die USA keines
der relevanten Übereinkommen ratifiziert;
Japan hat die Standards zur Sozialversiche-
rung übernommen, nicht aber Bestimmungen
zum Diskriminierungsschutz27). Generell sind
Normen zu allgemeinen sozialen Grundrech-
ten mit Ausnahme in den Golfstaaten stark,
konkrete Normen zur Sozialpolitik jedoch
weniger verbreitet. In Lateinamerika bei-
spielsweise sind die Standards der Sozialver-
sicherung kaum anerkannt. Mit Ausnahme
der USA Japans, der Schweiz und Luxem-
burgs wurde das beschäftigungspolitische
Übereinkommen 122/1964 von allen westli-
chen Industrieländern ratifiziert und mit ihm
der Anspruch, staatliche Konjunktur- und Ar-
beitsmarktpolitik bereitzustellen.
Allerdings sagt die Verbreitung der Ratifika-
tionen weder etwas über die Durchführung
der Normen aus, noch erlaubt sie Aussagen
über die Wirksamkeit der staatlichen Instru-
mente. Hinzu kommt, daß die ILO-Standards
Mindestnormen darstellen, die meist erst rati-
fiziert werden, wenn die Voraussetzungen auf
nationaler Ebene bereits erfüllt sind. So kann
man auch den .Einfluß der Standards auf die
nationale Gesetzgebung’ nur mit Vorbehalt an
der .Übernahme' messen28), denn die rechtli-
chen Druckmittel für die Durchführung sind
unbedeutend. Der Einfluß der ILO-Normen
stützt sich daher vor allem auf die Fachkom-
petenz (wissenschaftliche Beratung bei der
Programmformulierung und Gesetzesformu-
lierung) und im Falle von Diskrepanzen zwi-
schen Norm und nationaler Praxis auf den
Druck der internationalen Öffentlichkeit29).

2. Übereinkommen des Europarates

Mitglied im Straßburger Europarat sind alle
westlichen europäischen Länder einschließ-
lich der Türkei.
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Zu den wichtigsten Übereinkommen der 1949
gegründeten Organisation zählen die Euro-
päische Menschenrechtskonvention von 1950
(gültig ab 1953), die Europäische Sozialcharta
von 1961/64, der Europäische Sozialversiche-
rungskodex von 1964/68, das Europäische Ab-
kommen über Soziale Sicherheit von 1972/77,
ein Übereinkommen über den Schutz der
Landwirte und das Übereinkommen über die
Rechtsstellung der Wanderarbeitnehmer von
1977/77. Die Menschenrechtskonvention des
Europarats wurde von 20 seiner 21 Mitglied-
staaten (außer Liechtenstein) ratifiziert, die
seit 1964 zur Ratifikation ausliegende Euro-
päische Sozialcharta von 13 der Europarats-
Staaten unterzeichnet.
Die ILO, beteiligt an der Formulierung der
Sozialcharta, wirkt noch heute bei der Durch-
führungskontrolle mit30). Insgesamt sehen die
Bestimmungen der Sozialcharta eine Über-
nahme der ILO-Normen für Europa auf einem
höheren Niveau vor. So nimmt Art 12 zum
Recht auf Soziale Sicherung ausdrücklich auf
das ILO-Übereinkommen 102 Bezug; nach
den Bestimmungen der Sozialcharta sollen
alle Abschnitte dieses ILO-Übereinkommens
verbindlich sein. Das ILO-Dokument läßt
auch eine teilweise Ratifikation zu31). Ande-
rerseits liegt der vom Europäischen Gerichts-
hof beschlossene Mindestsatz von 68% des

Nettoeinkommens für das Arbeitslosengeld
über dem ILO-Standard von 45%32). Die Be-
stimmungen zur Sozialen Sicherheit sind im
Europäischen Sozialversicherungskodex wei-
ter konkretisiert worden. Da dieser wiederum
höhere Standards vorsieht als das vollstän-
dige ILO-Übereinkommen 102, ist eine ab-
schnittsweise Ratifikation erlaubt33). Wie die
ILO-Normen umfaßt das Normenspektrum
der Sozialcharta Mindeststandards zu den
wichtigsten Bereichen des Sozial- und Ar-
beitsrechts: zur Vollbeschäftigung, zur Ar-
beitssicherheit, die Einkommenssicherung
und zum Recht auf Kollektivverhandlungen,
Rechte zum Schutz bestimmter Gruppen (Kin-
der, Jugendliche, Frauen), zum Gesundheits-
schutz, zu Berufsbildung, sozialer Sicherung
und Fürsorgeleistungen, zur Gestaltung sozia-
ler Dienste und zum Schutz von Wanderar-
beitnehmern ) . Im Unterschied34 zur Europäi-
schen Menschenrechtskonvention gibt es bei
der Kontrolle der Sozialcharta keine Indivi-
dualklage und keine Entscheidung des Euro-
päischen Gerichtshofs35).
Die Durchführung der Sozialcharta wird alle
zwei Jahre überprüft, wobei die einzelnen
Länder Berichte abgeben und Stellungnah-
men von Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-Or-



ganisationen beifügen müssen. Zunächst neh-
men ein Sachverständigenausschuß unter Be-
teiligung der Internationalen Arbeitsorgani-
sation, der Sozial- und Gesundheitsausschuß
der parlamentarischen Versammlung und der
Regierungsausschuß der Sozialcharta Stel-
lung. Letzterer holt das Votum von internatio-
nalen Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-Orga-
nisationen ein. Das Ministerkomitee prüft ab-
schließend, ob die Länder die Sozialchartabe-
stimmungen hinreichend durchführten. Ist
dies nicht der Fall, kann es eine Empfehlung
in Form einer veröffentlichten Entscheidung
an die betreffenden Länder geben. Eine wei-
tere Möglichkeit besteht darin, eine Untersu-
chung für die Teile der Sozialcharta anzuord-
nen, die die betreffenden Länder nicht ratifi-
ziert haben, um gegebenenfalls eine Über-
nahme anzuregen36).
Der europäische Sozialversicherungskodex
zielt insgesamt auf eine Harmonisierung der
Sozialversicherungs-Leistungen in den Mit-
gliedsländern, insbesondere bei der ärztlichen
Versorgung, beim Krankengeld, Arbeitslosen-
geld, bei Altersrente, Unfallversicherung, Fa-
milienleistungen, Mutterschaftsgeld, Leistun-
gen bei Arbeitsunfähigkeit und Hinterbliebe-
nenversorgung. Die Überwachung des Kodex
geht von jährlichen Berichten aus, die von der
ILO begutachtet und anschließend von einem
Sachverständigenausschuß des Europarates
geprüft werden, bevor das Ministerkomitee
über die „Einhaltung" oder .Abweichung" be-
schließt37).
Den materiellen Erfolg der Sozialcharta mag
man an den Rechtsveränderungen auf natio-
naler Ebene ablesen, die von ihr bzw. von den
Kontrollverfahren angeregt wurden. Hierzu
gehört beispielsweise eine Änderung des See-
fahrergesetzes in Dänemark, Zypern und der
Bundesrepublik, um eine Strafverfolgung bei
Kündigung der Heuer abzuschaffen. In der
Bundesrepublik wurde darüber hinaus der Ur-
laub bei Untertagearbeit verlängert, in Groß-
britannien und Irland der Kündigungsschutz
verbessert. In Italien bekamen Polizisten das
Koalitionsrecht, Österreich schaffte die Kin-
derarbeit ab. Die Bundesrepublik verbesserte
die Pflichtuntersuchung für jugendliche Ar-
beitnehmer, Frankreich und Italien stockten
das Mutterschaftsgeld auf. In Frankreich er-
hielten Ausländerinnen aus Mitgliedsländern
des Europarats Gleichstellung beim Mutter-
schaftsgeld. Irland verbesserte den Bürger-
rechtsstatus von Sozialhilfeempfängern. Die
Bundesrepublik führte eine von drei Jahren

auf ein Jahr verringerte Wartezeit für die Fa-
milienzusammenführung ein, die allerdings
derzeit wieder in Frage steht. Luxemburg ver-
längerte die Gewährung von Krankengeld
von 26 auf 52 Wochen ).38

Im Vergleich zu den ILO-Normen sind die
Standards des Europarats .höher', aber das
Spektrum der Bestimmungen ist weniger dif-
ferenziert. Es besitzt kein programmatisches
Profil; spezifische Aussagen zum Verhältnis
von Wirtschafts- und Sozialpolitik fehlen.
Zwar sind das Vollbeschäftigungsziel bzw. ein
.Recht auf Arbeit' vorgesehen, die Vorgaben
(Vollbeschäftigung als .wichtige Aufgabe',
.Recht auf frei übernommene Tätigkeit', un-
entgeltliche Arbeitsvermittlung, .geeignete'
Berufsausbildung und Wiedereingliederung)
sind jedoch allgemeiner als etwa die bereits
erwähnte ILO-Empfehlung 122 zur Beschäfti-
gungspolitik oder die detaillierten Vorschrif-
ten zur Organisation der öffentlichen Ar-
beitsverwaltung in den ILO-Ubereinkom-
men 2, 96, 88 und 150. Ein völkerrechtlich ver-
bindliches Kontrollverfahren fehlt. Die Pro-
grammaktivitäten beschränken sich eher auf
die Forschung (z. B. zu den Problemen von
Wanderarbeitnehmern) ) .39

Insofern liegt die .Integrationsleistung' des
Europarats eher in einer rechtstechnischen
Vereinfachung. Seine rund 100 Übereinkom-
men, von denen nur wenige die Sozialpolitik
betreffen, ersetzen rund 22 500 bilaterale Ver-
träge durch multilaterale Übereinkommen.

Die Grenzen der Einflußnahme des Europa-
rats kann man an der Hilflosigkeit gegenüber
der Situation in der Türkei,’an der schleppen-
den Ratifikation der Sozialcharta sowie ande-
rer sozialpolitischer Übereinkommen ablesen.
Auch ist die Neigung, zu Beginn ausgelassene
Bestimmungen der Sozialcharta im späteren
Verlauf zu ratifizieren, bei den Mitgliedslän-
dern gering. Insgesamt gilt für die Überein-
kommen des Europarats wie für die ILO-Stan-
dards, daß Ratifikation und .Verbreitung' al-
lein noch kein angemessenes Erfolgskrite-
rium darstellen.

3. Das Sozialrecht der EG

Das Sozialrecht der EG ist interessant, weil es
einen supranationalen Status besitzt; es gilt
ohne gesonderte Einführungsgesetzgebung in
den Mitgliedsländern und kann von EG-Bür-
gern direkt bis zur Gerichtsentscheidung
beim Europäischen Gerichtshof in Anspruch



genommen werden. Allerdings existiert die-
ses Sozialrecht nur zu Einzelfragen der Sozi-
alpolitik. Präzedenzfall für ein supranationa-
les Sozialrecht war die Entscheidung des Eu-
ropäischen Gerichtshofs über die Gleichstel-
lung von Männern und Frauen beim Arbeits-
entgelt für gleiche Arbeit40).
Das vorrangige Ziel einer europäischen So-
zialpolitik, nämlich die Herstellung eines ge-
meinsamen Arbeitsmarkts, ergibt sich aus
dem EWG-Vertrag, der die Freizügigkeit der
Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft
vorsieht41). Das wichtigste sozialrechtliche
Projekt der EG, die europäische Mitbestim-
mung bzw. das Europäische Aktiengesetz,
kam bisher jedoch nicht zustande 42). Dagegen
bestehen seit 1975 Richtlinien über den Kün-
digungsschutz bei Massenentlassungen ). Sie
verpflichten den Arbeitgeber zu Verhandlun

43

-
gen mit den betrieblichen Arbeitnehmer-Ver-
tretern über einen Sozialplan und zur Mel-
dung an eine öffentliche Behörde (z. B. das
Arbeitsamt). In Belgien, das die Meldepflicht
nicht kannte, erzwang diese Richtlinie eine
veränderte Praxis44). Die Richtlinie über die
Wahrung von Arbeitnehmer-Ansprüchen bei
Betriebsübergang (1977) sieht eine automati-
sche Übernahme der Arbeitsverträge vor; sie
schützt aber nicht die betrieblichen Soziallei-
stungen und schafft im Fall der Versetzung
auf minderwertige Arbeitsplätze lediglich ein
Kündigungsrecht für den Arbeitnehmer45).
Weitere Richtlinien fordern die Sicherstel-
lung von Lohnzahlungen und sonstigen An-
sprüchen der Arbeitnehmer bei Zahlungsun-
fähigkeit des Arbeitgebers (1983), Gleichbe-
handlung von Männern und Frauen auch bei
Einstellung, Berufsbildung und Beförderung
(1978) und von Frauen in der Sozialversiche-
rung. Im Bereich der Arbeitssicherheit gelten
Richtlinien zur Sicherheitskennzeichnung am
Arbeitsplatz und zum Schutz vor gefährlichen
Substanzen (Blei, Asbest) (1977). Die Gleich-
stellung von Wanderarbeitnehmern in der So-
zialversicherung wurde durch Richtlinien zur
Gleichstellung bei der Wahrnehmung ge-
werkschaftlicher Rechte (1976) und zur schuli-

sehen Betreuung von Ausländerkindern
(1977) ergänzt46).
Das Spektrum der EG-Richtlinien zu Gleich-
behandlung, Kündigungsschutz, Arbeitssi-
cherheit und Wanderarbeit berührt insgesamt
nur einen kleinen Ausschnitt der Sozialpoli-
tik. Das programmatische Defizit erklärt sich
aus der Entstehungsgeschichte der EWG. So-
zialpolitik sollte ein Mittel zur Herstellung
des gemeinsamen Markts sein. Die augen-
blicklich geltende Entscheidungsstruktur und
der Verwaltungsaufbau der EG konservieren
diesen Ansatz. Die Richtlinienkompetenz
liegt beim Ministerrat und nicht beim EG-Par-
lament. Dadurch sind die Sozialrechtsetzung
(Entscheidung durch den Rat) und die Pro-
grammaktivitäten des Sozialfonds, für dessen
Durchführung die EG-Kommission zuständig
ist, voneinander getrennt ).47

4. Internationale Sozialpolitik als völker-
rechtliches Regime?

Vergleicht man die Normsetzung der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation, die Aktivitäten
von Europarat und EG, so ergibt sich folgen-
des Bild: Sozialpolitisches Völkerrecht besitzt
mit Ausnahme des EG-Sozialrechts keine su-
pranationale Autorität und kein Gewaltmono-
pol zur Durchsetzung. Gerade das EG-Sozial-
recht aber ist konzeptionell am schwächsten
profiliert. Dem Europarat fehlt ein beschäfti-
gungspolitisches Profil. In der EG gibt es auf
sozialrechtlicher Ebene keine Bestimmungen
zum Verhältnis von Wirtschafts- und Sozial-
polijik. Eine programmatische Konzeption be-
sitzt allein die ILO-Normsetzung, wobei man
allerdings den Erfolg der völkerrechtlichen
und supranationalen Normen, wie gesagt,
nicht an der Verbreitung oder am Einfluß auf
die nationale Gesetzgebung messen kann. Es
ist daher zu fragen, ob nicht die völkerrechtli-
che Sicht das Recht als .Steuerungsmedium'
überzeichnet. Die internationalen Verhand-
lungen über ein sozialpolitisches Völkerrecht
sind nämlich nicht repräsentativ für die natio-
nalen und internationalen Probleme. Völker-
rechtssetzung ist kein authentisches Medium
für die realen sozialen Konflikte in und zwi-
schen den Ländern. Dafür ist nicht zuletzt die
Entscheidungsstruktur in den internationalen
Organisationen verantwortlich. So sind z. B. in
der Organisationselite der ILO und in den
Entscheidungsgremien außerhalb der Interna-
tionalen Arbeitskonferenz die sozialistischen



Lander und die Entwicklungsländer unterre-
präsentiert, obwohl sie die Mehrheit der Mit-
glieder und Delegierten auf der IAK stellen.
Dennoch ist die Repräsentativität’ der ILO-
Entscheidungen .höher’ al* die dea Europarats
(nicht-universelle Mitgliedschaft, nur bera-
tende Teilnahme von Arbeitgebern und Ar-
beitnehmern) und der EG-Rlchtllnlen (Ein-
stimmigkeitsregel im Rat, Ohnmacht de* Par-
laments).

II. Internationale Sozialpolitik aus
Die völkerrechtliche Sicht ging davon aus,
daß die Internationale Sozialpolitik interna-
tionale Standards durch die Einigung von Re-
gierungen, zum Teil unter Berücksichtigung
von Spitzenverbänden, zum Völkerrecht er-
hebt und dadurch die nationale Praxis beein-
flußt. Die institutionelle Praxis der Internatio-
nalen Sozialpolitik ist jedoch differenzierter;
sie kennt weitere Akteure, Regeln, Normen
und Verfahren. Ihr Ziel ist es nicht nur, recht-
liche Verfahren zur Standardsetzung bereit-
zustellen, sie möchte .Probleme lösen', insbe-
sondere das Beschäftigungsproblem. Am pro-
grammatischen Charakter der ILO-Normen
und der nationalen Sozialpolitik kann man er-
kennen, daß das Problemfeld, zu dessen
.Steuerung' die Regeln, Normen und Verfah-
ren der ISP entwickelt wurden, tatsächlich die
Beschäftigungspolitik ist Hier allerdings hat
es die Internationale Sozialpolitik nicht nur
mit einzelnen staatlichen Instrumenten und
ihrem .Niveau' zu tun, sondern vielmehr mit
der Art der Verknüpfung staatlicher Politiken
zu einem Set 1 )-48

Die zusätzlichen Akteure in institutioneller
Sicht sind die wirtschaftspolitischen Institu-
tionen. also
— der Internationale Währungsfonds (der
über die Kreditbedingungen und die Vergabe
von Sonderziehungsrechten an verschuldete
Länder entscheidet} die Weltbank (als Ver-
walter von Entwicklungsfonds) die Interna-
tionale Entwicklungsagentur (in derselben
Funktion} die OECD als Supervisor der west-
lichen Sozial- und Wirtschaftspolitik); andere
internationale Organüsationen
— multinationale - memehmer. (als Träger
betrieblicher Somalpalitik und eventueller
Störfaktor der netionalen Steuerung')
— sonstige innerstaettlidhe wirtschaftspoliti-
s< he Institutionen

Die beschäftigumngszoiittisdher
aul internationaler Bbeme innUHRKI dles Sy-

Internationale Normsetzung kann im Zusam-
menhang mit Programmaktivitäten dennoch
eine Rolle «pielen; sie gibt auch Ansatz-
punkte für rechtapolitische Strategien. Der
Sinn dieser Strategien aber läßt sich juristisch
nicht klären. Um die reale Wirkamkeit des
ISP-Rechts zu erfassen, muß man daher von
der juristischen Sicht Abschied nehmen und
statt dessen den politisch-programmatischen
Charakter der Normen bestimmen.

institutioneller Sicht
stem des Zahlungsbilanzausgleichs, das Wäh-
rungssystem, die Entwicklungshilfefinanzie-
rung und Kreditvergabe.
Relevante Verfahren sind neben der Völker-
rechtssetzung
— die Abstimmung von Programminhalten
(Entwicklungspolitik, Weltbeschäftigungs-
programm, EG-Sozialfonds);
— die Abstimmung von Kontrollmaßnahmen
gegenüber nationalen Staatshaushalten (z.B.
IWF-Kreditkonditionen).
Als Normen muß man die
— Effektivität und Effizienz von internationa-
len Programmen;
— Steigerung des Einflusses der internationa-
len Organisationen;
— die Heranziehung von wissenschaftlicher
Beratung neben dem juristischen .Diskurs'
voraussetzen.

1. Ziele des Weltbeschäftigungsprogramms
World Employment Programme (WEP)

In Fragen der Außenwirtschaftspolitik ver-
tritt die ILO .liberale' Ziele: Der Welthandel
soll .frei' sein; Industrieländer sollen ihre
Märkte für Entwicklungsländer öffnen; der
internationale Strukturwandel soll durch
Strukturpolitik gefördert werden49). Das
Weltbeschäftigungsprogramm der ILO zieht
daraus die Konsequenz, für Industrieländer
Methoden der Konjunktur- und Strukturpoli-
tik zu empfehlen, Programmaktivitäten mit
eigener Finanzierung und Durchführungs-
kontrolle dagegen auf Entwicklungsländer zu
konzentrieren. Zur Durchführung von Ent-
wicklungsprogrammen stehen der ILO jähr-
lich 43,4 Mio. Dollar aus der multilateral fi-
nanzierten Entwicklungshilfe zu Verfü-

Bei den selbstfinanzierten Aktivitä-
len der ILO zum WEP handelt es sich im
wesentlichen um Forschungs- und Beratungs-
projekte Die ILO untersucht Wechselwirkun-

49)



gen zwischen Bildung und Beschäftigung,
Wanderung und Beschäftigung usw.51). Die
Beschäftigungsmissionen in Entwicklungslän-
dern unterstützen die Regierungen bei Sozial-
statistik- und Planung. Leitlinien für diese Be-
schäftigungspolitik in Entwicklungsländern
sind im Grundbedarfskonzept zusammenge-
faßt. Das Konzept, in dem sich Weltbank und
Brandt-Kommission mit der ILO einig sind,
fordert für Länder, in denen produktive Inve-
stitionen (noch) nicht lohnend erscheinen,
eine Unterstützung der .arbeitenden Armen,
in denen man potentielle Arbeitskräfte er-
kennt. Neben den Grundbedürfnissen Woh-
nen, Gesundheit, Ernährung und Bildung sol-
len die Beschäftigung in informeller Form, Ei-
genwirtschaft oder Genossenschaften finan-
ziert werden ).52

Eine Rechtfertigung für den Schwerpunkt des
WEP auf Beschäftigungspolitik in Entwick-
lungsländern liefert die empirische Vertei-
lung der Weltarbeitslosigkeit Sie ist in Ent-
wicklungsländern unter Berücksichtigung der
Unterbeschäftigung wesentlich höher als in
Industrieländern. Andererseits vertritt die
ILO jedoch nicht die Ansicht, daß das .Zen-
trum' der Wachstumskrise in den Entwick-
lungsländern zu suchen sei. Das WEP enthält
damit zwei schwerwigende Probleme: 1. Die
Qualifizierung der arbeitenden Armen zu
Lohnarbeitern im Grundbedarfskonzept führt,
sobald produktive Investitionen folgen, über-
haupt erst zur Degradierung der Nicht-Be-
schäftigten auf den Status von Arbeitslosen.
2. Da die Wachstumsressourcen in Industrie-
ländern konzentriert sind, wäre eine Schwer-
punktsetzung auf diese Länder konsequen-
ter53).

2. Einflußmöglichkelten des EG-Sozial-
fonds

Der EG-Sozialfonds besitzt größeren Einfluß
auf die nationale Sozialpolitik als das Sozial-
recht der Gemeinschaft, da er finanzielle An-

reize bereitstellt, über die die Kommission im
Rahmen der Ratsrichtlinien verfügt. Der
Fonds wurde mehrfach reformiert und aufge-
stockt54), so daß sein Finanzvolumen heute
5,8 Mrd. DM umfaßt55). Das hat an seiner Be-
deutungslosigkeit im Vergleich etwa zum
Agrarfonds, der über 39 Mrd. DM jährlich ver-
schlingt, nichts geändert Das Gros der Aus-
gaben aus dem Sozialfonds floß 1982 mit 40 %
in die Förderung der regionalen Entwicklung.
Rund 30% wurden für Berufsausbildung und
zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit
verwendet Weitere 13% flossen in die Wei-
terbildung für benachteiligte Arbeitnehmer-
gruppen. 5% wurden für das Konkurrenzpro-
jekt zur 35-Stunden-Woche, den Vorruhe-
stand, ausgegeben. Rechnet man die Ausga-
ben für- Fortbildung und Umschulung von
Stahl- und Bergarbeitern zur Förderung der
konkurrenzschwachen Branchen hinzu, so er-
hielt dieser Bereich 13% der Mittel56). Mehr
als die Hälfte der Sozialfondsmittel dient also
zur Subventionierung der Regionalpolitik und
der schwachen Industriezweige. Dabei han-
delt es sich um die in der nationalen Beschäf-
tigungspolitik ohnehin gefahrenen Pro-
gramme.
Die Innovationsprojekte zur Beschäftigung
von Behinderten in der freien Wirtschaft
(1974), zur schulischen Betreuung der Kinder
von Wanderarbeitnehmern (aktuell) und zur
Armutsforschung (1975—80) verschwinden
neben den .traditionellen' Programmen.
Die jüngste Reform des Fonds im Jahre 1983
stutzte den Anteil der benachteiligten Regio-
nen und Industrien zugunsten von .Pilotpro-
jekten' zur Jugendarbeitslosigkeit, zur Berufs-
ausbildung von Mädchen und Frauen und zur
lokalen Arbeitsbeschaffung durch Förderung
kleiner Unternehmen. Mit der Aufstockung
der Sozialfondsmittel (plus 40% im Jahre
1984) und der verbesserten Koordination mit
dem Regionalfonds hat die EG Forderungen



des Europäischen Gewerkschaftsbunds er-
füllt. Die Vergaberegeln sind jedoch weiter-
hin fragwürdig. Sie verlangen, daß mindestens
75% der Projektmittel zur Bekämpfung der
Jugendarbeitslosigkeit, höchstens 5% für Mo-
dellprojekte und 40% für regionale Arbeits-
förderung eingesetzt werden57), d. h. aber, sie
begrenzen die .Versuchsprojekte', halten an
dem Kriterium der .Problemregionen' fest und
beziehen sich unkritisch auf das Konzept der
Zielgruppenförderung.

Man weiß aus der nationalen Praxis, daß eine
Verbesserung von Maßnahmen gegen Ju-
gendarbeitslosigkeit oder für lokale Arbeits-
förderung neue Anforderungen an die kom-

munale Sozialverwaltung stellen. Mit der
Subventionierung von Wohlfahrtsträgern und
kleinen Unternehmern wird jedoch kein An-
reiz für die Städte gegeben, ihre Bildungs-
oder Arbeitsförderungsprogramme weiterzu-
entwickeln58).
Weder das WEP noch der Europäische Sozial-
fonds leisten eine internationale beschäfti-
gungspolitische .Steuerung'. Die wichtigsten
Durchführungsinstanzen für internationale
Standards und Programme bleiben die natio-
nale Gesetzgebung und die Sozialverwaltung.
Nur die ILO-Normen besitzen ein eigenes be-
schäftigungspolitisches Profil. Daher eignen
sie sich am besten zum Vergleich mit der
nationalen Praxis.

III. Programmatischer Charakter der ILO-Normen
Die Inhalte der ILO-Übereinkommen und
Empfehlungen spiegeln das Grundmuster der
europäischen Wohlfahrtsstaaten wider. Sie
sind im Grundsatz marktwirtschaftlich und
setzen eine parlamentarische Demokratie mit
Tarifautonomie für die .Sozialpartner' voraus.
Daraus leiten sich die arbeitsmarktpoliti-
schen Übereinkommen und Empfehlungen ab. 
Eine öffentliche Arbeitsverwaltung, Arbeits-
losenversicherung und aktive Arbeitsmarkt-
politik sollen das Funktionieren des freien
Arbeitsmarkts unterstützen. Das gilt auch für
die Normen zur Wanderarbeit und für die so-
zialen Grundrechte (Abschaffung der Zwangs-
arbeit, Vereinigungsrecht, Recht auf Kollek-
tivverhandlungen). Dabei sollen die Einzelin-
strumente eine Dienstleistung für den Ar-
beitsmarkt erbringen; die Summe der Einzel-
instrumente aber ist mehr als ihre Teile. Wie
kann man den politischen Charakter des ge-
samten .Pakets' erfassen? Welche typische
Verknüpfung der Politiken empfiehlt die
ILO?
Alle sozialpolitischen Instrumente sind in ei-
ner Weise funktional für die Erfordernisse
des Arbeitsmarkts, aber in unterschiedlichem
Maße. Einige beeinflussen vor allem das .Sy-
stem', z. B. die Konjunktur- und Strukturpoli-
tik, andere dienen vorwiegend der sozialen
Kontrolle von Individuen oder Gruppen (z. B.
soziale Grundrechte und Koalitionsrechte).
Man kann also die Einzelinstrumente des So-
zialstaats danach ordnen, ob sie stärker die
Systemintegration oder die Sozialintegration

betreffen. Dabei zeichnen sich fünf deutlich
unterschiedliche Gruppen ab:
1. Wirtschaftspolitik (Beschäftigungspolitik
im engeren Sinn),
2. Arbeitsmarktpolitik,
3. soziale Sicherung bei Arbeitslosigkeit,
4. Ausländerbeschäftigung,
5. soziale Grundrechte.
In bezug auf die Beeinflussung des .Systems'
(Markt) ist die Relevanz der fünf Gruppen
hierarchisch abgestuft. Sie nimmt von Gruppe
eins zu Gruppe fünf ab. Das beschäftigungspo-
litische Konzept und die Normen der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation gehen von die-
ser Hierarchie der Wirksamkeit aus. Es ist
eine wirtschaftspolitische Hierarchie, typisch
für die keynesianische Beschäftigungspolitik.
Wirtschaftspolitik gilt als wirksamer zur Be-
einflussung der Beschäftigungsentwicklung
als die Sozialpolitik. In Fragen der Sozialin-
tegration aber ist die Relevanz der Regelungs-
gruppen umgekehrt. Die Differenzierung des
Bürgerrechtsstatus oder Bestimmungen zur
Tarifautonomie greifen stärker in konkrete
Handlungsmöglichkeiten von einzelnen und
Gruppen ein als eine expansive oder restrik-
tive Haushaltspolitik.
In groben Zügen dargestellt schritt die histo-
rische Entwicklung der ILO-Normen von .un-
ten' nach .oben' fort. Alt sind die Standards zu
sozialen Grundrechten und zur Arbeitsver-
mittlung, jüngeren Datums sind die Bestim-
mungen zur Arbeitslosenversicherung. In den
sechziger Jahren wurden erstmals Konjunk-
tur- und Strukturpolitik erfaßt. Das Überein-
kommen 122 (Beschäftigungspolitik) und die
Empfehlung 122 von 1964 erhoben das keyne-
sianische Instrumentarium zur völkerrechtli-



eben Norm. Seither umfaßt das Idealbild
staatlicher Beschäftigungspolitik
— eine konjunktur- und strukturpolitische
Einflußnahme des Staats durch indirekte
Steuerung der Investitions- und Nachfragetä-
tigkeit, strukturpolitische Hilfen für Problem-’
branchen und Regionen;
— ein aktives arbeitsmarktpolitisches Instru-
mentarium, das den Austausch von Arbeitslo-
sen und Beschäftigten erleichtert und die Mo-
bilität der Arbeitskräfte in Zeiten des Struk-
turwandels erhöht;
— eine soziale Sicherung, die die materiellen
Arbeitsanreize (Lohndifferenzierung, Lei-
stungsprinzip) in Arbeitslosigkeit und Ren-
tenalter hinein verlängert;
— eine .konjunkturpolitisch' begründete Mi-
grationspolitik und
— eine Differenzierung des Bürgerrechtssta-
tus und der Vertretungsrechte nach Arbeits-
marktnähe (beschränkter Bürgerrechtsstatus
von Fürsorgeempfängern und Ausländern;
Ausschluß von Arbeitslosen und Nicht-Be-
schäftigten aus dem Tarifvertragssystem und
dem Spektrum der Kollektivverhandlun-
gen)59).
Aus diesen Normen wird die seit 1964 nicht
entscheidend veränderte Hierarchie deutlich.
Gemessen an den ILO-Zielen — Vereinheitli-
chung und Verbreitung — waren sie erfolg-
reich (vgl. Übersicht S. 16). Die Wirksamkeit
dieses Instrumentariums aber wird heute zu-
nehmend in Zweifel gezogen, da ein Erfolg
gegenüber der Arbeitslosigkeit ausgeblieben
ist. Vor allem hat sich die Politik in den Mit-
gliedsländern vom Ausbau auf eine .Verklei-
nerung' des .Steuerungsinstrumentariums'
verschoben, worauf die Internationale Ar-
beitsorganisation nicht reagiert hat. Ihre er-
gänzende Empfehlung 169 zur Beschäfti-
gungspolitik (1984) geht vielmehr davon aus,
daß sich die .wirtschaftspolitische Hierarchie'
bewährt hat. Sie stellt das Verhältnis von
wirtschafts- und sozialpolitischer Hierarchie
nicht zur Diskussion, denn das hieße etwa,
von einer arbeitsmarktunabhängigen Grund-
sicherung, verstärktem Grundrechtsschutz
für Arbeitslose und Fürsorgeempfänger oder
auch von einer .Steigerung' der wirtschaftspo-
litischen Steuerung zu sprechen. Dieses
Thema nicht anzusprechen, hat zur Konse-
quenz, daß sich sozialintegrative Methoden
verändern, daß sie autoritärer werden. Die Al-
ternative zu dieser Abwälzung, die sich auch
in Einkommensgrößen ausdrückt, wäre eine
stärkere Trennung von Sozialpolitik und
Wirtschaftspolitik, doch ist davon in der ILO-

Empfehlung nicht die Rede. Neu sind hier nur
die Aspekte:
— informelle Beschäftigung (z. B. .zweiter Ar-
beitsmarkt) als Instrument der Arbeitsmarkt-
politik zuzulassen;
— regionale Beschäftigungspolitik zu ver-
stärken;
— sektorale Strukturpolitik zu .intensivie-
ren';
— Zielgruppenprogramme für besonders be-
nachteiligte Gruppen (Jugendliche, Frauen,
Alte) einzuführen;
— eine Wanderungspolitik nach .wirtschaftli-
chen Erfordernissen' zu betreiben (statt Ein-
gliederung ,return migration') )60

Der erreichte völkerrechtliche .Erfolg' der
ILO-Normen droht in dieser Situation in eine
institutionelle Krise der ILO-Politik umzu-
schlagen. Während die formale Einhaltung
und der Programmcharakter erhalten bleiben,
wachsen die Diskrepanzen zwischen interna-
tionaler Norm und nationaler Praxis. Das
Konzept der Beschäftigungspolitik ändert
sich ohne .Vorgabe' der ILO; ihr fehlt es offen-
sichtlich an Kriterien für die Fortschreibung
der Normen. Diese lassen sich aber nur aus
den Diskrepanzen zwischen nationaler Praxis
und internationalen Normen ableiten. Be-
trachten wir dazu das Beispiel der Bundesre-
publik.

1. Institutionelle Diskrepanzen zwischen
ILO-Standards und nationaler Gesetzge-
bung am Beispiel der Bundesrepublik
Deutschland

Die Bundesrepublik hat fast alle ILO-Uberein-
kommen zur Beschäftigungs- und Arbeits-
marktpolitik, zur sozialen Sicherung bei Ar-
beitslosigkeit, zur Ausländerbeschäftigung
und zu sozialen Grundrechten ratifiziert (vgl.
Übersicht S. 16).

a) Beschäftigungspolitik
Bei der Verabschiedung des Stabilitätsgeset-
zes und des Arbeitsförderungsgesetzes wirk-
ten Internationale Arbeitsorganisationen und
Bundesregierung eng zusammen61)- Durch.
Grundgesetzänderungen zwischen 1966 und
1969 wurde eine .gesamtwirtschaftliche Bud-
getfunktion' neben dem .Budget zur Deckung
des Bedarfs' erlaubt; das Haushaltsgrund-
sätzegesetz und das Bundeshaushaltsgesetz



von 1969 gestatten eine Ausweitung der Kre-
ditfinanzierung zu konjunkturpolitischen
Zwecken. Im Stabilitätsgesetz wurde entspre-
chend das Vollbeschäftigungsziel neben
Preisniveaustabilität, Außenwirtschaftsgleich-
gewicht und Wachstum gestellt62). 1971 ratifi-
zierte die Bundesrepublik das ILO-Überein-
kommen 122. Sie erfüllt auch die Bestimmun-
gen der Empfehlung 122 (Beschäftigungspoli-
tik, 1964). Der Aufbau einer Strukturberichter-
stattung kam in den siebziger Jahren in
Gang63).

b) öffentliche Arbeitsverwaltung
Das ILO-Übereinkommen 122 und die Über-
einkommen zur öffentlichen Arbeitsverwal-
tung sind aufeinander abgestimmt Verlangt
wird der Aufbau einer öffentlichen Arbeits-
verwaltung (Übereinkommen 2, 1919; Über-
einkommen 88, 1948; Übereinkommen 150,
1978), die Abschaffung der gewerblichen Stel-
lenvermittlung und ein öffentliches Monopol
auf Arbeitsvermittlung (Übereinkommen 96,
1949), eine dreigliedrige Selbstverwaltung der
öffentlichen Arbeitsvermittlung und der Auf-
bau eines Instrumentariums der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik (Fortbildung, Umschulung,
Wiedereingliederung). In der Bundesrepublik
wurde durch die Ratifikation des Überein-
kommens 88 (Arbeitsverwaltung) eine Ände-
rung des AVAVG (Gesetz über die Arbeitslo-
senvermittlung und Arbeitslosenversiche-
rung), dem Vorläufer des Arbeitsförderungs-
gesetzes, nötig. 1956 wurde die Abschaffung
der gewerblichen Stellenvermittlung verfügt.
1967 schränkte das Bundesverfassungsgericht
das Vermittlungsmonopol mit dem Hinweis
auf die Grundgesetzparagraphen zur Gewer-
be- und Berufsfreiheit wieder ein. Das Ar-
beitsförderungsgesetz von 1969 läßt gewerbli-
che Stellenvermittlung nur für bestimmte Be-
rufsgruppen zu. Der vorläufige Kompromiß
steht im Arbeitnehmerüberlassungsgesetz
von 1972, das die Leiharbeit vom Status der
gewerblichen Stellenvermittlung ausnimmt.
Ob dies mit dem Sinn des ILO-Übereinkom-
mens zu vereinbaren ist, bleibt umstritten64).
Daneben bestritt die Bundesregierung der
Bundesanstalt für Arbeit bis 1956 generell das
Recht auf Selbstverwaltung bei beschäfti-
gungspolitischen Maßnahmen. Auf Interven-
tion der ILO-Kontrollinstanzen wurde damals
der politische Auftrag der öffentlichen Ar-

beitsvermittlung ins AVAVG aufgenommen.
Im Arbeitsförderungsgesetz von 1969 ist eine
dreigliedrige Entscheidungsstruktur (Staat,
Arbeitgeber, Arbeitnehmer) vorgesehen. Sie
wird auch auf lokaler Ebene z. B. bei Entschei-
dungen über den Einsatz von Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen im örtlichen Aufsichtsrat
der Arbeitsämter praktiziert65).

c) Soziale Sicherung bei Arbeitslosigkeit
Die niedrigen Mindeststandards der ILO zur
Arbeitslosenversicherung im Übereinkom-
men 102 (Soziale Sicherung, 1952) sehen 45 %
des Nettoeinkommens für das Arbeitslosen-
geld und eine Leistungsdauer von mindestens
13 Wochen in einer Zeitspanne von zwölf
Monaten vor. Das bundesdeutsche Arbeitsför-
derungsgesetz erfüllt mit 156 Tagen Lei-
stungsanspruch bei einer Anwartschaftszeit
von eineinhalb Jahren und einer Leistungs-
höhe von 68 % (für Alleinstehende 65 %) des
Nettoeinkommens die Standards (AFG §§ 106,
108). Allerdings liegt das Leistungsniveau für
Alleinstehende bereits unter der Europarats-
norm (68 %)66).

d) Ausländerbeschäftigung
Mit der Ratifikation der Übereinkommen 19,
97 und 118 hat die Bundesrepublik eine
Gleichstellung der Wanderarbeiter in der So-
zialversicherung und die Förderung der
Chancengleichheit von Ausländern aner-
kannt Dem widerspricht der Verfügbarkeits-
erlaß der Bundesanstalt für Arbeit. Er weist
die Arbeitsämter an, arbeitslose Ausländer
vorzeitig als ,nicht-vermittelbar' einzustufen
und damit den Arbeitslosenhilfebezug zu
streichen. Der nötige Sozialhilfebezug kann
zum Ausweisungsgrund werden.

e) Soziale Grundrechte
In diesem Bereich umfassen die ILO-Normen
die Forderung nach Vereinigungs- und Koali-
tionsfreiheit (Übereinkommen 87, 1948; Über-
einkommen 98, 1949), nach Abschaffung der
Zwangsarbeit (Übereinkommen 29, 1930) und
nach Nicht-Diskriminierung wegen Ge-
schlecht, Alter oder Nationalität in Beschäfti-
gung oder Beruf (Übereinkommen 111, 1958).
Diskrepanzen zwischen diesen ratifizierten
Normen und westdeutscher Gesetzgebung
führten, zum Teil ausgelöst von Kontrollver-
fahren der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion, zu dem Verbot, Arbeitnehmer-Organisa-
tionen administrativ, d. h. ohne Gerichts-
beschluß, aufzulösen (Vereinsgesetz 1964). Die



Strafgefangenenarbeit wurde 1973 einge-
schränkt, Zwangsarbeit zur politischen Diszi-
plinierung wurde verboten (Strafrechtsände-
rungsgesetz 1969).
Bis heute sind einige formalrechtliche oder
institutioneile Diskrepanzen zwischen ratifi-
zierten Übereinkommen und bundesrepubli-
kanischer Gesetzgebung noch immer nicht
ausgeräumt So ist eine Überprüfung der Be-
rufsverbotspraxis auf Anfrage des Weltge-
werkschaftsbundes anhängig, die als Verstoß
gegen Übereinkommen 111 (Nicht-Diskrimi-
nierung, 1958) gewertet wird67). Ebenfalls im
Gegensatz zu diesem Übereinkommen stand
der bisher ungleiche Rentenanspruch von
Männern und Frauen. Die Einschränkung des
Koalitionsrechts bei Kirchen und sonstigen
Tendenzunternehmen ist ein Verstoß gegen
die Übereinkommen 87 und 98 (Koalitions-
recht, 1948/49) und seit Jahren Gegenstand
von Kontrollanfragen des .Committee of Ex-
perts for ratified Conventions’ der Internatio-
nalen Arbeitskonferenz. Der Kündigungs-
schutz für Arbeitnehmervertreter im Betrieb
(Übereinkommen 135, 1971), wird gewerk-
schaftlichen Vertrauensleuten im Unter-
schied zu Betriebsräten in der Bundesrepu-
blik nicht zugestanden. Das Übereinkommen
47, 1935, zur 40-Stunden-Woche hat die Bun-
desrepublik nicht ratifiziert, so daß formal
kein Verstoß der Arbeitszeitordnung (48 Std.
Arbeitszeit) gegen die völkerrechtliche Norm
vorliegt. Die erwähnte Leiharbeit und die ak-
tuellen Einschränkungen des Vermittlungs-
monopols der Bundesanstalt für Arbeit kön-
nen allerdings als Völkerrechtsbruch gewer-
tet werden. Das gilt nicht für die Einschrän-
kung des Jugendarbeitsschutzes, da das Über-
einkommen 90, 1948, zum Verbot der Nacht-
arbeit von Jugendlichen nicht ratifiziert wur-
de. Im Bereich der Arbeitslosenversicherung
ist der Ausschluß von indirekt durch Streiks
betroffenen Arbeitnehmern aus der Arbeits-
losenversicherung (kein Arbeitslosengeld bei
.passiver Streikbeteiligung' gemäß Erlaß der
Bundesanstalt für Arbeit) nach dem ratifizier-
ten Übereinkommen 102, Art. 69 i (Soziale Si-
cherung, 1952) unzulässig.

2. Kritik der ILO-Normen aus der Sicht der
nationalen Sozialpolitik am Beispiel der
Bundesrepublik Deutschland

Schwerer noch als die formalrechtlichen Dis-
krepanzen zwischen ILO-Normen und bun-
desdeutscher Gesetzgebung wiegen die funk-

tionellen Diskrepanzen. Funktionelle Diskre-
panzen liegen vor, wenn die internationale
Norm zwar formal, aber nicht dem Sinn nach
eingehalten wird. Zwischen den ILO-Zielen
und der Gesetzgebung in der Bundesrepublik
gibt es neuerdings eine gegenläufige Ent-
wicklung, wie man z. B. bei der öffentlichen
Arbeitsverwaltung feststellen kann. Die Spar-
gesetze im Bereich der Arbeitsförderung
{Haushaltsbegleitgesetze '82, '83; Arbeitsförde-
rungskonsolidierungsgesetz ’82) haben die ak-
tive Arbeitsmarktpolitik im Vergleich zu den
Lohnersatzleistungen geschwächt; das Ver-
mittlungsmonopol der Bundesanstalt für Ar-
beit wird zunehmend durch die Förderung
von Leiharbeit und Grauzonenbeschäftigung
unterlaufen. Die Abschaffung der .originären
Arbeitslosenhilfe' für Hausfrauen und Hoch-
schulabsolventen, die zuvor nicht beschäftigt
waren, widerspricht den Zielsetzungen von
Übereinkommen 150 (Arbeitsverwaltung,
1978), das die Ausweitung des Versicherungs-
schutzes auf arbeitsmarktferne Gruppen vor-
sah. Der Vorrang der Beitragsfinanzierung
vor der Steuerfinanzierung im westdeutschen
System der Arbeitslosenversicherung wider-
spricht derselben Konvention, die eine kon-
junkturunabhängige Basis für die Finanzie-
rung der Arbeitsmarktpolitik nahelegt. Über-
einkommen 150 sah darüber hinaus eine fort-
schreitende Demokratisierung der Arbeits-
verwaltung vor, bei der neben Arbeitgeber-
und Arbeitnehmervertretern auch lokale Trä-
ger der sozialen Dienste und sonstige Grup-
pen beteiligt werden sollten. Dagegen findet
in der Bundesrepublik eine stärkere Zentrali-
sierung der Entscheidungen im Bundesmini-
sterium für Arbeit und Soziales, d. h. bei der
Bundesregierung statt. Über die Konkretisie-
rung der .flexiblen Rechtsbegriffe' wie z. B.
.Zumutbarkeit', Angemessenheit' etc. ent-
scheidet das Bundesministerium für Arbeit
und Soziales anstelle der dreigliedrigen Bun-
desanstalt für Arbeit68). Auch die .ausländer-
politische Wende" in der Bundesrepublik
(Rückkehrprämien, Einschränkung des Nach-
zugsalters) steht im Gegensatz zum ILO-Ziel
Eingliederungshilfe. Schließlich entwickelt
sich die Sozialhilfe zunehmend zu einem un-
zureichenden Mindestlohnersatz. Die Bun-
desrepublik hat die Übereinkommen zum
Mindestlohn nicht ratifiziert, da sie ein Min-
desteinkommen durch Tarifverträge sicherge-
stellt sieht. Die stagnierenden Sozialhilfesätze
beeinflussen aber das Tarifgefüge der unteren
Lohngruppen. Hinzu kommt, daß der Anteil
der Arbeitslosen unter den Sozialhilfeemp-
fängern von fünf auf bis zu 20 % in Großstäd-



ten gestiegen ist, so daß an die Sozialhilfe die
Standards des Mindestlohns gestellt werden
müssen, die sie nicht erfüllt.
Die Zunahme funktioneller Diskrepanzen
zwischen ISP-Normen und nationaler Be-
schäftigungspolitik beschränkt sich aber nicht
auf die Bundesrepublik69), wodurch das Ge-
samtkonzept fraglich wird. ILO-Normsetzung
oder auch die Empfehlungen der OECD zur
Arbeitsmarktpolitik70) flüchten sich in Ver-
besserungsvorschläge zur Technik der Ar-
beitsverwaltung, doch sind sie in ihren Vor-
schlägen durch die national möglichen Me-
thoden beschränkt71)- Das am schwersten
wiegende Defizit der Beschäftigungspolitik
auf nationaler Ebene scheint aber heute zu
sein, daß der politische Kompromiß versagt.
Eine politische Auseinandersetzung gibt es in
der Bundesrepublik nur zu Teilaspekten der
Umgestaltung des Sozialstaats. Es gibt die
Auseinandersetzung um Angebots- oder
Nachfrageorientierung der Beschäftigungspo-
litik zwischen Staat, Arbeitgeber-Organisatio-
nen und Gewerkschaften, in die Argumente
zum Lohnniveau, zur Arbeitszeit und zur Ein-
kommenssicherung hineinspielen. In diesem
institutionalisierten .dreigliedrigen' Konflikt
fallen jedoch einige Regelungsbereiche durch.
Zur Sozialhilfepraxis und Ausländerpolitik
gibt es keine .konzertierte Aktion. Die Inter-
essensvertretung von Arbeitslosen, Fürsor-
geempfängern und sonstigen arbeitsmarktfer-
nen Gruppen ist in die institutionalisierte
Auseinandersetzung nicht einbezogen. Noch
weniger steht das Gesamtpaket der staatli-
chen Instrumente, ihre .Verlinkung', zur Dis-
kussion. Die Politik der .Besitzstandswahrung'
hält an der gegebenen Kombination, an der
wirtschaftspolitischen Hierarchie fest. Das
hat eine möglicherweise ungewollte Ausgren-
zung dieses Themas aus der politischen Aus-
einandersetzung zur Folge. Die Ausgrenzung
von Konflikten aus dem offiziell anerkannten
Problemkanon aber ist nicht zuletzt ein
.Steuerungsproblem'; das Beispiel Arbeits-
marktpolitik zeigt, was gemeint ist. Eine Aus-
weitung der Kompetenzen der Arbeitsämter
auf die Kontrolle betrieblicher Personalpoli-
tik oder eine kommunale Beschäftigungspoli-
tik wären durch administrative Methoden gar

nicht .sachgerecht' einzuführen. Sie verlangen
eine Politisierung des Problems und den Ein-
bezug von neuen .Subjekten' in die Entschei-
dung (Initiativgruppen, .Betroffene', Sozialpla-
nung etc.). Diese .Sozialisation' von .Bürgern'
und Staat scheint auf kommunaler Ebene ge-
genwärtig am leichtesten zu sein72).

3. Internationale Sozialpolitik als institutio-
nelles Regime?

Die Hoffnungen der skizzierten .liberalen'
Lehre der Internationalen Sozialpolitik gehen
dahin, internationale Steuerung könne durch
die Errichtung von institutioneilen Regimes
verbessert werden. Dabei soll neben dem Völ-
kerrecht vor allem die wissenschaftliche Pro-
gramm- und Politikberatung die Konsensbe-
reitschaft der Akteure erhöhen. Diese Hoff-
nung scheint sich im Fall der Internationalen
Sozialpolitik nicht zu bestätigen.

Auf die wissenschaftliche Beratung ist, wie
das Beispiel eines Weltbeschäftigungspro-
gramms zeigt, nicht immer Verlaß. Die
Gründe für die Ohnmacht der Internationalen
Sozialpolitik liegen jedoch tiefer. Die Grenzen
ihrer Steuerung werden nämlich nicht durch
die Sachkompetenz der Wissenschaft, son-
dern durch den Entwicklungsstand der natio-
nalen Sozialpolitik gesetzt. Die .dreigliedrige’
Repräsentation von Interessensgruppen in
Entscheidungsgremien genügt nicht, um die
nationalen Defizite des Sozialstaats auf die
internationale Bühne zu tragen. Schon auf na-
tionaler Ebene sind die korporativen Gremien
ungeeignet, um das Spektrum sozialer Kon-
flikte zu vertreten. Defizite des Sozialstaats,
die national nicht zum politischen Thema
werden, weil die entsprechenden Probleme
verdrängt oder institutionell nicht repräsen-
tiert sind, tauchen in internationalen Gre-
mien nicht auf, die von denselben Verbänden
und Regierungen besetzt werden. Ohne in-
nergesellschaftliche .Mobilisierung’ oder poli-
tische Thematisierung sind Vorschläge zur
Weiterentwicklung der .Steuerung’ unwirk-
sam. Vorschläge zu einer Kommunalisierung
der Arbeitsmarktpolitik setzen Subjekte vor-
aus, die die neuen kommunalen Aufgaben
wahrnehmen können. Dieses Problem ist ver-
waltungstechnisch nicht lösbar.

Die Hoffnung auf ein internationales Regime
gründet sich auf eine unzulässige Gleichset-
zung zwischen nationaler und internationaler



Sozialpolitik. Schon in der nationalen Sozial-
politik finden sich zahlreiche Nicht-Regelun-
gen, Ausgrenzungen von Problemen oder
Gruppen, obwohl sie in ein vergleichbar diffe-

renziertes Netz sozialer Konflikte eingebun-
den ist. Dieser Bezug zur Soziaiintegration
fehlt der Internationalen Sozialpolitik. Sie ist
mehr ein Nonregime als ein Regime73).

IV. Ansatzpunkte für sozialpolitischen Internationalismus?
Die institutioneile Sicht kommt der Realität
der Internationalen Sozialpolitik näher als die
juristische. Ihre Schwäche liegt darin, daß sie
nicht-institutionalisierte Konflikte .vergißt'.
Wie die nationale Sozialpolitik unterstützt
die Internationale Sozialpolitik eine wirt-
schaftspolitische Hierarchie. Diese aber ist
für die Kooperationsunfähigkeit auf interna-
tionaler Ebene verantwortlich. So bleibt das
Ziel einer internationalen Steuerung Utopie;
man verzichtet auf wesentliche innerstaatli-
che Änderungen und hofft auf eine Beeinflus-
sung der nationalen Politik durch die interna-
tionalen Normen und Programme. Neben die-
ser Verkehrung des Kausalzusammenhangs
stört an der ILO-Konzeption die beschäfti-
gungstheoretische Verkehrung, die das Zen-
trum der internationalen Beschäftigungskrise
in Entwicklungsländern verortet.

Man kann diese Mängel der Internationalen
Sozialpolitik auch anders lesen. Die vorherr-
schende Konzeption beraubt sich selbst einer
Reihe von Handlungsmöglichkeiten, die sie
bei einer anderen politischen Orientierung
hätte. Die institutioneile Betrachtung hat ei-
nige Handlungsebenen identifiziert:
— Völkerrechtssetzung und -Durchführung;
— Programmplanung, Durchführungs- und
Wirkungskontrolle (EG-Sozialfonds, Weltbe-
schäftigungsprogramm);
— die Kritik der Organisationsideologie
(ILO, Europarat, EG, Gewerkschaften);
— internationale .Steuerung' im Bereich der
Außen- und Außenwirtschaftspolitik.
Die Diskrepanz zwischen Völkerrecht und
nationaler Gesetzgebung gibt Argumente für
die Rechtspolitik. So konnte die IG Metall
während der Streikaktionen 1984 auf die ILO-
Standards verweisen, als die Bundesanstalt
für Arbeit die Zahlung von Arbeitslosengeld
an .passive' Streikteilnehmer verweigerte.
Auch die Beschneidung des Vermittlungsmo-
nopols und andere sozialrechtliche Defizite
können als Völkerrechtsbruch gewertet wer-
den.
In der Organisationsideologie von ILO, Euro-
parat und EG ist zu viel von .internationaler
Steuerung' und zu wenig von der Kritik der
nationalen Politik, vor allem der wirtschafts-
politischen Hierarchie, die Rede.

Für die ILO-Normen stellt sich das Problem,
daß eine Weiterentwicklung der staatlichen
Beschäftigungspolitik eine soziale Mobilisie-
rung voraussetzt, die man völkerrechtlich
nicht verordnen kann. Eine neue Orientie-
rung der Standardsetzung könnte aber dieses
Problem verdeutlichen. Eine Erweiterung des
berücksichtigten Interessenspektrums auf ar-
beitsmarktferne Gruppen und eine Abschwä-
chung der wirtschaftspolitischen Hierarchie
wären geboten. Sie könnten durch die folgen-
den Normen gefördert werden:
— Bereitstellung einer von Arbeitsmarkter-
fordernissen unabhängigen Einkommenssi-
cherung,
— Einbezug von Sozialhilfeempfängern in
die Versicherung,
— Wanderungspolitik ohne konjunkturpoliti-
sche Funktion,
— Garantie des Bürgerrechtsstatus bei Ar-
beitslosigkeit und Fürsorgebedarf,
— Regionalisierung der Beschäftigungspoli-
tik durch Kommunalisierung, also im Sinne
einer erweiterten (außerbetrieblichen) Mitbe-
stimmung.
Diese Anforderungen wären auch an die Eu-
roparats-Normen zu stellen.
Der EG-Sozialfonds läuft Gefahr, zu einem
.Selbstbedienungsfonds' zu werden. Nach den
.schwachen' Industrien und Regionen werden
nach der Reform nun auch Träger der außer-
betrieblichen Berufsbildung, kleine Unterneh-
men und Wohlfahrtsverbände verstärkt in
den Genuß der europäischen Gelder kommen,
ohne daß dadurch die Trägerpolitik oder die
Kommunalplanung wesentlich beeinflußt
würden. Zu diesem Zweck müßte der Anteil
der .Experimentier'- und Forschungsprojekte
höher sein und statt der Zielgruppenpolitik
(z. B. Jugendarbeitslosigkeit) eine problembe-
zogene Programmförderung intensiviert wer-
den (z. B. Entwicklung städtischer Arbeits-
marktpolitik). Die Vergabe von Arbeitsförde-
rungsmitteln aus dem Sozialfonds ließe sich,
statt von regionalen Arbeitslosenquoten, z. B.
auch davon abhängig machen, ob die zustän-



dige Kommune eine kommunale Planung zur
Arbeitsmarktpolitik besitzt.
Internationale Sozialpolitik ist als Feld der in-
ternationalen Gewerkschaftspolitik von Be-
deutung. Die Gewerkschaften stehen aller-
dings in einem Dilemma zwischen internatio-
nalistischem Anspruch und Interessengegen-
sätzen zwischen Branchengewerkschaften in
konkurrierenden Ländern. Ein Übergang vom
Schwerpunkt der kurzfristigen Absicherungs-
interessen zu sozialpolitischer Programmpoli-
tik könnte diese Kluft überbrücken. Dagegen
ist von der .Steigerung' der institutionellen
Zusammenarbeit in internationalen Konzern-
betriebsräten oder Branchenbüros allein die-
ser Internationalismus nicht zu erwarten. Na-
tionale Gewerkschaften, die interessenspoli-
tisch in Gegensatz geraten (z. B. Sicherung
der Stahlarbeitsplätze in Italien kontra Absi-
cherung der Beschäftigung in der Bundesre-
publik), können in sozialpolitischen Fragen
(z. B. in Fragen einer verbesserten staatlichen
Einkommenssicherung) dennoch kooperieren.
Schließlich hat Internationale Sozialpolitik
zum .Internationalismus' der sozialistischen
Länder und der zweiten Internationale sowie
der Entwicklungsländer wichtige Kritik-
punkte beizutragen. Sozialistische Länder un-
terschätzen die Rolle des Sozialstaats als Feld
der gesellschaftspolitischen Auseinanderset-
zung. Die vermeintlich radikale Etikettierung

der Sozialpolitik als .kapitalkonform' verzich-
tet z. B. auf eine konkrete Kritik an der wirt-
schaftspolitischen Hierarchie. Die Berufung
auf außenpolitische und außenwirtschaftspoli-
tische Sachzwänge bei der Beurteilung der In-
ternationalen Sozialpolitik ist unlauter. Hin-
ter ihr verbirgt sich die einseitige Interpreta-
tion des Sozialstaats. Der sozialdemokratische
Internationalismus läuft dagegen Gefahr,
.neorealistische' Konzepte, z. B. das Grundbe-
darfskonzept, unkritisch zu übernehmen.
Die Bemühungen der UNCTAD um eine neue
Weltwirtschaftsordnung drohen schon eine
Stufe vorher zu scheitern. Das Konzept ope-
riert ähnlich wie die völkerrechtliche Sicht
der Internationalen Sozialpolitik mit einem
juristischen Weltordnungskonzept. Politische
Rohstoffpreise und die Öffnung der Märkte in
Industrieländern für Produkte der Entwick-
lungsländer sollen völkerrechtlich vereinbart
werden. So stellt der Ansatz noch weniger als
die Internationale Sozialpolitik die Innenpoli-
tik in Industrieländern in Frage74). Erst im
Zusammenhang mit einer neuen Innenpolitik
in den Industrieländern aber können die in-
ternationalistischen Ansätze wieder an Be-
deutung gewinnen. Der Prozeß, wenn er in
Gang kommt, wird auf nationaler Ebene mit
einer Reformdiskussion zum Sozialstaat und
zur .indirekten’ Wirtschaftspolitik beginnen.
Die nötige soziale Mobilisierung und .Steige-
rung' der staatlichen .Steuerungskapazität'
wird auf lokaler Ebene beginnen müssen. So
fängt der Internationalismus, denkt man das
ISP-Konzept zu Ende, in der Kommune an.



Wolfgang Lecher

Gewerkschaften in Europa

Zwischen Resignation und Widerstand

I. Resignation und Defensive — die Anomie der Jahre 1978—1983

Eine Untersuchung über Stand und Zukunfts-
aussichten der Gewerkschaftsbewegung, noch
dazu unter international vergleichender
Fragestellung, befaßt sich offenbar mit „dem
Chaos“. Weder kann heute von einem vor-
herrschenden, strukturierenden theoreti-
schen Erklärungsmuster, wie es etwa in den
sechziger Jahren das Pluralismus-Konzept
und in den siebziger Jahren die Korporatis-
mus-These war, ausgegangen werden, noch
bieten die einzelnen nationalen Gewerk-
schaftsbewegungen ein wenigstens in Umris-
sen einheitliches gewerkschaftspolitisches
Organisations- und Willensbild. Vielmehr dif-
ferenzieren sich Struktur und Politik nicht
nur der Richtungsgewerkschaften, sondern
auch der Einzelgewerkschaften unter einem
gemeinsamen Dachverband vielfach immer
weiter aus1)- Schon gar nicht kann auf der
internationalen Ebene von einem Anglei-
chungsprozeß gewerkschaftlicher Politik- und
Tarifstrategien gesprochen werden.

1) Aktuelle Beispiele sind u. a. die Brüche unter
den italienischen Richtungsgewerkschaften in der
Frage des Abbaus der „Scala Mobile" und die unter-
schiedliche Marschrichtung der deutschen Ge-
werkschaften in der Frage der Wochenarbeitszeit-
verkürzung bzw. des vorgezogenen Altersruhestan-
des.

Auf den ersten Blick also das Bild einer Zer-
rüttung des traditionellen Monolithen, einer
Auflösungstendenz unter Rückzugsgefechten,
einer Plan- und Perspektivlosigkeit der Ge-
werkschaftsbewegungen auf allen Ebenen
und weltweit. Dieses pessimistische Szenario
— und „pessimistisch" gilt nicht nur für die
Arbeitnehmerbewegung, sondern durchaus
auch für ihren Tarifkontrahenten und den
bürgerlichen Staat, die ein zumindest langfri-
stiges Eigeninteresse an einer stabilen Ge-
werkschaftsbewegung haben sollten — galt
aber allenfalls nur für einen relativ kurzen
Zeitraum. Diese Spanne der Anomie von etwa
1978/79 bis 1982/83 wurde extern ausgelöst
durch den zweiten Olpreisschock, den rapi-
den Verfall der Weltkonjunktur und in vielen
industrialisierten Ländern durch den Wech-
sel der Regierungen hin zu politischen und
ökonomischen Konzepten der Neoklassik

bzw. des Monetarismus, des Abbaus des Sozi-
alstaates und des offenen Kampfes gegen die
Arbeitnehmerinteressen und die Gewerk-
schaften.
Intern standen die Gewerkschaften vor der
Erkenntnis, daß die Krise ab Mitte der siebzi-
ger Jahre keinesfalls konjunkturell erklärt
und entsprechend kuriert werden konnte,
sondern daß strukturelle Gründe und Mecha-
nismen vorlagen, auf die ihr ökonomisch-key-
nesianischer Rezeptkasten oft keine schlüs-
sige Antwort bot. Des weiteren wurde ihr An-
spruch, für die gesamte lohnabhängige Ar-
beitnehmerschaft zu sprechen und ihre Inter-
essen quasimonopolistisch zu vertreten, in
vielen Ländern durch den Aufschwung von
Ökologie- und Friedensbewegung erschüttert,
der sich zumeist an den Gewerkschaften vor-
bei vollzog. Und drittens brachte die rasche
Einführung neuer Technologien in Produk-
tion und Verwaltung mit ihren immer noch
unabsehbaren Folgen für Qualifikation,
Arbeitsorganisation und -bedingungen, Ar-
beitslosigkeit und Arbeitnehmerbewußtsein
den jahrzehntelang gepflegten selbstbewuß-
ten „Technischen-Fortschritt-Optimismus“ ins
Wanken.
Die großen nationalen Gewerkschaftsbewe-
gungen in Europa waren in dieser Zeit offen-
bar paralysiert. Dies gilt sowohl für die Bun-
desrepublik Deutschland, wo kein einziger
flächendeckender, zukunftsweisender Tarif-
vertrag verabschiedet werden konnte und die
politische Regierung sich zuungunsten der
Gewerkschaften nach rechts verschob; dies
gilt auch für Italien, wo ein letztlich unpro-
duktiver Abwehrkampf um Teile der Lohn-
gleitskala die Gewerkschaftskräfte so er-
schöpfte, daß für eine zukunftsorientierte Ta-
rif- und Sozialpolitik wenig übrigblieb; dies
gilt selbst für Frankreich, wo ein zwischen-
zeitlicher Fortschritt in den beiden ersten
Jahren der Linksregierung vor allem auf der
politischen Ebene, und damit den Gewerk-
schaften in der öffentlichen Meinung nicht
ohne weiteres zurechenbar, erreicht wurde,
während die Austeritätswende von den Ge-
werkschaften relativ diszipliniert mitgetragen



wurde (eine eingehende Analyse der mögli-
cherweise abweichenden Politik der französi-
schen KPF und in ihrem Gefolge auch des
größten Gewerkschaftsdachverbandes CGT
nach dem Bruch der Volksfront im Sommer
1984 ist zur Zeit noch nicht leistbar); und
schließlich gilt dies besonders für die briti-
sche Gewerkschaftsbewegung, der von der
Regierung kaum verhüllt der Kampf bis aufs
Messer angesagt wurde und die bis zur Aus-
einandersetzung um die Schließung der Koh-
lenminen Einfluß und Widerstandskraft wie
keine andere westliche Gewerkschaftsbewe-
gung einbüßte.
Auch ein Überblick über kleinere Gewerk-
schaften in den Niederlanden, Belgien und
Dänemark zeigt ein deutliches Zurückwei-
chen vor den Krisenfolgen und eine Bereit-
schaft zur Übernahme von Krisenopfern wie
Lohnabbau, Sozialstaatsabbau und letztlich
die Akzeptanz verminderten politischen Ge-
wichts. Lediglich in den traditionell extrem
sozialpartnerschaftlichen Systemen Öster-

reichs und Schwedens konnten gewerk-
schaftspolitische Zentralpositionen wie be-
schäftigungsorientierte Wirtschafts- bzw. Ar-
beitspolitik in nationaler Isolation behauptet
werden, ohne daß davon ein nennenswerter
Sog auf andere Länder und Gewerkschaftsbe-
wegungen ausgegangen wäre.
Die Situation der Gewerkschaften bis 1983
stellte sich weltweit als ein Gemisch aus Resi-
gnation und Anpassungsbereitschaft an die
krisenhaften Rahmenbedingungen dar, we-
sentlich geprägt durch theoretische Analyse-
defizite, praktische Handlungsohnmacht,
vage Hoffnung auf den mittelfristigen Erfolg
von Modernisierungsstrategien, rückläufige
Organisationsquoten bzw. Mitgliederzahlen
und dem Versuch, wenigstens die Kernmit-
gliedschaft der Facharbeiter zu halten. Dieses
ist am deutlichsten bei den im folgenden
nicht näher behandelten US-amerikanischen
und japanischen Gewerkschaften zu beobach-
ten, trifft aber in der Tendenz auch auf die 
meisten europäischen Gewerkschaften zu.

II. Das analytische Interesse —
die Frage nach Gemeinsamkeiten und Unterschieden
zwischen den nationalen Gewerkschaftsbewegungen

Die Gewerkschaftsperspektive Ende der sieb-
ziger/Anfang der achtziger Jahre war trotz
vereinzelter verbaler oder punktuell pro-
grammatischer Ansätze (qualitatives Wachs-
tum, Umweltinvestitionen, Vollbeschäfti-
tungskonzepte traditionell keynesianischer
Prägung) faktisch eher durch ein „Einigeln"
und „überwintern" als durch eine aktive, um-
setzungs- und durchsetzungsbezogene, auto-
nome Zukunftsorientierung und der neuen
weltwirtschaftlichen Situation entsprechende
alternative Vorschläge auf den Gebieten der
Wirtschafts- und Sozialpolitik gekennzeich-
net. Dies lag nicht nur am Wechsel der Regie-
rungen und ihrer Wirtschaftskonzeptionen,
sondern auch am Unvermögen der Gewerk-
schaften, von einer kooperationsorientierten,
integrativen Politik bis Ende der siebziger
Jahre unter sich schnell weiter verschlech-
ternden ökonomischen und sozialen Rahmen-
bedingungen Anfang der achtziger Jahre auf
eine eigenständige und die kritischen gesell-
schaftlichen Anstöße (Friedenspolitik, Rü-
stungsdiskussion, Technikkritik, Wachstums-
kritik, Umweltsensibilität, Zukunft der Arbeit)
assimilierende Politik umzuschalten.
Das Jahr 1984 könnte aber — und das ist die
Generalthese der folgenden nationalen Ein-
zelanalysen — in einem Orwell entgegenge-
setzten Sinn nicht zum „Jahr Eins" der totalen

Resignation der Gewerkschaften vor einer
unbeeinflußbaren, sachgesetzlichen techno-
ökonomischen Entwicklung, sondern zum
lange überfälligen Beginn einer Restrukturie-
rung der gewerkschaftlichen Handlungs-
macht und damit zum Beginn des Widerstan-
des gegen die bisher vorherrschenden Krisen-
bewältigungsstrategien werden2). Dies wird
nicht nur anhand der offenen Auseinander-
setzungen in Großbritannien und der Bundes-
republik Deutschland, sondern auch aus dem
eher verborgenen Potential grundsätzlich an-
passungsorientierter Gewerkschaften sozial-
partnerschaftlicher Herkunft (relativer Erfolg
einer aktiven Beschäftigungspolitik, deutliche
Ansätze zu einer Struktur- und Investitions-
lenkung, Entwicklung bisher vernachlässigter
gewerkschaftlicher Handlungsebenen) und
den verschiedensten unkoordinierten Einzel-
formen des Widerstandes in vielen nationa-

2) Diese These widerspricht damit direkt der pau-
schalen Generalthese des Prokla-Bandes 54, Ge-
werkschaftsbewegung am Ende?, Berlin 1984. Ver-
gleiche dazu besonders das Editorial: JEs ist) um so
erstaunlicher, wenn in einer Reihe von Beiträgen
dieses Heftes Abschied genommen wird von Hoff-
nungen und Erwartungen in die Gewerkschaften
als Akteure progressiver sozialer Veränderungen
und des Klassenkampfes, wenn die Gewerkschaf-
ten im wesentlichen als konservative soziale Kraft
dargestellt werden“ (S. 3).



len Gewerkschaften (z. B. Streiks in Belgien,
Auseinandersetzungen in Staatsbetrieben in
Frankreich) geschlossen. Die zentralen, spek-
takulären Widerstandsaktionen innerhalb
oder außerhalb des geltenden Ordnungsrah-
mens stellen nur die Spitze des Eisberges dar.
Die genauere Untersuchung zeigt darüber
hinaus ein breites Spektrum von zwar verein-
zelten, zumeist noch unkoordinierten, aber
trotzdem oft recht wirkungsvollen Wider-
standsaktionen gegen die Verschlechterung
von Arbeits- und Lebensbedingungen, die je-
derzeit zum Ausgangspunkt einer systemati-
schen Offensive der Gewerkschaften werden
Ausgehend von dieser Lagebeurteilung ergibt
sich die analytische Vorgehensweise. Daten
zum gewerkschaftlichen Organisationsgrad,
zur Arbeitslosigkeit, zur gesamtwirtschaftli-
chen Preisentwicklung und den Wachstums-
raten belegen in einem ersten Schritt für die
großen Länder Europas gemeinsame Tenden-
zen der Nationalstaaten, zeigen aber auch die
jeweils relative Position des Landes und da-
mit den Handlungsrahmen der Gewerkschaf-
ten im Vergleich zueinander auf. In einem

zweiten Schritt werden Grundzüge der ge-
werkschaftlichen Struktur und des gewerk-
schaftlichen Selbstverständnisses genannt,
um auf diesem Hintergrund dann drittens die
Veränderungen der Beziehungen zwischen
den Gewerkschaften und den Unternehmer-
verbänden und besonders des Staates (Korpo-
ratismusdiskussion) unter den verengten Rah-
menbedingungen zu behandeln. Viertens wer-
den im Hauptteil der nationalen Analysen die
aktuellen Gewerkschaftspolitiken und ihre
Veränderungstendenzen geschildert, inter-
pretiert und auf wahrscheinliche Zukunfts-
perspektiven untersucht. Im abschließenden
übergreifenden Teil werden die aus dem na-
tionalen Vergleich gewonnenen Erkenntnisse
systematisiert und die besonderen gewerk-
schaftlichen Problemstellungen und Gefähr-
dungspotentiale herausgefiltert. Aus der Ge-
samtanalyse der Entwicklung seit der zweiten
Hälfte der siebziger Jahre über den potentiel-
len Wendepunkt 1984 werden in europäi-
scher Perspektive die wichtigsten Handlungs-
erfordernisse der Gewerkschaften für die
nächsten Jahre festgestellt

III. Bundesrepublik Deutschland - Besinnung auf die eigene Kraft

Mit einer gewerkschaftlichen Organisations-
quote von etwas über 40% nimmt die Bundes-
republik im internationalen Vergleich einen
Mittelplatz ein, die Arbeitslosenquote von
8,5% ist im europäischen Vergleich noch rela-
tiv günstig, ebenso die Preisentwicklung so-
wie die Wachstumsrate des Bruttosozialpro-
dukts von 1984 jeweils schätzungsweise 2 bis
3%. Mit Ausnahme der Inflationsrate zeigen
aber diese Daten im Zeitreihenvergleich ana-
log zu den übrigen hochindustrialisierten
Staaten ein deutliche Verschlechterungsten-
denz. Die Wirtschafts- und Gesellschaftskrise
trifft die Bundesrepublik also nur marginal
schwächer. Allerdings sind die Gewerkschaf-
ten strukturell vergleichsweise gut zur Ver-
teidigung der Arbeitnehmerinteressen gerü-
stet. Drei Strukturprinzipien der dominieren-
den DGB-Gewerkschaften garantieren eine
zumindest formal relativ hohe Durchset-
zungskraft:
— das Prinzip der Einheitsgewerkschaft, das
trotz kleiner konkurrierender Organisationen
im internationalen Vergleich relativ weitge-
hend realisiert ist;
— das Prinzip der Industriegewerkschaften,
d. h. die betriebseinheitliche gewerkschaftli-
che Organisierung;
— eine zentrale Orientierung bei der Gewich-
tung der kollektiven und auch politischen

Verhandlungsebenen der Gewerkschaften,
die institutionell und informell einen siche-
ren und engen Kontakt in den gewerkschaftli-
chen Außenbeziehungen zu Unternehmerver-
bänden, Parteien und Staat erlaubt.
Trotzdem hätte noch zu Beginn der achtziger
Jahre niemand zu prognostizieren gewagt,
daß es ausgerechnet die deutschen Gewerk-
schaften sein würden, die 1984 mit klassischer
Tarifautonomie das Ziel einer wöchentlichen
Arbeitszeitverkürzung auf 35 Stunden mit
vollem Lohnausgleich propagierten und da-
mit die Dominanz der Arbeitgeber bei den
Nutzungsbedingungen der Arbeitskraft unter
den verschlechterten ökonomischen und so-
zialen Rahmenbedingungen in Frage stellten.
Ähnlich wie in vielen anderen Ländern war
eine liberal-sozialdemokratische Regierungs-
ära zu Ende gegangen, die Massenarbeitslo-
sigkeit stieg in Schüben immer weiter an, der
sukzessive Abbau der sozialen Errungen-
schaften des Wohlfahrtsstaates intensivierte
sich, die Gewerkschaften mußten erhebliche
Verluste bei der Mitgliederzahl hinnehmen3)
und die im internationalen Vergleich einma-

3) 14 der 17 Mitgliedsgewerkschaften verloren
auch 1983 Mitglieder, insgesamt über 100 000
(— 1,3%), davon war die IG Metall mit über 40 000
Verlusten am stärksten betroffen. Gleichwohl stieg
die Organisationsquote aufgrund der noch stärker
rückläufigen Zahl der Erwerbstätigen (—1,8%)



lige Mäßigung in tariflichen Lohnabschlüssen
(mehrere Jahre hintereinander Reallohnver-
luste) wurde keineswegs durch eine wenig-
stens informelle Bereitschaft zur Kooperation
zwischen Staat und Gewerkschaftsspitzen ho-
noriert. Die Regierung nahm im Gegenteil in
den Tarifkonflikten offen zugunsten der Ar-
beitgeberposition Partei, stellte öffentliche
Überlegungen zu einem Verbändegesetz an
und versuchte, die prekär gespaltene, interne
Situation der Gewerkschaften durch die ge-
setzliche Favorisierung der Vorruhestandsre-
gelung gegenüber der Wochenarbeitszeitver-
kürzung noch zu verschärfen. Die Situation
stellte sich für die deutschen Gewerkschaften
seit Ende der siebziger Jahre folgendermaßen
dar:
— Die Krisenanalyse zeigte nun klar die Do-
minanz von epochalen strukturellen Brüchen
und langfristiger Wachstumsschwäche an und
damit den Abschied von der gerade in den
Gewerkschaften lange gehegten Wunschvor-
stellung einer wenn auch vertieften, so doch
letztlich nur konjunkturell bedingten Krise.
— Die traditionelle gewerkschaftliche Basis
der qualifizierten Industriearbeiterschaft
schmolz mit dem Schrumpfen der von der
Strukturkrise besonders betroffenen Schlüs-
selbranchen Eisen und Stahl, Bergbau, Ma-
schinenbau, Druckindustrie und Textilindu-
strie, während es den Gewerkschaften nur
sehr unzureichend gelang, Beschäftigungs-
gruppen wie Angestellte, Beamte, aber auch
Frauen, Jugendliche und generell die Randar-
beitnehmergruppen von der Notwendigkeit
gewerkschaftlicher Organisation zu überzeu-
gen.
— Die Massenarbeitslosigkeit und der Druck
der Reservearmee von Arbeitssuchenden auf
den Arbeitsmarkt verschlechterte die Ver-
handlungsposition der Gewerkschaften bei
den Verteilungsauseinandersetzungen und
spaltete tendenziell den von ihr vertretenen
„Faktor Arbeit“ in Arbeitsplatzbesitzende und
Arbeitssuchende auf.
— Der Versuch der Gewerkschaften, in dieser
kritischen Lage einen stärkeren Bezug zwi-
schen Apparat und Mitgliedschaft durch die
Regionalisierung der Tarifverhandlungen, die
Erprobung einer neuen Beweglichkeit bei Ta-
rifkämpfen, die Ausweitung der Mitbestim-
mung auch auf Arbeitsplatzebene und eine
arbeitsrechtliche Offensive herzustellen,
wurde von den Arbeitgebern mit offener oder
kaschierter Unterstützung des Staates/der
Regierung bekämpft. Diese setzten auf die
Zentralisierung der Tarifverhandlungen, block-
ten erfolgreich Initiativen zur Mitbestim-
mung ab, erreichten eine extensive Ausle-

gung des Aussperrungsrechtes und höhlten
die Verbindlichkeit kooperativer Absprachen
aus.
Als 1984 einige wichtige Manteltarifvereinba-
rungen zur Arbeitszeit ausliefen, entschlos-
sen sich zunächst fünf Mitgliedsgewerkschaf-
ten im DGB, darunter die dann streikaktiven
IG Metall und IG Druck und Papier, um die
Einführung der 35-Stunden-Woche bei vollem
Lohnausgleich zu kämpfen. In diesem an-
spruchsvollen Ziel vereinigten sich ganz un-
terschiedliche Reaktionen auf und Perspekti-
ven über die aktuelle Wirtschafts- und Ge-
sellschaftskrise hinaus ):4

— Ein weiteres Ansteigen der Massenarbeits-
losigkeit sollte über die Umverteilung der Ar-
beit verhindert werden. Damit würde die Ent-
solidarisierung von Beschäftigten und Ar-
beitslosen unterbunden.
— Ein weiteres Absinken der Massenkauf-
kraft sollte über die Stabilisierung des Real-
lohnniveaus vermieden werden.
— Eine bessere Vereinbarkeit der unter-
schiedlichen Anforderungen von Beruf und
Familie bzw. Arbeit und Freizeit sollte über
die tägliche Verkürzung der Arbeitszeit er-
reicht werden.
— Eine weitere Gefährdung der Arbeitskraft
und der Gesundheit durch wachsende Ar-
beitsbelastungen infolge ungünstiger Dauer
und Lage der Arbeitszeit sollte vermieden
werden.
— Der betriebliche Widerstand gegen stei-
gende Leistungsanforderungen und umfas-
sende Rationalisierungsmaßnahmen sollte ge-
stärkt werden.
— Die individuelle Flexibilisierung der Ar-
beitszeit allein nach Betriebserfordernissen
sollte vermieden werden.
Generell ging es also darum, der Auswei-
tung der unternehmerischen Verfügungsge-
walt über die Anwendungsbedingungen der
menschlichen Arbeitskraft bezüglich Preis,
Arbeitszeit und Arbeitsorganisation auch un-
ter den restriktiven Rahmenbedingungen der
Krise Einhalt zu gebieten. Die Gewerkschaf-
ten versuchten, im Vertrauen auf die eigene
Kraft die zunehmende Asymmetrie der ge-
sellschaftlichen Machtverteilung zu ihren Un-
gunsten zu stoppen und ihre Handlungsfähig-
keit nach außen gegenüber dem Tarifkontra-

leicht an, und der Rückgang war etwas geringer als
im Vorjahr; vgl. Die Quelle, (1983) 5, S. 312 ff.
4) Vgl. dazu G. Bäcker/R. Bispinck, 35-Stunden-Wo-
che, Argumente zur Sicherung und Schaffung von
Arbeitsplätzen und für mehr Zeit zum Leben, Ber-
lin 1984.



henten und den staatlichen Institutionen,
aber auch nach innen gegenüber ihrer verun-
sicherten Mitgliedschaft zu beweisen. Dies
gelang mit dem Abschluß der 38,5-Stunden-
Woche — bei der IG Metall allerdings mit
dem Flexibilitätszusatz, daß die neue Wo-
chenarbeitszeit nur einen Durchschnittswert
darstellen sollte — bei vollem Lohnausgleich
und einer relativ kurzen Laufzeit bis Ende
1986 nur ansatzweise 5).

5) Eine erste umfangreiche und detaillierte Ana-
lyse und Einschätzung von Chancen und Risiken
dieses Abschlusses gibt J. Kurz-Scherf, Arbeitszeit
im Umbruch — Analyse und Dokumentation der
neuen tariflichen Arbeitszeitbestimmungen, WSI-
Arbeitsmaterial, (1984) 4.
6) Vgl. Südtiroler Arbeiterzeitung (Monatszeit-
schrift des AGB/ CGIL), (1984) 7/8, S. 1.
’) Allein die CGIL hat seit 1978 rund eine halbe
Million Arbeitnehmer an Mitgliedern verloren.
Numerisch werden diese Verluste durch die Auf-
nahme von Pensionären ausgeglichen, die heute
schon über 25% der insgesamt ca. 8 Millionen ita-
lienischen Gewerkschaftsmitglieder stellen und na-
türlich keinerlei Einfluß auf die Entscheidungen
haben.
8) Vgl. dazu zusammenfassend W. Lecher, Gewerk-
schaften im Europa der Krise — Zur Zentralisie-
rung und Dezentralisierung gewerkschaftlicher Or-
ganisation und Politik in sechs Ländern der Euro-
päischen Gemeinschaft, Köln 1981, S. 131 ff.

Doch wurde das Arbeitszeittabu der Unan-
tastbarkeit der 40-Stunden-Woche nach
mehrwöchigem harten Streik und extensiver
Aussperrungspraxis durchbrochen und in der
nun anlaufenden betrieblichen Nachverhand-
lungsrunde besteht die Möglichkeit, Uber-
Stundenregelungen, wichtige Arbeitsbedin-
gungen und Belastungsgrenzen sowie Kon-
trollrechte des Betriebsrates in Betriebsver-

• IV. Italien
Mit einer rückläufigen Organisationsquote
von offiziell noch 43%7), einer Arbeitslosen-
quote von 10,6% (dazu der höchsten Jugend-
arbeitslosigkeit in Europa), einer Inflations-
rate von über 15% und einer Bruttosozialpro-
dukts-Wachstumsrate von 2,9% stellt sich die
Krisensituation für die Gewerkschaften in
Italien schärfer als in der Bundesrepublik. Zu-
dem sind sie organisatorisch schlechter gerü-
stet, obwohl sich in den siebziger Jahren er-
hebliche Veränderungen ihrer Struktur und
ihres Selbstverständnisses ergaben8). Der Or-
ganisationsgrad stieg von rund 30% Ende der
siebziger Jahre an, wobei allerdings die tradi-
tionelle Schere zwischen relativ hohem Orga-
nisationsgrad im industrialisierten Norden —
und hier besonders im Metallbereich (über
60%) — und dem unterindustrialisierten, halb
feudal-landwirtschaftlich strukturierten Sü-
den nicht überwunden werden konnte.

einbarungen festzuschreiben. Welch hohen
Stellenwert dieser Abschlußkompromiß in
den Augen der ausländischen Gewerkschaf-
ten hat, zeigt beispielhaft die Reaktion der
italienischen CGIL: „In der Bundesrepublik
Deutschland ist der härteste Arbeitskampf
seit einem halben Jahrhundert zu Ende ge-
gangen. (Es) wurde eine Mauer durchbrochen:
die 40-Stunden-Woche. Und das in einem
Land, dessen Wirtschaft immer noch die
stärkste des Kontinents ist und dessen Ge-
werkschaften in den vergangenen Jahren als
wenig kampfbereit erschienen. Mit dieser Er-
rungenschaft gehört die Gewerkschaftsbewe-
gung der Bundesrepublik Deutschland zur
Vorhut der Arbeiterbewegung in Europa
beim Einsatz für die Rechte der Arbeiter-
schaft, für eine menschliche Arbeitswelt und
besonders für die Bekämpfung der Arbeitslo-
sigkeit."6)

der lange Abschied vom Heißen Herbst
Die scharfe ideologische Trennung zwischen
den großen Richtungsgewerkschaften CGIL
(kommunistisch-sozialistisch orientiert), CISL
(christlich-linkskatholisch-sozialistisch orien-
tiert) und UIL (sozialdemokratisch-republika-
nisch orientiert), welche die gewerkschaftsin-
ternen Auseinandersetzungen bis Mitte der
sechziger Jahre prägte, wurde infolge der auf
Betriebsebene einheitlich geführten Arbeits-
kämpfe im „Heißen Herbst“ 1969 abge-
schwächt; es wurden neue Formen der Zu-
sammenarbeit gefunden. So besteht seit 1972
eine paritätische Dachföderation der drei gro-
ßen Bünde, und die Metallgewerkschaften ha-
ben sich bereits 1970 zur einheitlichen Einzel-
gewerkschaft FLM zusammengeschlossen
und dadurch zusätzliches Gewicht in der Ge-
werkschaftsbewegung und in den Auseinan-
dersetzungen mit den privaten und staatli-
chen Metallarbeitgebern erreicht. Kaum be-
rührt von dieser Entwicklung wurde aller-
dings die unterschiedliche sektorale Veran-
kerung der Bünde. Nach wie vor ist der über-
wiegende Teil der CGIL-Mitglieder (55%) in
der Industrie beschäftigt, während CISL und
UIL mit jeweils 30% einen überproportional
hohen Anteil der im öffentlichen Bereich Be-
schäftigten organisieren.
Seit dem Ende der siebziger Jahre lassen sich
drei Phasen der Entwicklung gewerkschaftli-
cher Politik unterscheiden9).
’) Zu den Erfolgen der italienischen Gewerk-
schaftsbewegung in der Tarifpolitik und den Ein-
heitsbestrebungen in den Betrieben (Delegierten-
bewegung) und auf nationaler Ebene zu Dachkonfö-
deration vgl. W. Lecher, Gewerkschaftsstruktur
und Tarifpolitik in Italien, in: WSI-Mitteilungen,
(1977) 1, und ebd.: Der nationale 3-Jahres-Tarifver-



Von 1977 bis 1979 wurde auf der Grundlage
des sogenannten EUR-Kompromisses (eine
Art informeller Sozialvertrag) auf eine aktive,
expansive Lohnpolitik zugunsten von staatli-
chen/unternehmensabhängigen Zusagen ei-
ner qualitativ orientierten Politik in den Be-
reichen Beschäftigung und Arbeitsmarkt, Ent-
wicklung des Südens und einer Steuer- und
Gesundheitsreform verzichtet. Ganz ähnlich
wie beim etwas früher eingeleiteten „Social
Contract" in Großbritannien konnten die Ge-
werkschaften zwar intern — wenn auch mit
Mühe — ihre Politik des Lohnverzichts
durchsetzen und realisieren, erhielten aber
nur höchst unzureichende und enttäuschende
Gegenleistungen in Form von nicht realisier-
ten Gesetzentwürfen oder einer völlig un-
zulänglichen Ausführungspraxis. Letztlich
führte auch in Italien der Versuch, eine trag-
fähige konzertierte Aktion unter den restrik-
tiven Rahmenbedingungen der Krise einzu-
richten, nur zu einer gefährlichen zusätzli-
chen Schwächung der Gewerkschaftsbewe-
gung, die auf der zentralen Ebene durch den
Mißerfolg an Glaubwürdigkeit verlor und auf
der dezentralen Ebene den Ablösungsprozeß
der Basisdelegierten und die Entwicklung
autonomer Betriebs- und Professionsgewerk-
schaften beschleunigte.
Vor dem Hintergrund einer weiter ver-
schlechterten ökonomischen Situation, der
Drohung von Staat und Unternehmerverbän-
den, einseitige Entscheidungen im Fall von
„mangelnder Verhandlungsbereitschaft" der
Gewerkschaften zu treffen, und der ge-
schwächten Position dieser Gewerkschaften
selbst, akzeptierten diese schließlich in der
zweiten Phase im Januar 1983 ein zentrales
Rahmenabkommen zur Bekämpfung der Infla-
tion, in dem sie zum ersten Mal eine Kürzung
der „Scala mobile" hinnehmen mußten und da-
für lediglich einige Vorteile bzw. Sicherungen
der stabilen Facharbeiter-Kerngruppen in den
noch gesicherten Wirtschaftsbereichen er-
reichten. Damit war zum ersten Mal seit den
Herbstunruhen 1968 das geheiligte Prinzip
der Egalitätsklausel gewerkschaftlicher Ver-
tretungspolitik — wie sie etwa ganz deutlich
noch den Sozialvertrags-Verhandlungen zu-
grunde lag — entscheidend durchbrochen.

Es erstaunt daher auch nicht, daß genau diese
Bruchstelle ein Jahr später die dritte, bisher
kritischste Phase der Entwicklung einleitete,
als von der Regierung nach ergebnislosen
Verhandlungen mit Arbeitgebern und Ge-
werkschaften ein Anti-Inflations-Pakt mit ei-
ner weiteren Reduzierung des egalitär wir-
kenden Lohnausgleichs per Gesetzesdekret
durchgedrückt wurde. Obwohl die kompli-
zierte innen-, partei- und regierungspolitische
Situation die praktische Umsetzung bisher
verhinderte, wurde die in .der Dachkonfödera-
tion vereinheitlichte Gewerkschaftsbewe-
gung Italiens an den Rand der Spaltung ge-
führt. Die den Regierungsparteien näherste-
henden Bünde CISL und UIL akzeptierten die
Aushöhlung der Lohnindexierung und wur-
den darin vom sozialistischen Flügel des
größten Gewerkschaftsbundes CGIL unter-
stützt. Dagegen lehnte der kommunistisch
orientierte Flügel dieses Bundes, auf die Stim-
men der radikalisierten Fabrikräte gestützt,
unter dem Eindruck massiver Abwanderun-
gen der Mitgliederschaft in autonom-partiku-
läre Interessenvertretungen jede Verände-
rung der Lohnanpassungsmechanik ab.
In dieser sehr gefährlichen Situation scheint
der Tarifabschluß einer verkürzten Arbeits-
zeit in der Bundesrepublik Deutschland von
den italienischen Gewerkschaften als Chance
erkannt zu werden, aus der Sackgasse der von
der Regierung diktierten Lohnanpassungs-
und Inflationsproblematik herauszukommen,
sich auf die Formel der Wochenarbeitszeit-
verkürzung (wahrscheinlich 35 Stunden ohne
vollen Lohnausgleich) zu konzentrieren und
sich damit wieder enger zusammenzuschlie-
ßen. Es ist also zu erwarten, daß die italieni-
sche Gewerkschaftsbewegung im nächsten
Jahr — 1985 mit auslaufenden Manteltarifen
— das erste Mal nach den letzten tarifpoliti-
schen Erfolgen Mitte der siebziger Jahre un-
abhängig vom Einfluß der den Richtungsge-
werkschaften zugeordneten politischen Par-
teien und einheitlich eine progressive, zu-
kunftsorientierte und den Problemen der
neuen Technologien und der Arbeitslosigkeit
angemessene Tarifstrategie entwickelt.

V. Großbritannien — Ansätze eines zukunftsorientierten
Abwehrkampfes

Die noch relativ hohe gewerkschaftliche Or-
ganisationsquote von über 50% ist seit Ende
der siebziger Jahre sehr stark rückläufig10),

die Arbeitslosenquote ist unter den großen
europäischen Industriestaaten mit knapp 12%



die höchste, die Wachstumsrate bewegt sich
im Durchschnitt, allein die Inflationsrate ist
in den letzten beiden Jahren — wohl auf Ko-
sten der anderen hier vorgestellten Indikato-
ren — drastisch zurückgegangen. Zudem hat
die britische Gewerkschaftsbewegung mit
massiven organisatorisch-internen Problemen
zu kämpfen ). Auf dezentraler Ebene werden
zwischen Betriebsführung (Management) und
Shop Stewards und ihren Komitees oft Ab

11

-
kommen geschlossen, die zentral vereinbar-
ten Richtlinien nicht entsprechen und zudem
die Perspektive auf betrieblicher Ebene auf
den quantitativen Tarifaspekt konzentrieren.

So kommt es zu der doppelt gespaltenen Si-
tuation, daß auf betrieblicher Ebene Fragen
der Löhne und Gehälter progressiver behan-
delt werden, während auf zentraler Ebene der
quantitative Aspekt restriktiv, dafür aber qua-
litative Bestandteile der Tarifpolitik mit dem
Schwerpunkt bei den verschiedenen Möglich-
keiten der Arbeitszeitverkürzung vergleichs-
weise intensiv diskutiert werden. Die Diskre-
panz innerhalb der britischen Gewerkschafts-
organisation zwischen Dachverband und von
ihm ausgehenden Organisationsprinzip und
betrieblicher Gewerkschaftsvertretung durch
die Shop Stewards und darauf aufgebauter
Organisationsstruktur bestimmt die britische
Gewerkschaftspolitik in ihrer Widersprüch-
lichkeit, aber auch Widerstandsfähigkeit ge-
genüber den immer massiveren, inzwischen
permanenten Versuchen der Einschränkung
gewerkschaftlicher Autonomie. Diese Dop-
pelstruktur hat Gründe, die vor allem in der
historischen Entwicklung der Gewerkschaf-
ten, aber auch in den anderen ökonomischen
und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen
zu suchen sind.
Herausragende Kennzeichen, die die briti-
sche Gewerkschaftsbewegung von den konti-
nentaleuropäischen unterscheiden, sind das
Multigewerkschaftsprinzip und die daraus re-
sultierende Zersplitterung in viele Einzelge-
werkschaften, die sehr enge, halb institutio-
neile Verbindung der Gewerkschaft mit der
Labour-Partei, closed-shop-Regelungen (voll-
ständige Organisierung eines Betriebs in nur
einer Gewerkschaft) verschiedener Abstufung
und ein auf individuellen Schutz abgestelltes
Arbeitsrecht mit entsprechend freizügiger
Arbeitskampfregelung. Jedes dieser vier we-
sentlichen Konstitutionsmerkmale beinhaltet
Erklärungsmomente für die dualistische
Struktur der britischen Gewerkschaftsorgani-
sation und deren Pole TUC und Shop Ste-
wards:

11) Vgl.

— Das Multigewerkschaftsprinzip schafft so-
wohl Abgrenzungskonflikte zwischen den
einzelnen im Betrieb vertretenen Gewerk-
schaften als auch Konflikte in der Interessen-
vertretung gegenüber dem betrieblichen Ma-
nagement. Der objektive Druck, sich auf be-
trieblicher Ebene in Komitees, denen Shop
Stewards verschiedener Gewerkschaftszuge-
hörigkeit angehören, zusammenzuschließen,
konterkariert aber die einzelgewerkschaftli-
che Zersplitterung und stärkt die betriebliche
Eigenständigkeit der Stewards.
— Die enge Verbindung der Gewerkschaften
mit der Labour-Partei besonders auf Dachver-
bandsebene und die Tendenz zur Übernahme
parteipolitischer Programmatik in die Ge-
werkschaftsbewegung ohne die Ausformulie-
rung eigener Vorstellungen trägt zum ge-
werkschaftlichen Pragmatismus und der Ten-
denz bei, vor allem unter Labour-Regierungen
eine starke Einbindung in staatliches Krisen-
management zu akzeptieren, was aber von
der betrieblichen Tarifpolitik der Shop Ste-
wards oft nicht toleriert wird.
— Closed-shop-Regelungen stärken die Ver-
handlungsposition der Shop Stewards, indem
sie die Gewerkschaftsvielfalt im Betrieb redu-
zieren und die quantitative Organisationsba-
sis vergrößern, implizieren aber zugleich eine
erhöhte Unabhängigkeit von der offiziellen
Gewerkschaftsorganisation und werden da-
her auch von vielen Betriebsführungen unter-
stützt.
— Da das Arbeitsrecht zwar (noch) keine for-
malen Rechtsregelungen kennt, die ein
Streikrecht positiv als Grundrecht definieren,
aber Rechtsvorschriften existieren, die den
Streikenden Rechte gewähren, zudem Tarif-
verträge in der Regel unverbindliche Ab-
sichtserklärungen, nicht einklagbar und nicht
an eine Friedenspflicht gebunden sind, ist
eine ständige Konfliktbereitschaft der Arbeit-
nehmer und ihrer betrieblichen Gewerk-
schaftsvertreter nötig, um einmal erreichte
Errungenschaften zu sichern. Die britische
Gewerkschaftsbewegung ist existentiell auf
ein hohes, latentes betriebliches Konfliktni-
veau angewiesen.
Dies war die organisatorisch-strukturelle
Ausgangslage, als mit dem Erfolg der konser-
vativen Partei bei den Wahlen 1979 auch
der politische Versuch beendet wurde, im
Rahmen eines „Sozialkontrakts" zwischen La-
bour und den Gewerkschaftsspitzen der Wirt-
schaftskrise ihre gesellschaftspolitische
Sprengkraft zu nehmen. Dabei waren die öko-
nomischen Probleme des Landes aufgrund
seiner industriellen Überalterung, seiner ge-
ringen Produktivität und dem Zerfall des ko-



lonialen Erbes schon zu Beginn der siebziger
Jahre größer als in vielen anderen hochindu-
strialisierten Ländern, und die Arbeiterbewe-
gung befand sich mit ihrem traditionellen
keynesianisch-nachfrageorientierten Ansatz
bei mangelhafter internationaler Wettbe-
werbsfähigkeit in der Defensive.
Aber erst die mit beispielloser Rigorosität
durchgeführte Roßkur des neoklassisch-mo-
netaristischen Wirtschaftskonzepts, ergänzt
durch ihm konforme Maßnahmen wie Abbau
der Sozialleistungen, Erlaß gewerkschafts-
feindlicher Gesetze, Privatisierungsmaßnah-
men und Druck auf die Arbeitnehmer durch
gezielte Inkaufnahme von Massenarbeitslo-
sigkeit zeigten die ersten Schwächen von La-
bour und den Gewerkschaften auf. Erstens
schadete die Identifikation von beiden in wei-
ten Teilen der Öffentlichkeit einer jeweils ei-
genständigen, abgrenzbaren und glaubwürdi-
gen Positionsfindung. Zweitens fiel in die Zeit
der Labour-Regierung und ihres Sozialpakts
mit den Gewerkschaften Mitte der siebziger
Jahre die erste Krisenphase, und es zeigte
sich, daß die damalige Wirtschaftspolitik ver-
sagte. Drittens griffen die alten Mechanismen
und die breite Solidarität der „Arbeiterkultur"
angesichts neuer Medien, einer immer stärke-
ren Individualisierung von Arbeit und Leben
und dem Rückgang des Anteils der Massenfa-
brikation mit ihrer typischen Arbeitsorganisa-
tion nicht mehr im bisher gewohnten Maß.
Auch die Praxis des „closed shop" erzeugte
unter diesen Bedingungen eher Karteilei-
chen, als daß sie die bei dezentralisierten, be-
triebsorientierten Arbeitsbeziehungen so nö-
tige Motivation und Engagement der Beschäf-
tigten stärkte und sicherte.
Die konservative Regierung sagte den Ge-
werkschaften gleichzeitig offen den Kampf
an, indem sie in zwei „Employment-Acts" 1980
und 1982 das Streikposten-Recht einschränk-
te, bei inoffiziellen Streiks Schadensersatzkla-
gen ermöglichte, politische Streiks untersagte
und darüber hinaus plant, die Tariffreiheit der
Gewerkschaft im öffentlichen Dienst zu be-
schneiden, dagegen aber einen „Kampf-Fonds“
für bestreikte Arbeitgeber einzurichten ).
Darüber hinaus brach sie die Kontakte zu den
Gewerkschaften in den zentralen, meist drit
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telparitätischen Besprechungs- und Kontroll-
institutionen ab und griff statt dessen direktiv
— offen oder verdeckt — in die Tarifbezie-
hungen besonders des öffentlichen Industrie-
und Dienstleistungsbereichs ein.
Diese Frontalangriffe, die rapide Erhöhung
der Massenarbeitslosigkeit, der relative Er-

folg der Regierung in der Währungs- und In-
flationspolitik, die Dauerpropaganda des Ge-
sundschrumpfens zugunsten des später an-
geblich sicheren Aufschwungs und die jahre-
lange konzeptionelle und personelle Hand-
lungsunfähigkeit der Labour-Regierung steu-
erten die britischen Gewerkschaften in die
vielleicht schlimmste Krise ihrer Geschichte.
Die Mitgliederzahlen gingen drastisch zu-
rück, die strukturell sowieso schon schwache
Handlungseinheit im TUC zerfiel weiter, die
Flügelbildung zwischen linken, kampforien-
tierten Gewerkschaften wie Druckern und
Bergarbeitern und kooperationswilligen Ge-
werkschaften nahm zu, die Gegensätze zwi-
sehen betrieblichen Shop-Stewards und offi-
ziellen Gewerkschaftsfunktionären auf der
regionalen und nationalen Ebene verschärf-
ten sich, und bis 1983 demonstrierte das briti-
sche Beispiel einer staunenden Weltöffent-
lichkeit den zügigen Verfall einer der älte-
sten, kämpferischsten und selbstbewußtesten
Gewerkschaftsbewegungen, bedingt durch in-
nere Reformunfähigkeit und vielfältigen äu-
ßeren Druck. Gleichwohl scheint seit 1984
diese Tendenz in Frage gestellt .und damit
auch die Macht derjenigen moderaten Ge-
werkschaftsführer, die bereit waren, die Ver-
rechtlichung der Gewerkschaft zu akzeptie-
ren, sie auf die neuen Realitäten einzustim-
men und den Dialog mit der Regierung aus
einer geschwächten Position wieder aufzu-
nehmen.
Drei Bewegungen, die sich zum Teil über
Jahre im Schatten der konservativen Wirt-
schafts- und Gesellschaftspolitik entwickel-
ten, kommen jetzt zur Entscheidung und
schaffen ein noch vor kurzem nicht für mög-
lich gehaltenes Mobilisierungspotential für
die Arbeitnehmerbewegung und ganz beson-
ders für die Gewerkschaften:
— Der Existenzkampf der Kohlearbeiter und
die offene, totale Konfrontation zwischen der
Bergarbeitergewerkschaft und dem staatli-
chen Kohledirektorium schufen eine politi-
sche Situation, die derjenigen des Heath-Stur-
zes 1974 nicht unähnlich ist.
— Durch die beharrliche, praktisch-konkrete
und beispielhafte Entwicklung und Verbreite-
rung einer humanen Technikkonzeption im
Rahmen der Rüstungs-Konversionsdebatte
(Lucas-Aerospace, CAITS, Ökologie- und Frie-
densbewegung und ihre Kontakte zu kriti-
schen Gewerkschaftern) wurde ansatzweise
ein öffentliches Bewußtsein über die Steuer-
barkeit des technischen, ökonomischen und
sozialen Wandels geschaffen. Dieses wider-
spricht offen der laizistischen Marktkonzep-
tion der herrschenden Politik.
— Der auch unter ihren Anhängern sehr un-



populäre Versuch der Thatcher-Regierung ),
die erfolgreichen kreativen und innovativen
Ansätze zu einer Verbindung von Arbeits
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platzbeschaffung und Kontrolle und Humani-
sierung von Arbeitsbedingungen in den Groß-
städten über die Auflösung der Bezirksregie-
rungen zu zerstören, schädigt massiv das An-
sehen der Regierung und ihrer Politik.
Vor dem Hintergrund des ständigen Zurück-
weichens und einer zunehmenden Paralyse
der Arbeiterbewegung seit 1979 ist diese zu-
kunftsorientierte Regeneration wichtiger
Teile der Gewerkschaften auch aus der Per-
spektive der internationalen Gewerkschafts-
bewegung sehr instruktiv, weil sie eine ernst
zu nehmende und vielleicht die entschei-
dende Herausforderung des restriktiven
Wirtschaftskurses darstellt, wie eine knappe
Analyse des GLEB (Greater London Enter-
prise Board)-Konzepts zeigt14). Ausgehend
von den Produktkonversionsvorschlägen (Rü-
stungs- versus sozial nützliche Güter), wie sie
von einem Gewerkschaftskomitee bei Lucas-
Aerospace und nachfolgend von CAITS (Cen-
tre for Alternative Industrial and Technologi-
cal Systems) diskutiert und entwickelt wur-
den, übernahm die Labour-orientierte Londo-
ner Bezirksregierung GLC (Greater London
Council) 1981 die Idee, auf der Grundlage von
regionalen Branchenanalysen ein alternatives
regionales Wirtschaftskonzept zur Schaffung
von qualifizierten und zukunftsorientierten
Arbeitsplätzen aufzustellen. Allein 1983 wur-
den über 30 Millionen Pfund in die Rettung
und Neugründung von Betrieben investiert
und zwischen Mai und Oktober des Jahres
2000 Arbeitsplätze in 71 Betrieben erhalten
oder neu geschaffen. GLEB — eine selbstän-
dige Organisation mit 71 Beschäftigten, ei-
nem vom GLC gewählten Aufsichtsrat, dessen
Vorsitzender ein hoher Gewerkschaftsfunk-
tionär ist, und einem Jahresetat von z. Z. 140
Millionen Pfund — interveniert bei drohen-
den Betriebsstillegungen, saniert durch Um-
stellungen auf neue Produkte und besteht auf
der Einführung von Mitentscheidungsrechten
der Arbeitnehmer. Das Erfahrungswissen der
Industriearbeiter und wissenschaftliche Er-

kenntnisse werden in Form von dezentrali-
sierten Technologie-Netzwerken — ähnlich
den niederländischen Wissenschaftsläden —
mit regionalen und/oder fachlichen Schwer-
punkten zusammengebracht. In diesen Werk-
stätten wird mit Unterstützung aus den Uni-
versitäten und Forschungsinstituten versucht,
Produktvorschläge anwendungsreif zu ma-
chen. Gelingt die Produktion, fließt zunächst
ein Teil der Gewinne an „Netzwerk“ zurück,
später können sich diese Betriebe selbständig
machen. Beispiele für erfolgreiche Arbeit
sind
— Erstellung eines Prototyps eines windge-

triebenen Generators für die Dritte Welt;
— Entwicklung einer eisernen Lunge für den

Heimgebrauch;
— Spiel- und Sportgeräte für räumlich be-

engte Kindergärten;
— automatische Zusatztreppe für Behinderte

in den Londoner Bussen;
— aber auch ein „Energienetzwerk", wo sich

Mietergruppen gemeinsam über Einspa-
rungsmöglichkeiten bei den Energieko-
sten informieren und damit selbst experi-
mentieren.

Mit diesen praktisch-konkreten Beispielen
sozial sinnvoller Produkt- und Verfahrensin-
novationen ist eine präzise politische Philoso-
phie verbunden: Die Befriedigung bisher un-
befriedigter, aber latent vorhandener Bedarfe
wird durch die gezielte Entwicklung sozial-
nützlicher Produkte erreicht; eine Förderung
alternativer Eigentumsformen als Kooperati-
ven oder Besitzbeteiligung der Beschäftigten,
sowie neue Formen der Arbeitsorganisation
werden angestrebt und mit dem Ausbau von
Informations- und Mitbestimmungsrechten
der Arbeitnehmer verbunden. Dies ist eine
Strategie, die sowohl quer zur bisherigen,
ziemlich wirkungslosen Arbeiterkontrollideo-
logie der traditionellen Linken15) wie zum
Produktivitätsfetischismus der neuen Rech-
ten liegt. Die konservative Regierung hat
diese Bedrohung erkannt und versucht kon-
sequent, über die politische Eliminierung des
GLC den alternativen Ansatz des von ihm
finanziell getragenen GLEB zu zerstören. Zu-
sammen mit dem Kampf der Bergarbeiter
könnte sich aber der von der Bevölkerung
unterstützte Kampf um die Erhaltung dieser
lokalen und regionalen politökonomischen
Alternativen zu einer entscheidenden Bar-



riere gegen weitere Einbrüche der konserva-
tiven Regierung in die Lebens- und Arbeits-
welt entwickeln und zum Ausgangspunkt für

eine zukunftsweisende Restrukturierung der
britischen gewerkschaftlichen und politi-
schen Arbeitnehmerbewegung werden.

VI. Frankreich — das Trauerspiel einer gegängelten
Gewerkschaftsbewegung

Im hier vorgenommenen europäischen Ver-
gleich weist Frankreich mit rund 22 % die
niedrigste Organisationsquote auf, liegt mit
einer Arbeitslosenquote von 10,3 % trotz ei-
ner zwischenzeitlich nachfrageorientierten
Politik allenfalls im Durchschnitt und hat mit
einer relativ hohen Inflationsrate von über
10% und weit unterdurchschnittlichen
Wachstumsraten zu kämpfen. Trotz der Exi-
stenz einer Linksregierung mit klarer Mehr-
heit seit 1981 befinden sich die französische
Gewerkschaftsbewegung und vor allem die
beiden größten antikapitalistisch eingestell-
ten Bünde CGT (Confödöration gnrale du
travail) und CFDT (Confödöration francaise
dömocratique du travail) in einer äußerst ern-
sten Krise. Der Niedergang dieser Gewerk-
schaften datiert zurück bis zur Mitte der sieb-
ziger Jahre, d. h. bis zum Beginn der Struktur-
krise in den Branchen Stahl, Kohle und Textil.
Weder Massendemonstrationen in den am
härtesten betroffenen Regionen, die von der
CGT favorisiert wurden und mehrmals die
Form von politischen Generalstreiks annah-
men, noch der von der CFDT unterstützte
Versuch, im Rahmen von Arbeiterproduk-
tionskooperativen (autogestion) exemplarisch
neue betriebs- und gesellschaftsrelevante
Modelle zu schaffen und zu testen, waren auf
die Dauer erfolgreich. Die von der damaligen
liberal-konservativen Regierung verfolgte
Austeritäts- und Modernisierungspolitik
führte unmittelbar zu Massenarbeitslosigkeit.
Entlassungen und Unsicherheit bei den Be-
schäftigten schärften das Arbeitnehmerbe-
wußtsein über die Diskrepanz von verbalen
Attacken und praktischer Ohnmacht gerade
gegenüber den beiden aktivsten Gewerk-
schaftsbünden. Die CFDT und in noch stärke-
rem Maße die CGT verloren Mitglieder, büß-
ten deutlich an Stimmen bei den Wahlen (Ge-
werkschaftssektionen, Betriebsratswahlen,
Sozialwahlen) ) ein und waren immer weni16 -
ger in der Lage, dem sehr konservativen fran-
zösischen Unternehmertum, aber auch den
technokratischen Strategien der politischen
Parteien einen autonomen Widerstand entge-

genzusetzen. Parallel dazu nahmen die drei
reformistischen Gewerkschaftsbünde CGT-
FO (Force ouvrire), CGC (Confödöration g-
nrale des cadres) und die kleine katholische
CFTC in der Wählergunst zu. Auch die arbeit-
nehmerorientierte Politik im ersten Jahr der
Linksregierung ) wurde im Bewußtsein der
Öffentlichkeit und großer Teile der Arbeit
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nehmerschaft weit eher den regierenden Par-
teien und weniger den Gewerkschaften zuge-
schrieben.
Als im Juni 1982 ein halbjähriger Lohn- und
Preisstopp die von der hohen Inflationsrate
und dem wachsenden Außenhandelsdefizit
als Folge des nachfrageorientierten nationa-
len Alleingangs Frankreichs erzwungene
Sparpolitik — zunächst mitgetragen von den
Gewerkschaften — einläutete, potenzierten
sich die Probleme. Selbst das erneuerte Ar-
beitsrecht, das die Stellung der Gewerkschaf-
ten im Betrieb absichern hilft und langfristig
auf die institutionelle Verankerung einer ech-
ten Verhandlungsbereitschaft beider Seiten
abzielt186 ), kann in der gegebenen kritischen
Situation durch die Forderung nach „Verant-
wortungsbereitschaft“ und der Vorrangstel-
lung des .Ausdrucksrechts“ des Individuums
und kleiner Arbeitsgruppen den kollektiven
und systemkritischen Ansatz der beiden gro-
ßen Linksgewerkschaften unterminieren und
damit zu ihrer weiteren Schwächung beitra-
gen. Es ist nicht auszuschließen, daß die auch
von ihrer eigenen Wahlklientel hart kritisier-
ten regierenden Linksparteien die ihnen zu-
gerechneten beiden Linksgewerkschaften
quasi als Kugelfang für ihre unter den Arbeit-
nehmern sehr unpopuläre Austeritätspolitik
benutzen. Neben diesem politischen Kalkül
kann aber zusammenfassend eine ganze
Reihe ökonomischer und sozialer Gründe für
die enormen Schwierigkeiten der französi-
schen Gewerkschaften genannt werden ):19



— Die besonders starken Rückschläge der
CGT sind wohl der engen Anlehnung dieser
Partei an die KPF und deren unpopuläre Poli-
tik der Aufkündigung des „Gemeinsamen Pro-
gramms" 1978, ihrer starken Verankerung in
den am meisten von Entlassungen betroffe-
nen Branchen und ihrer Konzentration auf
die abnehmende Gruppe der qualifizierten
Facharbeiter zuzurechnen.
— Ab Ende der siebziger Jahre beschränkte
sich die Gewerkschaftspolitik faktisch auf die
Verteidigung der ab Mai 1968 durchgesetzten
Errungenschaften, die aber voll nur der — ab-
nehmenden — Kernarbeiterschaft zugute
kam. Eine Politik für die Arbeitslosen, Unqua-
lifizierten und vor allem für die Ausländer )
wurde nicht systematisch betrieben.
— Eine tiefe und noch zunehmende Segmen-
tierung der französischen Arbeitnehmer-
schaft und damit eine epochale Krise einer
klassenbewußten Arbeiterkultur durch die
Aufspaltung in Qualifikationsgruppen, Ras-
sengruppen, Geschlechtsgruppen usw., deren
privilegierter, stabiler Teil eher der „rationa-
len" evolutionären Politik des „Machbaren"
der reformistischen Gewerkschaftsgruppen
zuneigt, während der unterprivilegierte, ver-
unsicherte Teil traditionell von den Gewerk-
schaften zu wenig angesprochen und vertre-
ten wird.
— Die Tendenz zum Abschluß von generali-
sierten Tarifverträgen in der Abstimmung mit
den jeweiligen Regierungen auf zentraler, na-
tionaler Ebene und damit tendenziell das
Aussparen von Randgruppen und Randpro-
blemen vor allem im Bereich der sozial
Schwachen. In der Krise nehmen diese von
gewerkschaftlicher Tarifpolitik vernachlässig-
ten Gruppen und ihre spezifischen Probleme
aber zu.
— Schließlich vielfältige Ansätze der Unter-
nehmen vor allem in der Privatwirtschaft,
aber auch bereits im verstaatlichten Bereich,
mit Hilfe von neuen Managementtechniken,
Sozialtechnologien und Formen des Quali-

tätszirkelwesens den gewerkschaftlichen Ein-
fluß auf betrieblicher und Abteilungsebene
auszuhebeln und traditionell „linken“ Forde-
rungen nach Abbau der Hierarchien, Proble-
matisierung der Fließarbeit, mehr Mitbestim-
mung in den Produktions- und Verwaltungs-
prozessen unter Beibehaltung des Profit- und
Produktivitätspostulats scheinbar entgegen-
zukommen.
Angesichts dieser mehrfachen Krise der Ge-
werkschaftsbewegung in Frankreich — und
es wäre ein schwerwiegender Fehler zu glau-
ben, der desolate Zustand der Linksgewerk-
schaften würde durch den Aufschwung der
reformistischen Gewerkschaften kompen-
siert, denn in der Vergangenheit war ein in-
formelles Zusammenspiel der beiden Lager
mit klarer Rollenverteilung von aggressiv-
antikapitalistischen Forderungen und mode-
rat-systembezogenen Übereinkommen die
Voraussetzung gewerkschaftlicher Erfolge21)
— ist die Prognose düster. Ob der Austritt der
KPF aus der Regierung der CGT einen größe-
ren Spielraum und vor allem mehr Innovation
und Kreativität bei der Diskussion der zu-
kunftsorientierten Fragen der Technologie,
Rationalisierung, Flexibilisierung und der Er-
schließung neuen Organisations- und Hand-
lungspotentials ermöglicht, erscheint fraglich.
Dasselbe gilt andererseits für die traditionell
trade-unionistische Politik der CGT-FO. Es
muß befürchtet werden, daß die spontanen,
gewaltsamen und z. T. blutigen Eruptionen in
den absehbar nach den Regierungsplänen von
Stillegung und umfangreichen Rationalisie-
rungsmaßnahmen betroffenen Unternehmen
des Automobil-, Stahl- und Kohlesektors die
Tagesordnung im Frankreich der nächsten
Jahre bestimmen. Dann wird sich erweisen,
ob die im internationalen Vergleich beachtli-
chen sozialpolitischen, arbeitsrechtlichen und
arbeitsmarktpolitischen Reformen der Regie-
rung das Modernisierungskonzept gesell-
schaftspolitisch absichern und abfedern kön-
nen. Die rechte Alternative einer solchen Po-
litik — Modernisierung bei gleichzeitigem
Abbau des Sozialstaats — formiert sich mit
guten Chancen. Eine linke Alternative ist in
Frankreich zur Zeit nicht in Sicht.



VII. Belgien, Niederlande und Dänemark — Rückzug aus dem
Korporatismus

Wenn im folgenden die Gewerkschaftspro-
bleme dieser drei Länder unter einem ge-
meinsamen Blickwinkel — der Auflösung
korporativer Beziehungsmuster und die
Schwierigkeiten, neue Arbeit-/Kapitalbezie-
hungen zu entwickeln — behandelt werden,
soll doch keinesfalls der Eindruck entstehen,
daß sich die gewerkschaftlichen Institutionen
und Strukturen dieser Länder ebenfalls an-
gleichen. Neben den Regierungswechseln zu
Rechts-Mitte-Koalitionen, zuletzt in Däne-
mark 1982, dem damit implizierten wirt-
schafts- und sozialpolitischen Schwenk zu ei-
ner neoklassischen Austeritätspolitik, den
sehr hohen Arbeitslosenraten im EG-Ver-
gleich und einer differenzierten Tradition
korporativer Beziehungsmuster zwischen
Staat, Unternehmerverbänden und Gewerk-
schaften besteht nach wie vor eine Reihe
wichtiger Unterschiede, deren Bedeutung für
die konkreten Probleme der Gewerkschaften
in diesen Ländern hoch einzuschätzen ist:
— den Richtungsgewerkschaften in Belgien
und den Niederlanden steht eine einheitliche,
sozialdemokratisch orientierte Gewerk-
schaftsbewegung in Dänemark gegenüber;
— den starken regionalen Differenzen in Bel-
gien steht eine homogene Nationalstruktur in
den Niederlanden und Dänemark gegenüber;
— während die gewerkschaftlichen Organisa-
tionsquoten in Belgien und Dänemark mit 70
bis 80 % die höchsten Europas sind — vor
allem aufgrund der von den Gewerkschaften
verwalteten Arbeitslosenunterstützung —,
liegt sie in den Niederlanden mit abnehmen-
der Tendenz bei knapp 40 %.
— Während in den Niederlanden seit länge-
rer Zeit eine Dezentralisierung der Tarifpoli-
tik auf Branchen- und vor allem Unterneh-
mensebene zu beobachten ist, teils bewußt
von den Gewerkschaften zur stärkeren Einbe-
ziehung der Mitgliedschaft eingeleitet, teils
aber auch von den Unternehmen im eigenen
Durchsetzungsinteresse erzwungen, spielen
in Belgien und Dänemark die zentralen, na-
tionalen Spitzen der Einzelgewerkschaften
bzw. des Dachverbandes die wichtigste tarif-
politische Rolle.
Entscheidend aber für die Veränderung der ■
Arbeitsbeziehungen in diesen Ländern und
daher auch für neue Formen gewerkschaftli-
cher Aktion und gewerkschaftlichen Wider-
standes unter Krisenbedingungen in den
achtziger Jahren ist die abnehmende Bedeu-
tung zentral-korporativer Institutionen von

Staats- bzw. Regierungsvertretern, Unterneh-
merverbänden und Gewerkschaften für die
Lösung von Konflikten ).22

Es handelt sich dabei in Belgien um den Zen-
tralwirtschaftsrat und den Nationalrat der Ar-
beit, die zwar paritätisch von Unternehmens-
verbänden und proportional von den Rich-
tungsgewerkschaften beschickt, doch von der
Regierung ernannt werden und in engster
Abstimmung mit ihr arbeiten, indem so Re-
gierung und Parlament über Wirtschaftspro-
bleme „beraten“. Der Nationalrat kann dar-
über hinaus branchenübergreifende Tarifver-
träge abschließen und stellt somit eine Art
Sozialparlament dar, das quasi Gesetzesfunk-
tion für die gesamte Privatwirtschaft wahr-
nimmt.
In den Niederlanden spielten bis in die siebzi-
ger Jahre hinein die paritätisch von Spitzen-
funktionären der Arbeitgeber- und Gewerk-
schaftsseite besetzte Stiftung der Arbeit und
der drittelparitätisch aus Vertretern der Re-
gierung, der Unternehmerverbände und der
Gewerkschaften Zusammengesetze Wirt-
schafts- und Sozialrat bei der Regierungsbera-
tung in allen wirtschaftlichen und sozialen
Fragen eine bedeutende Rolle. Letztere hat
nach dem niederländischen Betriebsrätege-
setz sogar Mitbestimmungsfunktion bei der
Einrichtung von Betriebsräten in Kleinbetrie-
ben.
In Dänemark beobachtet und koordiniert der
Wirtschaftsrat — bestehend aus einem Vor-
stand von drei Wirtschaftswissenschaftlern,
dem vom Wirtschaftsminister ernannten Vor-
sitzenden und bis zu 24 weiteren Mitgliedern
aus der Wirtschaftslobby, darunter auch vier
Gewerkschaftsvertreter — die „wirtschaftli-
chen Interessen des Landes“, d. h. er soll kor-
porativ für einen Ausgleich im Allgemeinin-
teresse sorgen, u. U. auch gegen die „speziel-
len“ Interessen der Arbeitnehmer. Zusätzlich
existieren Zentralräte für Arbeitsumwelt, für
Lehrlingswesen und für Berufsbildungswesen,
die in unterschiedlicher Zusammensetzung
von Gewerkschafts-, Arbeitgeber-, Hand-
werks- und fachlich zuständigen Amtsvertre-
tern die jeweiligen Fachministerien beraten
und die Einhaltung der gesetzlichen Vor-
schriften überwachen.
Der Funktionsverlust dieser Institutionen ist
am deutlichsten in den Niederlanden, wo die
Tarifkompetenz immer stärker auf Branchen-



und Unternehmensebene übergeht, etwas we-
niger ausgeprägt in Belgien, wo zwar die zen-
tral-nationalen Ebenen ihre Kompetenz ver-
teidigen konnten, doch der Einfluß der Regie-
rung in den dafür vorgesehenen Institutionen
und damit auf die Entscheidungen der Tarif-
parteien, d. h. besonders der Gewerkschaften,
rasch zurückgeht Am schwächsten, aber im-
mer noch deutlich wahrnehmbar, ist der
Rückzug der Gewerkschaften aus der Einbin-
dung in die korporativen Institutionen in Dä-
nemark Zwar dürfte die Existenz von bürger-
lich-konservativen Regierungen in den drei
Ländern eine gewisse Rolle bei der gewerk-
schaftlichen Verweigerungshaltung spielen,
doch entscheidend ist, daß die Austeritätspo-
litiken vor allem über eine restriktive Ein-
kommenspolitik, d. h. Lohnverzichte, durch-
gesetzt werden sollen, daß die Gewerk-
schaftsführungen unter den Druck ihrer Mit-
glieder geraten und daß die Regierungen zu-
nehmend den schnelleren, direkten Weg von
Gesetzesverordnungen und damit von massi-
ven Eingriffen in die in diesen Ländern tradi-
tionell nur relative Tarifautonomie23) gegen-
über dem mühsamen, antizipativen, korporati-
ven Aushandeln von Kompromissen bevorzu-
gen. Auch die Unternehmer bevorzugen zu-
nehmend gesetzliche Eingriffe, weil sie sich
davon größere Autorität und längere Ruhe in
den Problembereichen von Wirtschaft und
Arbeitsmarkt versprechen. Die Gewerkschaf-
ten müssen sich angesichts dieser veränder-
ten Konstellation auf ihre eigene Kraft besin-
nen. Streiks, informelle Warnstreiks und De-
monstrationen nehmen vor allem in Belgien
und in den Niederlanden zu, wobei die Auslö-
ser in beiden Ländern in den Regierungsplä-
nen zur Kürzung der Lohnindexierung, Real-
lohnverzichten und nur vagen Versprechun-
gen zur Schaffung von Arbeitsplätzen liegen.
— In den Niederlanden haben der jahrelange
Lohnverzicht und Reallohnverluste der Ar-
beitnehmer — allein bei den Beamten um
20% seit 1979 — die Steigerung der Arbeits-
losenrate auf rund 17 % nicht verhindern kön-

nen. Streiks, z. T. auch gegen die teilweise Ak-
zeptanz des Arbeitszeit-Flexibilisierungskon-
zeptes durch die niederländischen Gewerk-
schaften, fanden bei den Hafenarbeitern, den
Druckern und im öffentlichen Dienst statt

— In Belgien scheiterte ein von der Regie-
rung avisierter „Lohnpakt" — sinkende Real-
kaufkraft bei einer Reduzierung der Wochen-
arbeitszeit um 5 % ohne Lohnausgleich und
dem „Versprechen“ der Unternehmen, ihre
Belegschaft um 3 % zu erhöhen — am Wider-
stand der Gewerkschaften. Die Regierung ließ
sich vom Parlament Vollmachten zur gesetzli-
chen Notverordnung dieser Maßnahmen ge-
ben, wogegen sich wiederum die beiden gro-
ßen sozialistischen und christlichen Gewerk-
schaftsbünde in Generalstreiks wandten.

— In Dänemark streikten Druckarbeiter, Ärz-
te, Fluglotsen und die Schlachthofangestell-
ten gegen die Sparmaßnahmen der sozialde-
mokratischen Regierung schon im Jahr 1981.
Nachdem die Rechtskoalition mit einem so-
fortigen Lohnstopp, der Aussetzung des Inde-
xierungssystems, einer Kürzung des Arbeits-
losengeldes und tiefen Einschnitten in soziale
Leistungen ihre Perspektiven sofort nach ih-
rem Antritt 1982 offenlegte, wichen die Ge-
werkschaften auf alternative Vorschläge im
Bereich der Investitions-, Vermögens- und
Technologiepolitik aus. Sie wollen eigene
Gelder in einer Investitionsgesellschaft zur
Schaffung neuer Arbeitsplätze anlegen, um
aktiv in die Steuerung und Kontrolle des Ka-
pitalsystems einzugreifen ) , fordern eine ob24 -
ligatorische Gewinnbeteiligung von 10 % des
Unternehmensgewinns zur Speisung eines
Unternehmensfonds im jeweiligen Unterneh-
men — nur bei Nichteinigung der beiden Par-
teien sollen die Mittel an einen Zentralfonds,
etwa analog zum schwedischen Modell, abge-
führt werden — und bemühen sich um eine
Umsetzung des Technologie-Rahmenvertra-
ges, nach dem Betriebsräte erweiterte Rechte
bei der Einführung der neuen Technologien
erhalten ).25

VIII. Österreich und Schweden — Beispiele einer
nachfrageorientierten Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik

Letztlich bleiben von den hochindustrialisier-
ten Ländern nach über zehnjähriger Wirt-
schaftskrise nur zwei Beispiele eines konse-

quenten Durchhaltens keynesianischer bzw.
post-keynesianischer Wirtschafts- und Ge-
sellschaftspolitik bestehen. Sowohl in Öster-
reich als auch in Schweden waren und sind*



dafür günstige Voraussetzungen gegeben. Die
Existenz starker sozialdemokratischer Par-
teien, starker sozialdemokratisch orientierter
Gewerkschaften, ein informeller Konsens des
weit überwiegenden Teils der Gesellschaft
über die Priorität einer Vollbeschäftigungspo-
litik, korporativ-institutionelle Verklamme-
rung der Hauptakteure Staat, Unternehmer-
verbände und Gewerkschaften26), die ökono-
mische „Blockfreiheit" (beide sind nicht Mit-
glied der EG) und die relativ geringe Größe
des Landes (Nischenexistenzen) ermöglichen
den beiden Ländern ihre abweichende Poli-
tik.
Dabei setzt Österreich mit seinem erhebli-
chen Anteil verstaatlichter Industrien mehr
auf den klassischen Weg einer nachfrage-
orientierten Wirtschaftspolitik zur Sicherung
und zum Ausbau von Arbeitsplätzen, wäh-
rend Schweden mit seiner starken Privatin-
dustrie eher auf den staatlichen Ausbau einer
aktiven Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspo-
litik baut27). Die Arbeitslosenquoten liegen
1984 mit geschätzten 4,5 % (Österreich) und
3,0 % (Schweden) deutlich unter der OECD-
und auch EG-Durchschnittsarbeitslosigkeit,
die Inflationsrate ist nicht überdurchschnitt-
lich hoch und das konjunkturelle Wachstum
1984 setzt sich in diesen Staaten analog zur
Weltwirtschaft durch.
Allerdings liegt in beiden Fällen die Staats-
verschuldung infolge der Deficit-spending-Po-
litik überproportional hoch; in Schweden ent-
spricht das jährliche Haushaltsdefizit z. Z.
etwa 12,5 % des Bruttosozialprodukts, in
Österreich immerhin noch 6,5 % des Bruttoin-
landsprodukts (zum Vergleich: Bundesrepu-
blik geschätzt 1984: unter 1,6 %), d. h. das Net-
tobudgetdefizit ist im Vergleich zu anderen
Hartwährungsländern gefährlich hoch. Wäh-
rend Schweden nach einer 16%igen Abwer-
tung einen regelrechten Exportboom errei-
chen konnte, ist in Österreich die Export-
struktur und -Situation nach wie vor kritisch.
Gegenüber Schweden mit 1,5 % Anteil liegt
die warenmäßige Exportquote Österreichs
bei nur 0,8 % der Weltexporte, die Zuwachsra-
ten fallen niedriger aus als bei den Hauptkon-
kurrenten auf dem Weltmarkt, die Bilanz bei

den Industriewaren ist nach wie vor negativ
und stark grundstofflastig 28).
Dies deutet zumindest für Österreich auf eine
mangelhafte Strukturpolitik hin, die auf Ko-
sten einer beschäftigungssichernden, subven-
tionierenden Wirtschaftspolitik besonders im
verstaatlichten Bereich den Anschluß an den
raschen weltweiten Wandel zu verpassen
droht. Schwierigkeiten bei der Strukturanpas-
sung und überhohe Staatsverschuldung sind
die beiden Hauptargumente der neoklassi-
schen Vertreter gegen die beschäftigungs-
orientierte Wirtschaftspolitik bzw. aktive Ar-
beitsmarktpolitik. Im einzelnen werden zur
Zeit folgende Maßnahmen zur Vermeidung
eines Anstiegs der Arbeitslosigkeit, einer Re-
duzierung der Staatsverschuldung und einer
Forcierung der Strukturanpassung an den
Weltmarkt praktiziert:
In Österreich wird seit Beginn der Wirt-
schaftskrise sehr konsequent die nachfrage-
orientierte Wirtschaftspolitik mit dem Haupt-
ziel der Erhaltung der Vollbeschäftigung, ein-
gebettet in eine Politik des qualitativen
Wachstums und gekoppelt mit differenzierten
Maßnahmen der Arbeitszeitverkürzung, ver-
folgt29). Allerdings wurde mit der Regierungs-
einführung der sozialliberalen Koalition im
Sommer 1983 ein Haushaltsfinanzierungs-
und Sparprogramm in Höhe von 2,6 Milliar-
den DM verabschiedet30). Es handelt sich um
Erhöhungen der vier Mehrwertsteuersätze
bis zu 32 % bei Luxusartikeln, Einführung ei-
ner Steuer auf Zinsen von 7,5 %, einer Anhe-
bung der Arbeitslosenversicherungsbeiträge
und verschiedener Versicherungssteuern. Zu-
gleich wurden staatliche Subventionen im So-
zialleistungsbereich, wie z. B. Geburtenhilfe,
Lernmittelhilfe, Wohnungshilfe, um 15 % ge-
kürzt.
Neu sind auch die zum ersten Mal gewährten
Erleichterungen für Unternehmerkapital in
Form von Steuerabschaffung auf Gewerbeka-
pital, Reduktion der Vermögenssteuer von
Unternehmen und Erhöhung der Steuerfrei-
heit für nichtentnommene Gewinne. Zur Lö-
sung der Strukturprobleme der verstaatlich-
ten Industrie wurden 2,6 Milliarden DM zur
Verfügung gestellt. Im einzelnen will die Re-



gierung einen Umweltfonds einrichten, ein
Konzept zur Reinhaltung der Flüsse vorlegen,
den Ausbau des Fernwärmenetzes fördern,
eine Recycling-Agentur für gefährliche Stoffe
und eine Innovationsagentur mit Koordinie-
rungsaufgaben in der Forschungs- und Tech-
nologieentwicklung errichten.
Mit dem Steyr-Puch-Modell31) hat aber auch
die neue sozialliberale Regierung die Priorität
der Sicherung von Arbeitsplätzen und wo-
möglich auch ihre Zukunftsperspektiven in
der Arbeitsmarktpolitik deutlich gemacht.
Die beabsichtigten 895 Kündigungen in zwei
Werken des mehrheitlich staatseigenen
Automobilkonzerns konnten auf zwei Drittel
reduziert werden, dafür arbeiten bis zu 90%
der Arbeiter und 35 % der Angestellten für
ein Jahr nur 35 Wochenstunden, wobei sie für
38,5 Stunden bezahlt werden, d. h. die Arbeit-
nehmer tragen etwa ein Drittel der Kosten
der Wochenarbeitszeitverkürzung. Zusätzlich
sorgt die Regierung dafür, daß 100 Arbeiter
einen neuen Arbeitsplatz bei Steyr-BMW er-
halten und die öffentliche Hand durch vorge-
zogene Aufträge für Lkw's die Arbeitsplätze
von weiteren 100 Arbeitnehmern sichert.
In Schweden beherrscht die aktive Beschäfti-
gungspolitik die wirtschafts- und sozialpoliti-
sche Diskussion und Praxis 32). Die im interna-
tionalen Vergleich niedrige offene Arbeitslo-
sigkeit muß allerdings ergänzt werden um Ar-
beitssuchende, die in perspektivlosen staatli-
chen Arbeitsbeschaffungsprogrammen „ge-
hortet” werden und insgesamt wohl die Zahl
der offiziell Arbeitslosen noch übertreffen.
Um aus dieser gefährlichen, weil nur die Pro-
bleme kurzfristig kaschierenden Sackgasse
herauszukommen, geht die sozialdemokrati-
sche Regierung Schwedens mit einem indu-
striefreundlichen Wirtschaftsprogramm und
innovativen Konzepten der Arbeitsvermitt-
lung, der Arbeitsmarktausbildung und der
Förderung der Mobilität neue Wege. Das
Wirtschaftsprogramm baut auf den privaten,
aber auch auf den im Verhältnis etwa zu
Österreich, Frankreich und Italien kleinen öf-
fentlichen Sektor. Vor allem die Abwertung
verhalf Schweden 1983 und 1984 zu einem Ex-
portboom, während ein öffentliches Baupro-
gramm mit zukunftsorientierten Infrastruk-
turinvestitionen auch in Großprojekten ganz
analog zu Österreich besonders im Brücken-,
Straßen- und Kraftwerksbau die Binnenkon-
junktur beleben soll.

Für die eigentliche Beschäftigungspolitik gibt
Schweden mit rund fünf Milliarden DM das
Dreifache der Arbeitslosenunterstützung aus.
Es besteht in der schwedischen Gesellschaft
ein sehr weitgehender Konsens über den hu-
manen, individuellen und sozialen Eigenwert
von Arbeit und die Abhängigkeit einer mo-
dernen Wirtschaft von gut ausgebildeter und
qualifizierter Arbeitskraft. Daher nimmt den
entscheidenden Platz im System der Beschäf-
tigungspolitik die Arbeitsmarkt-Ausbildung
in eigens dafür geschaffenen Zentralen, aber
auch Schulen und Betrieben ein, wo Arbeits-
lose, von Arbeitslosigkeit Bedrohte und An-
gehörige von dem Strukturwandel unterlie-
genden Branchen ihre Berufskenntnisse er-
weitern oder sich für (neue) Mangelberufe bei
Weiterbezahlung eines der Wirtschaft ange-
paßten Durchschnittsverdienstes ausbilden
lassen können. Die geographische Mobilität
wird durch großzügige, vielfältige finanzielle
Hilfen gefördert, und der Staat zahlt Arbeit-
gebern, die neue Arbeitsplätze für bisher
Langzeitarbeitslose und Jugendliche schaffen,
ein halbes Jahr lang den halben Lohn.
Schließlich faßte ein gleich zu Regierungsan-
tritt der sozialdemokratischen Regierung
Palme im Herbst 1982 erlassenes Gesetz die
bisher zerstreuten Arbeitszeitregelungen, be-
sonders für den Bereich der Überstundenkon-
trolle und der Teilzeitbeschäftigung zusam-
men, verbesserte die Stellung der Teilzeitbe-
schäftigten bei der Ableistung von Überstun-
den und erweiterte die Rechte der Tarifpar-
teien, auf allen tarifpolitischen Ebenen wei-
tergehende Regelungen vereinbaren zu kön-
nen. Auch der unter großen Spannungen (De-
monstration von mehreren tausend Unter-
nehmern) befristet bis 1990 eingeführte regio-
nalisierte .Arbeitnehmerfonds"33), der aus Ge-
winnüberschüssen der Unternehmen und Bei-
trägen der Beschäftigten gespeist wird, eröff-
net einen neuen beschäftigungspolitischen
Handlungsspielraum. Mittel daraus sollen vor
allem an regional und sektoral strukturge-
fährdete Unternehmen — unter Beachtung
strenger Rentabilitätsauflagen der mehrheit-
lich von den Gewerkschaften kontrollierten
Fondsverwaltungen — gegeben werden. Wo-
möglich wird dieser Teilaspekt angesichts der
eher als gering einzuschätzenden strategi-
schen Bedeutung der Fonds34) zukünftig ein
noch stärkeres Gewicht erhalten.



Zweifellos sind die Erfolge Österreichs und
Schwedens bei der Erhaltung von Arbeitsplät-
zen und damit bei entscheidenden Kernpro-
blemen der Gewerkschaften im Vergleich mit
den übrigen hier vorgestellten Ländern be-
eindruckend. Unstrittig ist auch, daß in bei-
den Ländern die historisch gewachsene,
starke und korporativ angelegte Stellung der
Gewerkschaften mitentscheidend für die ak-
tive Beschäftigungspolitik ist35). Doch neben
den oben behandelten ökonomischen Schwie-
rigkeiten einer nachfrageorientierten Wirt-
schaftspolitik unter den aktuellen weltwirt-
schaftlichen Bedingungen und der weitge-
hend fehlenden oder sehr eng geführten tech-
nologiepolitischen Alternativdiskussion erge-
ben sich auch für die Gewerkschaften selbst
Struktur- und Selbstverständnisprobleme aus
ihrer korporativen Einbindung und der dar-
aus resultierenden eingeschränkten Hand-
lungsfähigkeit. Das korporative schwedische
bzw. österreichische Modell hat besondere
Voraussetzungen und zeitigt besondere Kon-
sequenzen:
— die Zentralisation innerhalb der Gewerk-

schaften, d. h. größere Kompetenzen beim
Dachverband als bei den sektoralen Mit-
gliedsgewerkschaften;

— die erfolgreiche Integration von Arbeiter-
und Angestellteninteressen, sowie von
parteipolitischen und/oder religiösen
Fraktionen;

— die Konzentration der Entscheidungen bei
einer relativ kleinen Gruppe von Spitzen-
funktionären, die auch in den korporati-
ven Institutionen vertreten sind;

— die starke Einbindung von Betriebsräten
bzw. von Vertrauensleuten in die Gewerk-
schaftsorganisation;

— die gesamtgesellschaftliche Akzeptanz der
Funktionsverteilung von Staat und Sozial-
partnern und eine gewerkschaftsnahe Re-
gierung.

Problematisch wird eine solch zentralisierte
Gewerkschaftspolitik dann, wenn der korpo-
rative Verbund und damit die Gewerkschaf-
ten für Krisenerscheinungen, wie sie auch in
Österreich und Schweden an der Tagesord-
nung sind, mitverantwortlich gemacht wer-
den können, da sie ja für jedermann einsichtig
auch mitentscheiden. Andererseits läuft eine
solche Gewerkschaftsbewegung Gefahr, daß
wirtschaftspolitische und vor allem beschäf-
tigungspolitische Erfolge nicht mehr ihr,
sondern tendenziell nur noch der direkt han-
delnden Regierung/Regierungspartei zuge-
schrieben werden. Des weiteren riskiert eine
hohe Zentralisierung immer, in den Betrieben
und lokalen Einheiten Apathie und Desinter-
esse der organisierten Arbeitnehmer zu er-
zeugen, da diese von den entscheidenden
Ebenen der Weichenstellung am weitesten
entfernt sind. Auch bei stabiler Organisa-
tionsquote bzw. sogar weiter ansteigender
Mitgliedschaft kann eine solche Gewerk-
schaftsbewegung innerlich ausgehöhlt wer-
den und Handlungsfähigkeit einbüßen. Dies
könnte sich gerade in einer Zeit sehr raschen
technischen Wandels, erheblicher Struktur-
brüche und dauerhafter Wachstumsschwäche
verheerend auswirken. Da ein Ende dieser
restriktiven Rahmenbedingungen heute nicht
abzusehen ist, steht der letztendliche Erfolg
des schwedischen bzw. österreichischen Mo-
dells in der Beschäftigungspolitik, der Siche-
rung gewerkschaftlicher Potenz und der akti-
ven Beeinflussung der Technikgestaltung
noch aus.

IX. Schlußfolgerungen für die gewerkschaftliche Zukunftsperspektive
nach 1984

Nach einer Phase der Lähmung gewerkschaft-
lichen Aktionspotentials und der systemati-
schen Zurückdrängung gewerkschaftlichen
Einflusses auf gesamtgesellschaftlicher und
tarifpolitischer Ebene — allenfalls punktuell
durchbrochen wie z. B. durch landesweite De-

monstrationen in Belgien, dezentrale Aktio-
nen in den Niederlanden, einen unerwarteten
Arbeitskampf in Schweden und gescheiterte
Ansätze zu einem tripartistischen Sozialpakt
in Italien — verfestigt sich in einigen wichti-



gen hochindustrialisierten Ländern der Wi-
derstand der Gewerkschaften gegen die neo-
klassische Laissez-faire-Wirtschaftspolitik mit
ihren negativen Beschäftigungseffekten und
dem zügigen Abbau sozialpolitischer Errun-
genschaften. Dies gilt vor allem für die Ge-
werkschaften in Großbritannien und der Bun-
desrepublik Deutschland, während in Frank-
reich und Italien, wo vom Selbstverständnis,
von der Struktur und der Geschichte der Ge-
werkschaften her eigentlich eine aktive,
kämpferische Bewegung existiert, aus unter-
schiedlichen Gründen immer noch defensiv
und zurückhaltend agiert wird.
Mit Ausnahme weniger kleinerer Länder wie
Schweden und Österreich verfolgen die Na-
tionalstaaten einen neoklassisch-monetaristi-
schen Wirtschaftskurs, wenn auch z. T. mit
beachtlichen Einsprengseln einer keynesia-
nisch orientierten Politik besonders in den
Bereichen Rüstung und Subventionen bzw.
Protektion, kombiniert mit einer Modernisie-
rungspolitik der Volkswirtschaft nach Maß-
gabe neuer Technologien von der Mikroelek-
tronik bis hin zur Biogenetik (Zukunftsindu-
strien).
Wachstumsschwäche und der großflächige
Einsatz neuer arbeitssparender Technologien
führten in allen Ländern zur Massenarbeitslo-
sigkeit. Die beim Staat anfallenden Kosten
dieser Entwicklung — Zukunftsinvestitionsfi-
nanzierung und Arbeitslosenunterstützung —
bei gleichzeitigem Einnahmerückgang wer-
den durch einen raschen und drastischen Ab-
bau sozialer Leistungen bezahlt. Von dieser
Tendenz machen auch sozialistisch bzw. so-
zialdemokratisch geführte Regierungen keine
grundsätzliche Ausnahme. Der spektakuläre
ökonomische Umschwung der französischen
Volksfront 1982 wurde beispielsweise weni-
ger dramatisch und öffentlichkeitswirksam
auch von den Linksregierungen in Spanien
und Griechenland nachvollzogen. Die Ge-
werkschaften müssen es in einer derart re-
striktiven ökonomischen, sozialen und politi-
schen Situation offenbar mit einem ganzen
Bündel von Gefahren zugleich aufnehmen:
— der Verteilungsspielraum wird sehr eng,

der Verteilungskampf sehr hart:
— die hohe Arbeitslosigkeit reduziert die ge-

werkschaftliche Organisationsquote bzw.
die Mitgliederzahlen;

— die neuen Probleme und ihr umfas-
send prägender Einfluß auf den Zustand
der Gesamtgesellschaft (Zukunftstechno-
logien, Ökologie, Rüstung und Frieden,
Arbeitslosigkeit, Wertewandel) verlangen
neue Ziel- und Strategiediskussionen ge-
rade in den Gewerkschaften;

— es besteht die Gefahr der Aufspaltung der
Gewerkschaftsklientel und ihrer Funktio-
näre nach aufgabenbezogenen Kriterien
(Arten der Arbeitszeitverkürzung bzw.
quantitativer versus qualitativer Tarifpoli-
tik) und nach institutionell-gruppenbezo-
genen Kriterien (Arbeitsplatzbesitzer ver-
sus Arbeitsloser, Stammarbeitnehmer ver-
sus Randarbeitnehmer);

— die Dreierkonstellation in den Arbeitsbe-
ziehungen zwischen Staat, Unternehmer-
verbänden und Gewerkschaften wird so
stark zuungunsten letzterer belastet, daß
ein offizielles oder informelles Aussche-
ren der Gewerkschaften aus diesem (qua-
,si) korporativen Verbund oft unvermeid-
lich wird;

— trotz weitgehend ähnlicher Ausgangsla-
gen der meisten nationalen Gewerk-
schaftsbewegungen ist eine internationale
Abstimmung oder gar Solidarität gerade
aufgrund des nationalen Wettlaufs um die
beste Ausgangsposition in die „Computer-
gesellschaft“ und die Überbelastung der
Gewerkschaften mit schwierigen und
neuen Aufgaben eher unwahrscheinlich.
Gleichwohl liegt im internationalen Erfah-
rungsaustausch eine große Chance zur dif-
ferenzierten und angemessenen Struktur-
analyse der Kapitalkrise und auch zum
produktiven Lernen aus erfolgreichen und
durchaus auch gescheiterten Wider-
standsformen.

Trotz dieser nach wie vor kritischen Gesamt-
situation gibt es Anzeichen dafür, daß wo-
möglich schon kurzfristig mit einem Wieder-
aufbau gewerkschaftlichen Widerstandes ge-
gen das Konzept und die Folgen neoklassi-
scher Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik
gerechnet werden kann.
In Frankreich ist die Volksfrontregierung
durch den Austritt der kommunistischen Par-
tei zerbrochen — und damit steht auch die
Einbindung der größten Gewerkschaft CGT in
die Regierungspolitik zur Disposition.

In Italien erscheint mit der Abwendung von
der Fixierung auf den Kampf um die „Scala
Mobile“ und der damit verbundenen Gefahr
der Gewerkschaftsspaltung eine neue einheit-
liche Stoßrichtung in der Frage der Arbeits-
zeitverkürzung nicht unwahrscheinlich.

Auch in Belgien, Dänemark und den Nieder-
landen belegen sporadische, meist dezentral-
betrieblich oder bei entsprechenden struktu-
rellen Problemen auch regional und demon-
strativ-nationale Widerstandsaktionen, daß
trotz restriktiver Wirtschaftspolitik, der Exi-
stenz von nicht gewerkschaftsfreundlichen



Regierungen und der Lockerung des korpora-
tiven Gesellschaftsverständnisses Macht und
Einfluß der Gewerkschaften keineswegs ge-
brochen sind. Allerdings reagieren diese Ge-
werkschaftsbewegungen in weit defensiverer
Weise in der Form von Arbeitszeitverkürzun-
gen ohne klare Pirorität und ohne Lohnaus-
gleich oder in neuen Formen von stärkerer
Einbindung in die klassischen Kapitalfunktio-
nen auf die Krise. Ansätze zu einer voraus-
schauenden Technologiepolitik oder einer
umfassenden, langfristig angelegten gesell-
schaftspolitisch begründeten Alternativstra-
tegie der Arbeitszeitverkürzung, wie sie in
Großbritannien und der Bundesrepublik dis-
kutiert und praktiziert werden, sind (noch)
nicht umsetzungs- und durchsetzungsfähig.
Die Beispiele Österreichs und Schwedens zei-
gen dagegen, daß der Druck monetaristisch-
neoklassischer Politikmuster selbst unter den
international verschlechterten Bedingungen
nachlassender Wachstumsraten, sektoraler
und regionaler Strukturkrisen, der Einfüh-
rung neuer Technologien besonders in Ver-
fahrensbereichen, wachsender Überkapazitä-
ten und kapitalfreundlicher Regierungen
nicht aüsreicht, institutionell und informell
stabile und historisch verankerte korporative
Beziehungen zwischen den Spitzen von Staat,
Gewerkschaft und Unternehmerverbänden
auszuhebeln. Die beiden gewerkschaftszen-
trierten Prioritäten einer nachfrageorientier-
ten keynesianischen Wirtschaftspolitik und
einer beschäftigungsorientierten Arbeits-
marktpolitik haben in diesen Ländern bei
durchaus noch akzeptablen Verletzungen des
Inflations- und Staatsverschuldungsziels nun-
mehr schon im 11. Jahr der Wirtschaftskrise
Bestand. Andererseits fällt gerade dort die
kritische Diskussion (und Praxis) über Sinn
und Perspektive von Arbeit, Technologie und
Humanisierung der Lebensbedingungen auch
in den Gewerkschaften vor allem auf der Ma-
kroebene sehr dünn aus. Die Protagonisten
der gesellschaftlichen Macht in beiden Län-
dern, d. h. der korporative Dreibund von Re-
gierung, Gewerkschaften und Unternehmer-
verbänden, setzt auf eine zukunftsorientierte
technologische Struktur- und Modernisie-
rungspolitik sozialdemokratischen Zu-
schnitts. In dieser Hinsicht sind viele Ge-
werkschaften in Ländern mit schlechteren so-
zioökonomischen und organisationsbezoge-
nen Voraussetzungen und dementsprechend
geringeren Vertretungspotentialen in politi-
schen Entscheidungs- und Steuerungszentra-

len gegenüber den neuen Entwicklungen
stärker sensibilisiert und innovativer.
Trotz der Parallelität von Wirtschafts- und
Gewerkschaftskrise ) differieren offenbar die
nationalen Aktions- und Reaktionsmuster der
Gewerkschaften auf diese Krisen sehr stark.
Sowohl bezüglich den klassischen
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Themen
der Forschung über „industrielle Beziehun-
gen" wie Zentralisierung und Dezentralisie-
rung, Verrechtlichungsproblematik, jeweilige
Grade autonomer Tarifpolitik und Pluralis-
mus- gegenüber Korporatismus-Konzept, wei-
sen die hier behandelten Länder erhebliche
Unterschiede und z. T. sogar offene Gegen-
sätze auf, die sich in einigen Fällen bis in die
innere Struktur nationaler Gewerkschaftsbe-
wegungen hinein fortsetzen. Dies gilt auch für
die in der Krise zunehmenden Schwierigkei-
ten der nationalen Gewerkschaften, sich in-
ternational stärker zu koordinieren und den
Strukturen des international agierenden Ka-
pitals eine eigene Informations- und Solidari-
tätspolitik entgegenzusetzen376 ). Doch die für
die Zukunft der Gewerkschaften in den hoch-
industrialisierten Ländern entscheidende Tat-
sache dürfte sein, daß sich im Jahr 1984 —
einem Jahr mit einer den realen Rahmenbe-
dingungen durchaus entsprechenden düste-
ren Assoziationsaura — bei aller gebotenen
Skepsis doch eine Aktivierung gewerkschaft-
lichen Widerstands auf den entscheidenden
Ebenen der Tarif- und Technologiepolitik
feststellen läßt. Wird dieser Ansatz mit einer
gezielten, langfristig angelegten Arbeitszeit-
politik, einer stärkeren Einbeziehung vor al-
lem der Frauen, der Angestellten und der na-
turwissenschaftlich-technischen Intelligenz
in die aktive Gewerkschaftsarbeit und einer
ausgewogenen und intensiven Beziehung und
Rückbeziehung von betrieblicher, lokaler und
zentraler Handlungsebene angereichert so-
wie um die Berücksichtigung externer An-
stöße der Umwelt- und Rüstungsdiskussion
ergänzt, dann könnten sich die Gewerkschaf-
ten aus der Agonie der letzten Jahre befreien
und sich zu einem wichtigen, vielleicht ent-
scheidenden Handlungsträger der gesell-
schaftlichen Zukunftsgestaltung regenerie-
ren.



Anton P. Müller: Internationale Schuldenkrise. Bedingungen und Risiken
ihrer Bewältigung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 51-52/84, S. 3—11

Die Auslandsverschuldung der Entwicklungsländer hat auch in den letzten Jahren weiter
zugenommen. Eine immer größer werdende Zahl überschuldeter Länder muß um Um-
schuldung und Restrukturierung bei den Gläubigern nachsuchen. Maßgeblicher Koordi-
nator dieser Politik ist der Internationale Währungsfonds (IWF). Die derzeit praktizierte
Umschuldungspolitik bringt jedoch erhebliche Risiken sowohl für die Stabilität der Län-
der als auch für die Gläubigerbanken mit sich. Bei den umschuldenden Ländern wurden
zwar erste Anpassungserfolge erzielt, die jedoch zu keinem Abbau der Gesamtverschul-
dung führten. Die Gläubigerbanken sind zu fortgesetzter Kreditvergabe gezwungen, da ihr
Engagement in den überschuldeten Ländern in mehreren Fällen eine Höhe erreicht hat,
bei der eine formelle Zahlungsunfähigkeitserklärung die Solvenz der Banken unmittelbar
bedrohen würde. Wegen der kurzfristigen Refinanzierungsbasis der international tätigen
Geschäftsbanken ergibt sich ein laufender Refinanzierungsbedarf, der auf dem internatio-
nalen Dollarmarkt weiterhin zu hohen Zinsen führt, andererseits die Schuldenbelastung
der Entwicklungsländer weiter vermehrt

Wolfgang Zaschke: Internationale Sozialpolitik. Institutionen, Programma-
tik, Rahmenbedingungen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 51-52/84, S. 12—28

Internationale Sozialpolitik ist politisch bedeutsam, weil sie den ‘Zusammenhang, von
nationaler Beschäftigungskrise und internationaler Politik, d. h. die internationale Krise
des Wohlfahrtsstaats, zum Gegenstand hat. Sie lenkt die Aufmerksamkeit auf die .inneren’
Voraussetzungen der Außenpolitik. Fragt man nach dem Erfolg internationaler Zusam-
menarbeit in Fragen der Sozial- und Beschäftigungspolitik, so fällt das Ergebnis in einer
juristischen Betrachtung anders aus als bei der Analyse der institutioneilen Praxis. Juri-
stisch gesehen waren das Internationale Arbeitsamt, der Europarat und das EG-Sozial-
recht .erfolgreich'. Die internationalen Übereinkommen sind weit .verbreitet'. Der pro-
grammatische Charakter der IAO-Normen, des EG-Sozialfonds und des Weltbeschäfti-
gungsprogramms weisen dagegen gravierende Mängel auf: Die IAO-Programmatik besitzt
keine Kriterien, um das typische Sozialstaatsmodell, von dem sich die nationalen Regie-
rungen distanzieren, zu reformieren. Der EG-Sozialfonds subventioniert im wesentlichen
Programme, die national ohnehin .gefahren’ würden. Das Weltbeschäftigungsprogramm
behandelt die internationale Arbeitslosigkeit so, als wären die Entwicklungsländer das
Zentrum der internationalen Beschäftigungskrise und nicht die Strukturen in den west-
lichen Industrieländern.
Dennoch bietet die Internationale Sozialpolitik, vorbehaltlich einer Neubestimmung ihrer
politischen Ziele, reale Handlungsmöglichkeiten: eine Fortschreibung der internationalen
Standards und Diskussionsbeiträge zur nationalen Rechtspolitik (bei Diskrepanzen zwi-
schen Völkerrecht und nationaler Gesetzgebung), eine innovatorische Steuerung der
unteren, für Programmdurchführung und Kontrolle zuständigen Staatsinstanzen, insbe-
sondere der kommunalen Sozialverwaltungen (EG-Sozialfonds), Ansatzpunkte für interna-
tionale Gewerkschaftspolitik und Kriterien für das, was .Internationalismus’ der sozialisti-
schen Länder, der 2. Internationale und der Entwicklungsländer heißen kann. Da die For-
mulierung internationaler Standards von nationalen Handlungsmöglichkeiten abhängt, ist
eine Diskussion über die nationale Reform des Sozialstaats Voraussetzung für eine Wei-
terentwicklung der Internationalen Sozialpolitik. Letztlich fängt der Internationalismus
schon in der Kommune an.



Wolfgang Lecher: Gewerkschaften in Europa — Zwischen Resignation und
Widerstand
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 51-52/84, S. 29—46

Nach einer Phase der Stagnation, Resignation und Paralyse Ende der siebziger/ Anfang
der achtziger Jahre mehren sich nun die Zeichen einer Aktivierung des gewerkschaftli-
chen Handlungspotentials. Die Rückbesinnung auf die eigene tarifpolitische Stärke, zu-
nehmende Diskussion und beginnende Praxis alternativer Technologie- und Produktions-
konzeptionen, die Arbeitszeitdiskussion und die allmähliche Öffnung gegenüber Umwelt-
und Rüstungsproblemen könnten trotz restriktiver wirtschafts- und sozialpolitischer Re-
gierungspolitik in den meisten europäischen Ländern eine Restrukturierung gewerk-
schaftlichen Durchsetzungspotentials ermöglichen.
Der europäische Überblick zeigt, daß trotz tendenziell ähnlicher Rahmenbedingungen von
staatlicher Austeritätspolitik, Massenarbeitslosigkeit, Wachstumsschwäche und rückläufi-
gen Organisationsquoten erhebliche nationale Unterschiede bestehen. Der Bogen spannt
sich von relativen tarifpolitischen Erfolgen bei der Arbeitszeitverkürzung in der Bundes-
republik Deutschland über ein verstärktes Widerstands- und Alternativpotential in Groß-
britannien, die mit großen internen Schwierigkeiten kämpfenden Gewerkschaften Italiens
und Frankreichs, dem Niedergang kooperativer Gewerkschaftspolitik in Belgien, den Nie-
derlanden und Dänemarks bis hin zu der enormen Stabilität korporativer Einbindung der
Gewerkschaften in Österreich und Schweden. Es ergibt sich ein differenziertes Bild
gewerkschaftlicher Handlungsmöglichkeiten im Europa der Krise, das neben Risiken und
Gefährdungspotentialen auch Hinweise auf Ansätze einer arbeitnehmer- und zukunfts-
orientierten Politik bietet
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